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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr: Übersicht über die über- und außerplanmäßigen 
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Auf Grund des § 33 Abs. 1 der Reichshaushaltsordnung über- 
reiche ich die Übersicht über die über- und außerplanmäßigen 
Haushaltsausgaben für das 4. Vierteljahr des Rechnungsjahres 
1957 im Betrage von 10 000 DM und darüber. 


In Vertretung 

Hartmann 


Druck: Bonner Universitäts-Budidruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestr. 54, Telefon 3551 
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Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Übersicht 

über die über- und außerplanmäßigen Haushaltsausgaben 
im 4. Vierteljahr des Rechnungsjahres 1957 im Betrage 
von 10 000 DM und darüber 


Kap. ! 

'nt. 

Haushalts- 
betrag 
(94 v. H.) 

1957 

An über- und i 

*) außerplan- 
mäßigen Aus- | 

gabemittein sind 

Begründung 

zugewiesen 


1 

DM 

DM 



Einzelplan 01 — Bundespräsident und Bundespräsidialamt — 


01 03 80 000 — : 

250 (voller Haus- , 

haltsansatz) . 


01 03 
apl. 870 


01 03 
~950 


250 000 f — | 
(voller Haus- j 
haltsansatz) j 


15 000, — Kosten für Orden und Ehrenzeichen, insbesondere Verdienst- 

orden der Bundesrepublik Deutschland und Grubenwehr- 
Ehrenzeichen 

Mehrausgaben infolge der nicht voraussehbaren zahlreichen 
Staatsbesuche, Der Mehrbedarf an Mitteln war bei der Auf- 
stellung des Haushaltsplans 1957 nicht vorherzusehen. Die 
Ausgaben waren unvermeidbar, sie ließen sich auch nicht bis 
zum nächsten Rechnungsjahr zurückstellen, 

Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 

*) 25 750, — Erstmalige Anschaffung von Ausstattungsgegenständen zur 

Einrichtung von 2 Empfangsräumen in der Dienstwohnung 
des Staatssekretärs und Chefs des Bundespräsidialamts 

Ausstattung infolge Neubesetzung des Amtes. Die vorherige 
Ausstattung war vom Amtsvorgänger selbst gestellt worden. 
Die außerplanmäßige Ausgabe war unvermeidbar, sie ließ 
sich auch nicht bis zum nächsten Rechnungsjahr hinaus- 
schieben, 

Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 


248 000,— 


Kosten des Personalgutachterausschusses für die Streitkräfte 

Das Ende der Tätigkeit des Ausschusses hat sich hinausge- 
zögert. Die tatsächlichen überplanmäßigen Ausgaben sind 
aus dem Verteidigungshaushalt erstattet worden. 


Einzelplan 02 — Deutscher Bundestag — 


02 01 
200 


936 240,— 


220 000, — Geschäftsbedürfnisse 

| Durch umfangreiche Gesetzgebungsarbeiten sind im Rech- 
! nungsjahr 1957 in weit höherem Maße parlamentarische 
1 Drucksachen angefallen, als vorauszusehen war. Außerdem 
sind seit der Aufstellung des Haushalts 1957 die Druck- 
kosten erheblich angestiegen. Die Mehrausgaben waren un- 
vorhersehbar; sie konnten auch nicht bis zum nächsten Rech- 
nungsjahr zurückgestellt werden. 


| Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 
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Haushalts- 
betrag 
(94 v. H.) 
1957 


An über- und 
*) außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 
zugewiesen 


Begründung 


noch Einzelplan 02 — Deutscher Bundestag — 

02 01 939 530,— 34 000, — Post- und Fernmeldegebühren, Kosten für Fernsprechanlage 

"~2Ö3 sowie Rundfunkgebühren 

Infolge der im Rechnungsjahr 1957 sehr umfangreichen Ge- 
i setzgebungsarbeiten und der vermehrten Plenar- und Aus- 

schußsitzungen des Deutschen Bundestages war die Benut- 
zung der Telefon- und Telegramm-Einrichtungen sowie der 
postalische Geschäftsverkehr in sehr starkem Maße ange- 
stiegen. Die Gestaltung der Ausgaben lag insoweit nicht im 
i Ermessen der Verwaltung. Die Mehrausgaben waren un- 
J vorhersehbar und unabweisbar. Sie konnten nicht bis zum 
nächsten Rechnungsjahr zurückgestellt, sondern mußten 
überplanmäßig geleistet werden. 

Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 

i 

02 01 442 928, — 33 769,96 Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und Diensträumen 

206 Die Stadt Bonn fordert vom Deutschen Bundestag für die 

: Rechnungsjahre 1951 bis 1957 Grundbesitzabgaben (Grund- 
! steuern, Kanalbenutzungsgebühren, Müllabfuhrgebühren 
usw.) für das Bundeshaus in Höhe von 71 863,02 DM. Inwie- 
weit die Höhe dieser Nachforderung zu Recht besteht, konnte 
bisher endgültig noch nicht geklärt werden. Gegen die Ver- 
pflichtung zur Zahlung eines Betrages von 33 769,96 DM 
werden jedoch Einwände nicht geltend gemacht werden 
j können. Mit Rücksicht darauf, daß die Nachforderung ab 

j Rechnungsjahr 1951 geltend gemacht wird, scheint es ver- 

! tretbar, zunächst durch die Zahlung dieses Betrages einen 

Teil des Rückstandes auszugleichen. Die Ausgaben konnten 
der Höhe nach nicht vorhergesehen und daher bei der Auf- 
stellung des Haushaltsplans 1957 auch nicht berücksichtigt 
werden. Eine weitere Zurückstellung erscheint ebenfalls 
i nicht vertretbar, so daß die Ausgabe überplanmäßig gelei- 
I stet werden muß. 

Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 

02 01 8 930 000, — 200 000, — Aufwandsentschädigung und Unkostenersatz für die Präsi- 

300 denten und Abgeordneten des Deutschen Bundestages 

Bei der Wahl zum 3. Deutschen Bundestag sind 166 Abge- 
ordnete neu in den Bundestag eingetreten. Es wurde daher 
für 166 ausscheidende Abgeordnete ein Ubergangsgeld nach 
§ 1 Abs. 3 des Diätengesetzes vom 24. Juni 1954 erforderlich. 
Die Zahl der ausscheidenden Abgeordneten lag höher als 
! bei der Aufstellung des Haushaltsplans 1957 voraussehbar 
war. Der Mehrbedarf ist unabweisbar und kann nicht bis 
zum nächsten Rechnungsjahr zurückgestellt werden. 

Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 

140 000, — Ersatz einer Fernsprechvermittlungsanlage 

Mehrausgabe, weil die Höhe der Gesamtkosten für den Er- 
satz der aus dem Jahre 1949 stammenden, völlig veralteten 
und den erhöhten Anforderungen nicht mehr entsprechenden 
Fernsprechvermittlungsanlage des Bundestages bei Aufstel- 
lung des Haushalts 1957 noch nicht bekannt war und sich 


02 01 343 100 — 

881 
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Haushalts- 
betrag 
(94 v. H.) 

1957 

i 

An über- und 
*) außerplan- 


Kap. 

Tit. 

mäßigen Aus- | 

gabemittein sind 

Begründung 

zu gewiesen 



DM 

DM 



noch Einzelplan 02 — Deutscher Bundestag — 

erst aus dem Gutachten des Vizepräsidenten der Oberpost- 
direktion Köln vom April/Mai 1957 ergab. Die Ausgabe 
war auch unabweisbar, weil die neue Vermittlung vor Be- 
ginn der neuen Legislaturperiode des Bundestages (1. Okto- 
ber 1957) betriebsfähig sein mußte. 

Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 


0 3 01 
200 


131 600,— 


Einzelplan 03 — Bundesrat — 


29 900,— 


Geschäftsbedürfnisse 


Durch umfangreiche Gesetzgebungsarbeiten sind im Rech- 
nungsjahr 1957 in weit höherem Maße parlamentarische 
Drucksachen angefallen, als vorauszusehen war. Außerdem 
sind seit der Aufstellung des Haushalts 1957 die Druck- 
kosten erheblich gestiegen. Die Mehrausgaben waren un- 
vorhergesehen und unabweisbar; sie konnten auch nicht bis 
zum nächsten Rechnungsjahr zurückgestellt werden. 

Einsparung angeboten bei Kap. 03 01 Tit. 215, 301 und 302. 


Einzelplan 04 — Bundeskanzler und Bundeskanzleramt — 


04 01 91 200,— 

107 (voller Haus- 

haltsansatz) 


79 209, — Beihilfen auf Grund der Beihilfengrundsätze für Beamte, 

Angestellte und Arbeiter 

Die Ausgaben für Beihilfen beruhen auf gesetzlicher Ver- 
pflichtung. Sie müssen daher nach dem laufenden Bedarf 
geleistet werden. Die Leistung der Mehrausgabe ist unab- 
weisbar und unaufschiebbar. 

Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 


040! 

206 


79 900,— 


16 087,02 


Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und Diensträumen 

Bei diesem Haushaltsansatz handelt es sich größtenteils um 
zwangsläufige Ausgaben, wie Heizung, Beleuchtung, Steuern 
und öffentliche Abgaben. 

Im Rechnungsjahr 1957 ist eine unvorhergesehene Ausgabe 
von rd. 12 900 DM dadurch notwendig geworden, daß die 
Stadt Bonn die Kanalbenutzungsgebühren rückwirkend vom 
Rechnungsjahr 1956 ab beträchtlich erhöht hat. Die Prüfung 
der Rechtslage durch das Bundesfinanzministerium hat er- 
geben, daß erfolgversprechende Einwendungen gegen die 
Erhöhung nicht erhoben werden können. Weiterhin sind 
Mietkosten für Dienst- und Empfangsräume dadurch ent- 
standen, daß der Herr Bundeskanzler mehrere Wochen nicht 
am Regierungssitz anwesend war. Die Mehrausgaben waren 
nicht vorauszusehen und unabwendbar. 


Einsparung bis zur Höhe von rd. 10 000 DM angeboten bei 
Kap. 04 01 Tit. 101, 108 und 110. 
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Kap. 

Haushalts- 
betrag 
(94 v. H.) 

1957 

An über- und 
*) außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 

Begründung 

Tit. 

zu gewiesen 



DM 

DM 



04 01_ 
215 b 


04 01 

~30f 


noch Einzelplan 04 — Bundeskanzler und Bundeskanzleramt — 


14 100 — 


282 000,— 


! 

! 


38 613,94 


Reisekostenvergütungen — Auslandsreisen 

Die Ausgaben für Auslandsreisen sind im voraus nicht zu 
übersehen, so daß dafür immer nur ein geschätzter Betrag 
veranschlagt werden kann. Im Rechnungsjahr 1957 sind 
durch die angespannte politische Lage mehr Auslandsreisen 
notwendig gewesen, insbesondere sind auch durch die Reise 
des Herrn Bundeskanzlers zur NATO-Konferenz in Paris im 
Dezember 1957 höhere Ausgaben entstanden. Die Mehraus- 
gaben sind nicht vorauszusehen gewesen und waren, da 
politisch bedingt, auch unabwendbar. 

Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 


287 953,39 


Kosten aus Anlaß von Staatsbesuchen des Bundeskanzlers 
im Ausland 


Für die Staatsbesuche des Herrn Bundeskanzlers im Aus- 
land sind im Rechnungsjahr 1957 im einzelnen folgende 
Ausgaben entstanden: 

Staatsbesuch im Moskau 

(September 1955) Restkosten 14 347,68 DM 

Staatsbesuch in Rom 
(Juli 1956) Restkosten 

Staatsbesuch in Paris 
(November 1956) Restkosten 

Staatsbesuch in Teheran 
(April 1957) Restkosten 

Staatsbesuch in Washington 
(Mai 1957) Restkosten 226 440, — DM 

Staatsbesuch in Wien 

(Juni 1957) Restkosten 61 065,31 DM 


30, — DM 
26 179,10 DM 
240 343,65 DM 


und für den beabsichtigten 

Staatsbesuch in London 1 547,65 DM 


zusammen 569 953,39 DM 

Die Zahl der Staatsbesuche und ihre Kosten sind bei der 
Aufstellung des Voranschlages zum Haushaltsplan nicht 
vorauszusehen, so daß auch im Haushaltsplan 1957, wie in 
den Vorjahren, nur ein geschätzter Betrag von 300 000 DM 
veranschlagt wurde. Die Staatsbesuche sind politisch bedingt 
und daher die Kosten auch unabwendbar. 

Durch § 8 Abs. 1 des Haushaltsgesetzes 1957 ist der ge- 
schätzte Ansatz noch um 6 v. H. gekürzt worden. Da es nicht 
möglich war, den Kürzungsbetrag in Höhe von 18 000 DM 
an anderer Stelle des Einzelplans zusätzlich einzusparen, 
muß auch dieser Betrag als überplanmäßig angesehen wer- 
den, so daß sich die überplanmäßige Ausgabe auf 287 953,39 
DM beläuft. 

Auf das Protokoll des Haushaltsausschusses des Deutschen 
Bundestages Nr. 239 (Punkt 1 der Tagesordnung) wird Bezug 
genommen. 

Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 
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I Haushalts- 
betrag 
(94 v. H.) 

! 1957 

I 

An über- und 


Kap. 

Tit. 

*) außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 

Begründung 

zugewiesen 


, 

1 

DM i 

■ 

DM 



noch Einzelplan 04 — Bundeskanzler und Bundeskanzleramt — 


04 01 ; 5 922, — 

870 | 


04 04 
apl. 103 


04 04 730 000,— 

108 (voller Haus- 

haltsansatz) 


04 04 
200 


141 000,- 


30 322,13 ! Erstmalige Anschaffung von Büromöbeln und sonstigen Aus- 
(Vorgriff) f stattungsgegenständen 

Die Ausstattung des Bundeskanzleramtes mit Stahlschränken 
j entsprach nicht den Anforderungen der am 1. September 1956 
in Kraft getretenen Verschlußsachenanweisungen für die 
Bundesbehörden. Bei der großen Zahl der im Bundeskanzler- 
amt mit Verschlußsachen beschäftigten Beamten war es not- 
wendig, neun Panzerschränke des Sicherheitsgrades III und 
fünf Panzerschränke des Sicherheitsgrades I zu beschaffen. 
Der größere Teil der Panzerschränke ist mit mehreren ver- 
schließbaren Fächern ausgestattet, so daß ein Panzerschrank 
von mehreren Beamten benutzt werden kann. Bei der Auf- 
stellung des Haushaltsplans 1957 waren die Ausgaben in 
ihrem Ausmaß noch nicht zu übersehen. Es war aber auch 
damit gerechnet worden, daß die Panzerschränke noch im 
Rechnungsjahr 1956 geliefert werden und die Ausgaben da- 
mit auch dem abgelaufenen Rechnungsjahr zur Last fallen 
würden. Infolge Verzögerungen bei den Lieferfirmen sind 
sie erst im Rechnungsjahr 1957 ausgeliefert worden. Die Aus- 
gaben waren unabdingbar, weil sonst den Vorschriften der 
Verschlußsachenanweisung nicht hätte entsprochen werden 
können. 

Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 


*) 100 431,80 


Dienstbezüge der beamteten Hilfskräfte 

Im Entwurf zum Voranschlag 1957 ist bei Kap. 04 04 ein 
Tit. 103 nicht vorgesehen worden, weil zu dieser Zeit nicht vor- 
auszusehen war, daß beim Bundesnachrichtendienst beamtete 
Hilfskräfte beschäftigt werden würden. Im Laufe des Rech- 
nungsjahres 1957 sind jedoch mehrere Beamte von anderen 
Dienststellen abgeordnet worden. Die Dienstbezüge dieser 
Beamten müssen nach dem Eingliederungsplan (Anlage 2 
RWB) bei Tit. 103 verbucht werden. Aus diesem Grunde 
entstand hier eine außerplanmäßige Ausgabe, die aber aus 
den bei Tit. 101 eingesparten Dienstbezügen gedeckt werden 
kann. 


37 720,02 Beschäftigungsvergütungen, Trennungsentschädigungen usw. 

Durch die verstärkte Personaleinstellung in der zweiten 
Hälfte des Rechnungsjahres 1957 mußten in erhöhtem Um- 
fange Trennungsentschädigungen und Beschäftigungsvergü- 
| tungen gezahlt werden. Bei der Aufstellung des Voran- 
schlags 1957 war der Umfang der Personaleinstellungen nicht 
vorauszusehen, so daß der Ansatz nur geschätzt werden 
konnte. Die Mehrausgabe war unter den gegebenen Um- 
ständen unabwendbar. 

Einsparung angeboten bei Kap. 04 04 Tit. 106 und 107. 


15 622,08 


Geschäftsbedürfnisse 


Die Uniformen für das Sicherungspersonal der Zentrale wur- 
den bisher über das Beschaffungsamt der Bayerischen Lan- 
despolizei bezogen. Im Laufe des Rechnungsjahres 1957 
stellte das Bayerische Innenministerium kurzfristig die For- 
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Kap. 

Tit. 

Haushalts- 
betrag 
(94 v. H.) 

1957 

An über- und 
*) außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 1 
zugewiesen 

Begründung 


DM 

DM 



04 04 
203“ 


04 04 
217 


noch Einzelplan 04 — Bundeskanzler und Bundeskanzleramt — 


141 376,— 


i 

! 


263 200,— 


derung, daß die Uniformierung abweichend von derjenigen 
der Landespolizei erfolgen müsse. Aus diesem Grunde muß- 
ten für das Sicherungspersonal neue Uniformen beschafft 
werden. Da diese Forderung nicht vorauszusehen war, waren 
die Ausgaben hierfür nicht veranschlagt. Die Mehrausgabe 
war unabwendbar. 

Einsparung angeboten bei Kap. 04 04 Tit. 215. 


105 316,38 


Post- und Fernmeldegebühren, Kosten für Fernmeldeanlagen 
sowie Rundfunkgebühren 

Durch eine in ihrem Ausmaß nicht vorhersehbare Steigerung 
der Aufträge sind Mehrausgaben für Fernmeldegebühren 
notwendig geworden. Ferner mußten infolge Übernahme 
neuer Aufgaben weitere Dienststellen errichtet und mit 
Fernsprech- und Fernschreibanlagen ausgestattet werden. 
Die Kosten waren bei der Aufstellung des Voranschlags für 
1957 nicht vorherzusehen. Zur Erledigung der erteilten Auf- 
träge waren die Mehrausgaben unabwendbar. 

Einsparung bis zur Höhe von 14 115 DM angeboten bei 
Kap. 04 04 Tit. 106, 219 und 298. 


59 031,09 


Umzugskostenvergütungen und Umzugskostenbeihilfen 

Im Laufe des Rechnungsjahres 1957 konnte eine wesentlich 
größere Zahl von Wohnungen beschafft werden, so daß auch 
eine größere Zahl von Umzügen durchgeführt wurde, als bei 
der Veranschlagung vorauszusehen war. Durch die schnel- 
lere Personaleinstellung sind ferner auch in größerem Um- 
fange Dienstantrittsreisen zu bezahlen gewesen. Ferner hat 
sich auch die Tariferhöhung der Deutschen Bundesbahn er- 
höhend auf die Tarife des Transportgewerbes und damit 
auch auf die Umzugskostenvergütungen ausgewirkt. Die 
Mehrausgaben waren nicht vorauszusehen und sind unab- 
wendbar. 

Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 


05 01 1 559 100,— 

~Y07 (voller Haus- 
haltsansatz) 


Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 


97 600 — 


Beihilfen auf Grund der Beihilfengrundsätze für Beamte, 
Angestellte und Arbeiter 

Bei der Veranschlagung des Bedarfs an Mitteln für Beihilfen 
für das Rechnungsjahr 1957 sind für die Inlandskräfte die 
für alle Ressorts geltenden Kopfsätze zugrunde gelegt wor- 
den. Für die Kräfte im Ausland wurden im Hinblick auf die 
besonderen Verhältnisse im Ausland die Kopfsätze um 80 
v. H. erhöht. Es hat sich jedoch herausgestellt, daß diese 
Veranschlagung bei dem Umfang der Beihilfefälle im Aus- 
land nicht ausreichte, um den tatsächlichen Bedarf decken zu 
können. Der Mehrbedarf konnte nicht vorausgesehen wer- 
den und war unabweisbar, da nach der neueren Rechtspre- 
chung auf Beihilfen ein Rechtsanspruch besteht. Der Mehr- 
bedarf mußte daher überplanmäßig nachgewiesen werden. 
Einsparung angeboten bei Kap. 05 03 Tit. 101. 


7 



Drucksache 532 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Kap. 

Tit. 

Haushalts- 
betrag 
(94 v. H.) 

1957 

An über- und 
*) außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemitteln siind 

Begründung 

zugewiesen 



DM 

DM 



noch Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 


05 01 275 000 — 

108 (voller Haus- 

haltsansatz) 


05 01_ 1 400 000 — 

216 (voller Haus- 
haltsansatz) 


05 01 3 500 000,— 

217 (voller Haus- 
haltsansatz) 
gern. § 14 HG 
1957 von 
Kap. 24 03 
übertragen: 

13 634,34 
3 513 634^34 


05 01 
apl. 973 


18 500, — Beschäftigungsvergütungen, Trennungsentschädigungen, 
Fahrkostenersatz und Verpflegungszuschüsse sowie Fahr- 
kosten für auswärtigen Familienbesuch für Beamte, Ange- 
stellte und Arbeiter 

Bei der Veranschlagung der Mittel für Beschäftigungsvergü- 
tungen, Trennungsentschädigungen usw. konnte die Aus- 
wirkung der Erhöhung der Sätze ab 1. Februar 1957 nicht in 
vollem Umfang übersehen werden. Es handelte sich um 
zwangsläufige Ausgaben, die auf Grund gesetzlicher Ver- 
pflichtung zu leisten waren und die daher überplanmäßig 
nachgewiesen werden mußten. 

Einsparung angeboten bei Kap. 05 03 Tit. 101. 

161 300,— Entschädigung und Frachtauslagen im Kurierverkehr 

(Vorgriff) infolge notwendig gewordener Einrichtung neuer Kurier- 
verbindungen sowie infolge stärkerer Inanspruchnahme des 
Kurierverkehrs — insbesondere zu den Auslandsvertretun- 
gen mit Militär-Attache-Stäben und nach Moskau — haben 
die Ausgaben im Rechnungsjahr 1957 einen unvorhergesehe- 
nen Umfang angenommen. Die veranschlagten Mittel haben 
nicht ausgereicht, um sämtliche zwangsläufigen Ausgaben 
leisten zu können. Es sind daher Mehrausgaben entstanden, 
die als überplanmäßige Ausgabe (Vorgriff) nachgewiesen 
werden mußten. 

Einsparung angeboten bei Kap. 05 03 Tit. 325. 

2 500 000, Umzugskostenvergütungen und Umzugskostenbeihilfen 

Die für das Rechnungsjahr 1957 veranschlagten Ausgabe- 
mittel für Umzugskosten haben nicht ausgereicht, um den 
tatsächlichen Bedarf decken zu können. Bei der Veranschla- 
gung der Mittel ist seinerzeit von der Ausgabeentwicklung 
in den Vorjahren ausgegangen worden. Es hat sich jedoch 
herausgestellt, daß diese Ausgaben keine ausreichende Grund- 
lage für die Bemessung des Bedarfs für 1957 darstellten. Die 
Anzahl der Auslandsvertretungen und die Größe des Per- 
sonalkörpers erforderten zwangsläufig laufend Versetzun- 
gen, die im Hinblick auf die Entfernungen und sonstigen 
besonderen Verhältnisse teilweise erhebliche Kosten ver- 
ursachten. Es handelte sich um unabweisbare Ausgaben, die 
nicht vorhergesehen werden konnten und daher überplan- 
mäßig nachgewiesen werden mußten. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 239. Sitzung am 27. August 1957 von der überplan- 
mäßigen Bewilligung Kenntnis genommen und keine Beden- 
ken erhoben. 

Einsparung angeboten im Rahmen der nicht übertragbaren 
Ausgabebewilligungen. 

*) 95 450, — Kosten des Schiedsgerichts nach Artikel 89 ff. des Vertrages 

zur Regelung der Saarfrage 

Das Schiedsgericht mit Sitz in Saarbrücken ist auf Grund 
des Vertrages zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
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Haushalts- 
betrag 
(94 v. H.) 

1957 

An über- und 
*) außerplan- 


Kap. 

Tit 

mäßigen Aus- 
gab emitte ln siind 

Begründung 

zugewiesen 



DM 

DM 



I 


05 01 
apl. 974 


i 


t 


noch Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 

der Französischen Republik zur Regelung der Saarfrage 
(BGBl. 1956 II S. 1587) errichtet worden (Artikel 89 bis 94). 
Das Schiedsgericht ist zuständig für die Entscheidung in Fäl- 
len von Meinungsverschiedenheiten zwischen den beiden 
Vertragsstaaten über die Auslegung oder Anwendung des 
Saarvertrages, seiner Anlagen oder der dazugehörigen 
Briefe. Auf Grund der Vereinbarungen in Absatz 22 des Pro- 
tokolls betreffend den deutsch-französichen Gemischten Ge- 
richtshof und das in den Vertrag zur Regelung der Saarfrage 
vorgesehene Schiedsgericht (BAnz. Nr. 11 vom 17. Januar 
1957) tritt für die Auszahlung der Vergütungen die Bundes- 
republik in Vorlage. Am Ende eines Rechnungsjahres teilt 
sie der französischen Regierung den auf sie entfallenden 
Anteil zum Zwecke der Erstattung mit (vgl. Haushalt 1958 
Kap. 05 01 Tit. 96). Die im Rechnungsjahr 1957 für diese 
Zwecke zwangsläufig zu leistenden Ausgaben mußten in- 
folge Fehlens eines besonderen Haushaltstitels außerplan- 

j mäßig nachgewiesen werden. 

[ Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 


•) 33 200 — 


Kosten der deutschen Beteiligung an der Ständigen Kommis- 
sion, dem Schlichtungsausschuß und dem Schiedsgericht nach 
dem Vertrag zwischen der Republik Österreich und der 
Bundesrepublik Deutschland zur Regelung vermögensrecht- 
licher Beziehungen 

Gemäß Teil V des Vertrages zwischen der Republik Öster- 
reich und der Bundesrepublik Deutschland zur Regelung ver- 
mögensrechtlicher Beziehungen sind eine Ständige Kommis- 
sion, ein Schlichtungsausschuß und ein Schiedsgericht zu er- 
richten. Die Ständige Kommission hat die Aufgabe, Fragen 
zu erörtern, die sich im Zusammenhang mit der Durchfüh- 
rung und Anwendung des Vertrages ergeben, und Empfeh- 
lungen hierüber an die beiden Regierungen auszuarbeiten. 
Der Schlichtungsausschuß und das Schiedsgericht sind für 
Streitigkeiten über Rechte und Ansprüche, auf deren Gel- 
tendmachung, Bestand oder Umfang Bestimmungen des Ver- 
trages Anwendung finden, u. a. zuständig. Jeder Vertrags- 
staat trägt die Kosten der von ihm benannten Mitglieder 
des Schlichtungsausschusses und des Schiedsgerichts. Die 
Koten für den Obmann des Schiedsgerichts und sonstige 
Kosten des Schiedsgerichts und des Schlichtungsausschusses 
werden von beiden Vertragsstaaten je zur Hälfte getragen. 
Die im Rechnungsjahr 1957 für diese Zwecke zwangsläufig 
zu leistenden Ausgaben mußten infolge Fehlens eines be- 
sonderen Haushaltstitels außerplanmäßig nachgewiesen wer- 
den. 

Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 
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05 01 

apl 975 

— 

*) 397 400,— 

Abwicklung der Kosten für vorsorgliche Maßnahmen zur 
Sicherung der deutschen Staatsangehörigen in den Nahost- 
Gebieten 


Es handelt sich um Ausgaben, die durch die von der Bundes- 
regierung aus Anlaß des Nahost-Konfliktes getroffenen vor- 
sorglichen Maßnahmen zur Sicherung der deutschen Staats- 
angehörigen in den Nahost-Gebieten entstanden sind und im 
wesentlichen Rückführungskosten umfassen. Es waren un- 
abweisbare Ausgaben, die infolge Fehlens eines Haushalts- 
titels außerplanmäßig nachgewiesen werden mußten. 

Die Maßnahme konnte im Rechnunsjahr 1956, in dem be- 
reits außerplanmäßige Ausgaben in Höhe von rd. 996 900 DM 
geleistet worden sind, nicht finanziell abgewickelt werden. 
Einschließlich der im Rechnungsjahr 1957 außerplanmäßig 
nachgewiesenen Ausgaben in Höhe von rd. 397 400 DM be- 
läuft sich die Gesamtausgabe für diese Maßnahmen nunmehr 
auf rd. 1 394 300 DM. 

Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 


05 02 ' 550 000,— ! 

307 (voller Haus- i 
haltsansatz) 


i 

i 


05 02 
399 


350 000,— 
(voller Haus- 
haltsansatz) 


i 


343 598,38 Kosten der Kommissionen, Delegationen und internationa- 
len Konferenzen, sofern die deutsche Vertretung vom Aus- 
wärtigen Amt geführt wird 

Der Umfang der internationalen Vertragsverhandlungen 
hatte in nicht vorhersehbarem Maße zugenommen. Insbeson- 
dere die Kosten der Handelsbesprechungen in Moskau konn- 
ten bei der Aufstellung des Haushalts 1957 noch nicht abge- 
schätzt werden. Eine weitere zusätzliche und unabweisbare 
Belastung des Titels ist dadurch eingetreten, daß die im 
Oktober 1955 begonnenen Arbeiten des Generalsekretariats 
der Truppenvertragskonferenz noch fortdauerten. 

Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 


34 745,28 Außerordentliche und unvorhergesehene Ausgaben des 
Auswärtigen Dienstes, die sich aus den Besonderheiten 
dieses Dienstzweiges ergeben 

Durch die zahlreichen Repräsentationsverpflichtungen, die 
die Bundesregierung u. a. aus Anlaß der Staatsbesuche aus- 
ländischer Regierungsvertreter und der Besuche politisch 
bedeutsamer Persönlichkeiten zu erfüllen hatte, sind die zur 
Verfügung gestellten Haushaltsmittel vorzeitig verbrauch! 
worden. Die Mehrausgabe war zur Deckung des weiteren 
politisch bedingten Repräsentationsaufwandes erforderlich. 
Die Ausgaben konnten weder vorhergesehen noch bis zum 
nächsten Haushaltsjahr zurückgestellt werden. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 7. Sitzung am 26. Februar 1958 von der überplanmäßi- 
gen Bewilligung Kenntnis genommen und keine Bedenken 
erhoben. 

Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 
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05 02 390 000,— 

öll (voller Haus- 

haltsansatz) 


05 02 
apl7672 


05 02 
apl. 952 


15 854,35 Beitrag des Bundes an die Europäische Wirtschaftskom- 
mission (ECE) 

Bei der Veranschlagung der Mittel für das Rechnungsjahr 
1956 konnten der Berechnung des deutschen Mitgliedsbei- 
trages nur die Gesamtausgaben der ECE im Jahre 1955 
(2 000 000 $) zugrunde gelegt werden. Nach den jetzt vor- 
liegenden Unterlagen betrugen die tatsächlichen Kosten der 
ECE im Jahre 1956 aber 2 095 000 $. Der Kostenanteil der 
Bundesrepublik für das Rechnungsjahr 1956 (4,61 v. H.) er- 
höht sich damit von 92 000 $ auf 96 580 $. Die durch die 
Nachzahlung entstehende Mehrausgabe war unvorhersehbar 
und unabweisbar. 

Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 


*) 26 912,84 Zahlungen auf Grund der Mitgliedschaft der Bundesrepublik 
Deutschland in der „Vereinigung der Suezkanalbenutzer" 
(SCUA) 

Nachdem Ägypten die Suezkanalgesellschaft am 26. Juli 1956 
verstaatlicht hatte, luden Großbritannien, Frankreich und 
die USA u. a. auch die Bundesrepublik zu einer Konferenz 
in London ein. Die Bundesrepublik nahm die Einladung auf 
Grund eines Kabinettsbeschlusses vom 7. August 1956 an. 

Die zweite und dritte Londoner Suezkonferenz führten zur 
Gründung einer „Vereinigung der Suezkanalbenutzer' 1 
(SCUA). Das Bundeskabinett beschloß am 27. September 1956 
den Beitritt zur SCUA. 

Die Mitgliedschaft der Bundesrepublik machte zwangsläufig 
eine Beteiligung an den Verwaltungskosten der neuen Or- 
ganisation erforderlich (einschließlich Kostenanteil an der 
Menzies-Mission). Die Ausgaben waren unabweisbar und 
nicht vorherzusehen. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 219. Sitzung am 3. April 1957 von der außerplanmäßi- 
gen Bewilligung Kenntnis genommen und keine Bedenken 
erhoben. Für das Rechnungsjahr 1958 sind entsprechende 
Mittel im Entwurf des Haushaltsplans bei Kap. 05 02 Tit. 672 
veranschlagt worden. 

Einsparung angeboten bei Kap, 05 03 Tit. 325. 


*) 215 603,36 Kosten des Staatsbesuchs des Bundespräsidenten in der 
Türkei 

Der Bundespräsident hatte in der Zeit vom 5. bis 13. Mai 
1957 einen Staatsbesuch in der Türkei durchgeführt. Die 
Ausgaben aus diesem Anlaß waren unabweisbar und konn- 
ten nicht vorhergesehen werden. Da Haushaltsmittel für den 
genannten Zweck nicht veranschlagt sind, mußte die Aus- 
gabe außerplanmäßig geleistet werden. 

Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 
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gern. § 14 HG 
1957 von 
Kap. 24 03 
übertragen: 
1 734,42 
51 734,42 


200 000 — 
(voller Haus- 
haltsansatz) 


noch Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 

*) 198 907,06 Kosten der Staatsbesuche des Bundespräsidenten bei dem 
Präsidenten der Italienischen Republik und bei Papst Pius XII. 

Der Bundespräsident hatte in der Zeit vom 19. bis 28. No- 
vember 1957 Staatsbesuche bei dem Präsidenten der Italieni- 
schen Republik und bei Papst Pius XII. durchgeführt. Die 
Ausgaben aus diesem Anlaß waren unabweisbar und konn- 
ten nicht vorhergesehen werden. 

Da Haushaltsmittel für den genannten Zweck nicht veran- 
schlagt sind, mußte die Ausgabe außerplanmäßig geleistet 
werden. 

Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 

24 165,36 Unterhaltung, Ersatz und Ergänzung der Geräte und Aus- 
stattungsgegenstände in den Diensträumen — Ersatz — 

Bei der Aufstellung des Haushaltsplans 1957 war noch nicht 
erkennbar, daß es notwendig werden würde, die in den 
Jahren 1950 bis 1952 beschafften und insbesondere über- 
nommenen ehemals reichseigenen Ausstattungsgegenstände 
usw. in einem derartigen Umfang zu ersetzen, wie es sich 
im Laufe des Rechnungsjahres herausstellte. Zur Aufrecht- 
erhaltung eines geordneten Geschäftsbetriebes war die Lei- 
stung der anfallenden Ausgaben unabweisbar. 

Einsparung angeboten bei Kap. 05 03 Tit. 208. 

89 629,49 Unterhaltung, Ersatz und Ergänzung der Geräte und Aus- 
stattungsgegenstände in den Diensträumen — Ergänzung, so- 
weit die einzelne Maßnahme die Kostengrenze von 5000 DM 
nicht überschreitet — 

Bei der Aufstellung des Haushaltsplans 1957 war nicht vor- 
auszusehen, daß der Geschäftsanfall bei den Auslandsver- 
tretungen in einem derartigen Umfang anwachsen würde, 
wie dies der Fall wurde. Infolge dieses Anwachsens ist auch 
die Ergänzung der Geräte und Ausstattungsgegenstände in 
den Diensträumen in stärkerem Maße notwendig geworden. 
Die Leistung der anfallenden Ausgaben war zur Aufrecht- 
erhaltung des Geschäftsbetriebes unabweisbar. 

Einsparung angeboten bei Kap. 05 03 Tit. 208 und 325. 

*) 96 420,70 Erwerb eines Dienstwohngebäudes für den Botschafter in 
Lissabon, 1. Teilbetrag 

Nach jahrelangen vergeblichen Bemühungen ist es im Rech- 
nungsjahr 1957 gelungen, in Lissabon ein geeignetes Grund- 
stück für ein Dienstwohngebäude des Botschafters zu finden. 
Die Kosten des Erwerbs und der baulichen Instandsetzung 
betrugen rd. 750 000 DM. Der Verkäufer verlangte bei so- 
fortigem Abschluß des Kaufvertrages eine Anzahlung von 
660 000 esc. = 96 420,70 DM. Bei Aufstellung des Haushalts- 
plans 1957 war nicht vorauszusehen, daß sich der Grund- 
stücksankauf im Rechnungsjahr 1957 verwirklichen würde. 
Die Zahlung des Betrages von 96 420,70 DM war unvermeid- 
bar, damit das günstige Angebot nicht verlorenging, und 
mußte daher außerplanmäßig nachgewiesen werden. 
Kassenmäßige Einsparung erfolgt bei Kap. 05 03 Tit. 714. 
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*) 16 557,01 


Kosten des Wettbewerbs für den Neubau der Botschaft in 
Wien 

Nachdem die österreichische Regierung das ehemalige reichs- 
eigene Gesandtschaftsgrundstück in Wien dem Bund über- 
eignet hat, hat sich die Notwendigkeit des Neubaues eines 
Dienstgebäudes für die Botschaft und eines Dienstwohnge- 
bäudes für den Botschafter in Wien ergeben. Mit dem Neu- 
bau soll im Rechnungsjahr 1958 begonnen werden. Mit Rück- 
sicht hierauf mußte bereits im Rechnungsjahr 1957 mit den 
Vorarbeiten begonnen und wenigstens der Wettbewerb 
durchgeführt werden. Bei der Aufstellung des Haushalts- 
plans 1957 war diese notwendig gewordene Maßnahme noch 
nicht vorauszusehen. Sie war bei der gegebenen Sachlage 
unabweisbar und mußte daher außerplanmäßig nachgewie- 
sen werden. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 239. Sitzung am 27. August 1957 von der außerplan- 
mäßigen Bewilligung Kenntnis genommen und keine Be- 
denken erhoben. 

Kassenmäßige Einsparung erfolgt bei Kap. 05 03 Tit. 718. 


*) 239 704,90 


Erwerb eines Stockwerks auf Aktienbasis für die Unter- 
bringung der Handelsvertretung in Helsinki (1. Rate) 


Es hat sich als unbedingt notwendig erwiesen, die Handels- 
vertretung in Helsinki in anderen Diensträumen unterzu- 
bringen. Im Entwurf des Haushalts 1958 sind deshalb auch 
die erforderlichen Mittel vorgesehen. Wider Erwarten lag 
bereits im Rechnungsjahr 1957 ein besonders günstiges An- 
gebot für den Erwerb eines Stockwerkeigentums in Helsinki 
vor. Der Grundstückseigentümer verlangte eine sofortige 
Entscheidung und Anzahlung von 40 v. H. des Kaufpreises. 
Bei der Aufstellung des Haushalts 1957 war von dem An- 
gebot noch nichts bekannt. Mit Rücksicht auf die besonders 
schwierigen Verhältnisse in Helsinki war die Durchführung 
der Maßnahme unabweisbar und mußte daher außerplan- 
mäßig nachgewiesen werden. 

Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 


276 546,08 Erstmalige Anschaffung von Einrichtungsgegenständen, Ge- 
(Vorgriff) schäfts- und Bürobedarf für die Vertretungen des Bundes im 
Ausland 

Der Ansatz bei Kap. 05 03 Tit. 870 mußte bereits im Rech- 
nungsjahr 1956 durch einen Vorgriff derart in Anspruch ge- 
nommen werden, daß die für die Ausstattung der Auslands- 
vertretungen mit Einrichtungsgegenständen usw. noch ver- 
bleibenden Mittel nicht zur Deckung des anfallenden Bedarfs 
ausreichten. Bei der Aufstellung des Haushaltsplans 1957 war 
diese Entwicklung noch nicht in vollem Umfang vorauszu- 
sehen. Die Leistung weiterer Ausgaben im Rechnungsjahr 
1957 ist aber unabweisbar notwendig, wenn nicht im Gesamt- 
ablauf des Geschäftsbetriebes der Auslandsvertretungen 
Schwierigkeiten auftreten sollten. Im übrigen hielten sich 
die haushaltsmäßig zur Verfügung gestellten Mittel und der 
nachgeforderte Betrag im Rahmen des für die Auslandsver- 
tretungen aufgestellten Ausstattungsprogramms. 


13 




Drucksache 532 Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 



Haushalts- 

An über- und 


Kap. 

Tit. 

betrag 
(94 v. H.) 

1957 

*) außerplan- 
mäßigen Aus- ! 

gabemittein sind 

Begründung 

zugewiesen 1 



DM 

DM 



noch Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 


J Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 

seiner 239. Sitzung am 27. August 1957 von der überplan- 
mäßigen Bewilligung Kenntnis genommen und keine Be- 
denken erhoben. 

Kassenmäßige Einsparung erfolgt bei Kap, 05 03 Tit. 720. 

05 03 270 000, — 118 824, — Erstmalige Anschaffung von Geräten und Ausstattungs- 

872 (Vorgriff) gegenständen zur Einrichtung der Empfangsräume in den 

Dienst- und Mietwohnungen der Botschafter, Gesandten und 
Ständigen Geschäftsträger einschließlich Transportkosten 

! Durch Beschluß des Unterausschusses des Haushaltsausschus- 

ses des Deutschen Bundestages vom 6. März 1957 sind die 
Empfangsräume aller diplomatischen Vertretungen des 
Bundes im Ausland grundsätzlich mit bundeseigenen Gerä- 
ten und Ausstattungsgegenständen auszustatten. Dadurch ist 
eine erhöhte Belastung des Tit. 872 im Kap. 05 03 ein ge tre- 
ten. Bei Aufstellung des Haushaltsplans 1957 war diese 
Auflage des Haushaltsausschusses nicht vorauszusehen. Die 
dadurch angefallenen Ausgaben waren unabweisbar. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 234. Sitzung am 27. Juni 1957 von der überplan- 
mäßigen Bewilligung Kenntnis genommen und keine Be- 
denken erhoben. 

Kassenmäßige Einsparung erfolgt bei Kap. 05 03 Tit. 830. 

05 03 150 000, — 34 391,36 Ausstattung von Beamten- und Angestelltenwohnungen ein- 

880 (Vorgriff) schließlich Transportkosten 

Auf Grund der besonderen Verhältnisse in Moskau ist es 
notwendig geworden, für die an der dortigen Botschaft täti- 
gen Bediensteten weitere Wohnungen anzumieten. Die Not- 
wendigkeit hat sich erst im Laufe des Rechnungsjahres er- 
geben. Sie war bei der Aufstellung des Haushaltsplans 1957 
nicht vorauszusehen. Die Ausgabe war wegen der beson- 
deren Lebensverhältnisse in Moskau unabweisbar. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 2. Sitzung am 5. Dezember 1957 von der überplan- 
mäßigen Bewilligung Kenntnis genommen und keine Be- 
denken erhoben. 

Einsparung angeboten bei Kap. 05 03 Tit. 850. 


Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 


06 01 1 450 000,— 

107 (voller Haus- 
haltsansatz) 


250 000, — Beihilfen auf Grund der Beihilfengrundsätze für Beamte, 
Angestellte und Arbeiter 

Die Ausgaben für Beihilfen beruhen überwiegend auf ge- 
setzlicher Verpflichtung. Sie müssen daher nach dem laufen- 
den Bedarf geleistet werden. Die Leistung der Mehrausgabe 
ist daher unabweisbar und unaufschiebbar. 

Einsparung angeboten bei Kap. 06 25 Tit. 101. 
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06 01 71 000 — 

215 b (voller Haus- 
haltsansatz) 


06 01 368 500 — 

304 " (voller Haus- 

haltsansatz) 


06 02 5 240 000 — 

300 (voller Haus- 
haltsansatz) 


20 000 r — Reisekostenvergütungen — Auslandsreisen — 

Mehrbedarf infolge verstärkter Reisetätigkeit zur Vorberei- 
tung gesetzgeberischer Maßnahmen, insbesondere auf dem 
Gebiet des zivilen Luftschutzes. 

Die Mehrausgabe war 

a) unabweisbar, weil zur Beratung des Luftschutzgesetzes 
im Deutschen Bundestag zur Klärung bestimmter tech- 
nischer Fragen Erfahrungen und Tatsachenmaterial eines 
führenden NATO-Partners heranzuziehen waren, wozu 
u. a. die Teilnahme der zuständigen Referenten an einer 
wissenschaftlichen Versuchsreihe in Nevada notwendig 
war, 

b) unvorhergesehen, weil bei der Veranschlagung des Haus- 
haltsansatzes 1957 die technische Entwicklung auf diesem 
Gebiet und ihre Auswertung bei den Arbeiten am Ge- 
setzentwurf nicht erkennbar war und daher haushalts- 
mäßig nicht berücksichtigt werden konnte. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 2. Sitzung am 5. Dezember 1957 von der überplan- 
mäßigen Bewilligung Kenntnis genommen und keine Beden- 
ken erhoben. 

Einsparung angeboten bei Kap. 06 01 Tit. 971. 

190 000, — Maßnahmen zum Ausgleich überhöhter Fahrkosten im Ver- 

kehr mit Berlin 

Mehrbedarf durch zunehmende Beanspruchung der Zuschüsse 
zum Ausgleich überhöhter Fahrkosten im Verkehr nach und 
von Berlin. 

Die Mehrausgabe ist 

a) unabweisbar, weil die Zuschußgewährung im Interesse 
der gefährdeten Bediensteten, insbesondere der Ange- 
hörigen der Bundeswehr liegt, 

b) unvorhergesehen, weil bei der Aufstellung des Haushalts 
1957 nicht mit einer über den geschätzten Bedarf hinaus- 
gehenden verstärkten Inanspruchnahme der Flugreisen 
gerechnet werden konnte. 

Einsparung angeboten bei Kap. 06 25 Tit. 311= 90 000 DM 

und bei Kap, 14 03 Tit. 102 = 100 000 DM. 

37 000, — Kosten der Bundestagswahlen* 

(Vorgriff) £>j e Mehrausgabe ist 

a) unabweisbar, weil die Länder pp. gesetzlichen Anspruch 
auf Erstattung der Kosten haben, und 

b) unvorhersehbar, weil die Höhe der nach § 51 des Bundes- 
wahlgesetzes festzusetzenden und zu zahlenden Pausch- 
beträge bei der seinerzeitigen Veranschlagung nur an- 
nähernd geschätzt werden konnte. 

Die Mehrausgabe ist gemäß § 30 Abs. 3 RHO als Vorgriff zu 
behandeln. 
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06 02_ 
601 


5 846 900,— 
(voller Haus- 
haltsansatz) 


06 02_ 
625 


1 511 500- 


4 000 000,— 
(voller Haus- 
haltsansatz) 


499 300 — 


Zuschuß für die Deutsche Dienststelle für die Benachrichti- 
gung der nächsten Angehörigen von Gefallenen der ehemali- 
gen deutschen Wehrmacht in Berlin-Wittenau {Wehrmacht- 
auskunftstelle) 

Erstattung von Mehrkosten an das Land Berlin infolge 

a) Erhöhung der Arbeitgeberanteile von 10,5 v. H. auf 11,5 
v. H. auf Grund des am 1. März 1957 in Kraft getretenen 
Gesetzes zur Neuregelung des Rechts der Rentenver- 
sicherung der Angestellten und Arbeiter (BGBl. 1957 I 
S. 45 ff.) sowie des Gesetzes über Arbeitsvermittlung 
und Arbeiterlosenversicherung vom 10. Januar 1957 (Ge- 
setz- und Verordnungsblatt Berlin 1957 S. 93; vgl. auch 
BGBl. 1956 I S. 1018), 

b) Entrichtung der Arbeitgeberanteile (4,6 v. H.) für die Zeit 
vom 1. Juni 1956 bis 31. März 1958 gemäß Tarifvertrag 
über die zusätzliche Alters- und Hin terblii ebenen versor- 
gung vom 


31. Juli 1955 
4. Februar 1957 
27. Februar und 25. April 1957, 


in der Fassung der Tarifverträge vom 


c) Erhöhung der Vergütungen der unter die TO. A fallenden 
Angestellten sowie der dadurch erhöhten Arbeitgeber- 
anteile zur Sozial- und Zusatzversicherung gemäß Tarif- 
vertrag vom 4. Juni 1957 (Dienstblatt Berlin 1957 I Nr. 50 
S. 121), 

d) Versicherung der Angestellten und Arbeiter bei der Ver- 
sorgungsanstalt des Bundes und der Länder für die Zeit 
vom 1. November 1950 bis 31. März 1955 auf Grund der 
Vereinbarung zwischen dem Land Berlin und der Ver- 
sorgungsanstalt des Bundes und der Länder (Dienstblatt 
Berlin 1957 I Nr. 49 S. 119). 

Die Mehrausgabe ist auf Grund der §§ 1 und 2 der zwischen 
dem BMI und dem Senat von Berlin abgeschlossenen Ver- 

. 9. Januar 1951 , . ^ 

einbarung vom -- — - -über die Deutsche Dienststelle 

y 21. März 1951 

unabweisbar und war nicht vorauszusehen. 

Einsparung angeboten bei Kap. 06 15 Tit. 609. 

Studienförderung von Flüchtlingsstudenten 

Der Deutsdie Bundestag hat beschlossen, daß Flüchtlings- 
studenten in den ersten drei Semestern nach Grenzübertritt 
eine Studienförderung erhalten. Hierfür hat der BMI beson- 
dere Richtlinien aufgestellt. Infolge der seit Jahren ständig 
gestiegenen Zahl der Flüchtlingsstudenten (SBZ, Ost-Berlin, 
Exilstudenten, Ungarn-Flüchtlinge) ist auch die Zahl der nach 
den Richtlinien im Rechnungsjahr 1957 förderungsberechtig- 
ten Studenten gegenüber dem Rechnungsjahr 1956 erheblich 
angestiegen. Die Mehrausgaben dafür sind aus politischen 
Gründen unabweisbar-, sie waren auch nicht vorherzusehen. 

Einsparung angeboten bei Kap. 06 02 Tit. 622. 
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06 02 

apl. 634 

1 

•) 100 000,— 

i 

Dotationen des Bundes für die derzeitigen bischöflichen Ver- 
waltungen der ostdeutschen Diözesen jenseits der Oder und 
! Neiße 


Die Verwaltungen der ostdeutschen Diözesen jenseits der 
Oder und Neiße müssen mit Rücksicht auf eine Wiederver- 
einigung aufrechterhalten werden. Zur Zahlung der hierfüt 
notwendigen Kosten ist der Bund rechtlich verpflichtet. Die 
Kosten sind deshalb unabweisbar; sie waren auch nicht vor- 
herzusehen, weil die Verhandlungen mit der Kirche darüber 
erst in jüngster Zeit abgeschlossen werden konnten. 

Einsparung angeboten bei Kap. 06 02 Tit. 622. 


06 02 400 000,— ' 

643 (voller Haus- j 

haltsansatz) | 


i 

j 

i 


54 133,03 


Bundesanteil für die Sicherung und Betreuung der Friedhöfe 
der ehemaligen jüdischen Gemeinden in der Bundesrepublik 


Die Bundesregierung hat in der Kabinettsitzung vom 
31. August 1956 beschlossen, für die Sicherung und Betreu- 
ung der jüdischen Friedhöfe iin der Bundesrepublik zu sorgen, 
und die Hälfte der Kosten dafür übernommen; die andere 
Hälfte wird von den Ländern getragen. Für 1604 Friedhöfe 
mit einer Fläche von 3 633 064,26 qm werden bei einem ver- 
einbarten Satz von zunächst 0,25 DM pro qm im Rechnungs- 
jahr 1957 908 266,06 DM benötigt, wovon der Bund die Hälfte 
— 454 133,03 DM übernommen hat. Die Mehrkosten sind 
deshalb unabweisbar. Die Länder haben die entstandenen 
Kosten vorgelegt. Die Mehrkosten waren auch nicht vorher- 
zusehen, weil die Verhandlungen mit den Ländern über die 
Zahl der zu betreuenden Friedhöfe und die dafür benötigten 
Kosten erst im Laufe des Rechnungsjahres 1957 abgeschlossen 
werden konnten. 


Einsparung angeboten bei Kap. 06 02 Tit. 622. 


06 02 638 900,— 

apl. 954 (Ausgaberest 
aus dem 
Rechnungsjahr 
1956) 


*) 52 500 - 


Zuschuß für den Neubau der Deutschen Bibliothek in Frank- 
furt (Main) 


Die 1952 begonnene Planung ging davon aus, daß der Neu- 
bau 1955 erstellt und der Raumbedarf der Bibliothek auf 
4 bis 5 Jahre gedeckt würde. Etwa 1960 sollte der Magazin- 
turm des Neubaus aufgestockt werden. Da mit dem Neubau 
erst im Herbst 1957 begonnen wurde, ist es wirtschaftlicher, 
die 1960 notwendige Aufstockung des Magazinturms schon 
jetzt im Zuge des 1. Bauabschnitts durchzuführen. Die Mehr- 
kosten dafür sind 


a) unabweisbar, weil dadurch eine Kostenersparnis für den 
Bund in Höhe von rd. 30 000 DM erzielt wird, 


b) unvorhersehbar, weil mit einem Baubeginn erst im Herbst 
1957 — hierdurch ergab sich erst die Möglichkeit der 
Kostenersparnis — nicht gerechnet werden konnte. 

Einsparung angeboten bei Kap. 06 02 Tit. 618 = 22 500 DM 
und bei Tit. 623 . = 30 000 DM. 
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06 06 
apl. 103 


06 08 975 000,— 

304 (voller Haus- 

haltsansatz) 


06 10 | 268 000 — 
208 i (voller Haus- 
I haltsansatz) 


06 10 317 000- 

206 (voller Haus- 

haltsansatz) 


*) 23 200,— Dienstbezüge der beamteten Hilfskräfte 

Durch Neubesetzung von 2 Beamtenstellen und Versetzung 
eines Beamten zur Dienststelle des Oberbundesanwalts sind 
für die neueingestellten Beamten, deren Übernahme vorge- 
sehen bzw. bereits erfolgt ist, für die Dauer der Abordnung 
die Dienstbezüge aus Kap. 06 06 Tit. apl. 103 zu zahlen. 

Einsparung angeboten bei Kap. 06 06 Tit. 101. 

41 500,— Herstellung von Veröffentlichungen 

Die Mehrausgabe ist 

a) unabweisbar durch 

1. die Erhöhung der Druckkosten für das laufende Ver- 
öffentlichungsprogramm infolge mehrmaliger Lohnerhö- 
hungen im graphischen Gewerbe, 

2. die Tariferhöhungen der Dienstbezüge der aus Tit. 304 
beschäftigten Hilfskräfte und 

3. die zeitliche Aufholung in der Herausgabe von Ver- 
öffentlichungen; 

b) bei der Aufstellung des Haushaltsplans für das Rech- 
nungsjahr 1957 nicht vorhersehbar gewesen, weil die 
einzelnen kostenerhöhenden Faktoren nicht bekannt 
waren. 

Einsparung angeboten bei Kap. 06 08 Tit. 298. 

15 000, — Beschäftigungsvergütungen, Trennungsenlschädigungen, 
Fahrkostenersatz und Verpflegungszuschüsse sowie Fahr- 
kosten für auswärtigen Familienbesuch für Beamte, Ange- 
stellte und Arbeiter 

Mehrausgabe ist erforderlich infolge zwangsläufiger Weiter- 
zahlung der Trennungsentschädigung : verursacht durch Ver- 
zögerung des aus 70 Wohnungen bestehenden Bauvorha- 
bens für Bedienstete des Bundeskriminalamtes. 

Die Ausgabe ist 

a) unvorhergesehen, weil aus bautechnischen Gründen die 
Wohnungen anstatt im Juni 1957 erst im November und 
Dezember 1957 bezugsfertig wurden, die Mittel für Be- 
schäftigungsvergütungen bei Aufstellung des Haushalts 
1957 nur bis Juni 1957 berechnet wurden, 

b) unabweisbar, weil die Trennungsentschädigung an die 
Empfangsberechtigten bis zum Bezug der Wohnungen 
weitergezahlt werden mußte. 

Die Voraussetzungen des Artikels 112 GG sind gegeben. 
Einsparung angeboten bei Kap. 06 10 Tit. 105. 

17 000, — Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und Diensträumen 

Die Mehrausgabe ist durch die erhöhten Bewirtschaftungs- 
kosten in dem für die Sicherungsgruppe gemieteten Neubau 
in Bad Godesberg erforderlich. 
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06 13 342 800,— 

600 I (voller Haus- 
! haltsansatz) 


06 16 60 000 — 
874 (voller Haus- 

haltsansatz) 


Die Mehrausgabe ist 

a) unabweisbar, weil die erhöhten Ausgaben für Miete, 
Heizung, Beleuchtung und Reinigung auf vertraglicher 
Verpflichtung beruhen, 

b) unvorhergesehen, weil bei Aufstellung des Haushalts 
1957 der Ausgabebedarf noch nicht in voller Höhe be- 
kannt war. Der Vertrag über die Anmietung des Neu- 
baues ist erst am 13. Februar 1957 abgeschlossen worden. 

Einsparung angeboten bei Kap. 06 10 Tit. 298. 

26 860,10 Zuschuß für das Hauptarchiv (ehern. Preußisches Staatsarchiv) 
in Berlin 

1. Die Errechnung der Personalausgaben für das Hauptarchiv 
in Berlin erfolgt nach den Berliner Bestimmungen nach der 
jeweiligen Gehalts-, Vergütungs-, Lohngruppe und dem 
jeweiligen Familienstand. Durch die im Laufe des Rechnungs- 
jahres eingetretenen gesetzlichen und tariflichen Gehalts- 
und Lohnerhöhungen haben sich die Personalausgaben für 
das Hauptarchiv um insgesamt 33 265,60 DM erhöht. 

2. Der Tarifvertrag über die zusätzliche Versicherung der 
Angestellten und Arbeiter des Landes Berlin vom 21. Mai 
1955 ist durch Zustimmung des BMF vom 15. April 1957 
rückwirkend ab 1. April 1955 wirksam geworden. Die Arbeit- 
geberanteile für die Zusatzversicherung der Angestellten und 
Arbeiter sind jetzt durch den Senator für Volksbildung in 
Berlin angefordert worden und müssen in Höhe von 5350,90 
DM an die VBL abgeführt werden. 

3. An Personalausgaben aus dem Rechnungsjahr 1956 sind 
dem Hauptarchiv 8811,60 DM zu erstatten. 

Die Mehrausgabe des Hauptarchivs zu 1. bis 3. in Höhe 
von insgesamt 47 428,10 DM ist gedeckt durch Freigabe der 
6-v. H. -Kürzung = 20 568 DM und Bewilligung der üpL -Aus- 
gabe von 26 860,10 DM. 

Die üpl. Ausgabe war 

a) bei Aufstellung des Haushalts 1957 aus den oben dar- 
gelegten Gründen nicht vorherzusehen und ist, 

b) da sie auf gesetzlichen Bestimmungen beruht, unabweis- 
bar. 

Einsparung angeboten bei Kap. 06 02 Tit. 971. 

89 306,42 Anschaffung von druck- und phototechnischen Maschinen und 

(Vorgriff) Geräten 

Anschaffung einer Einfarben-Off setpresse „Roland-Ultra" für 
die verwaltungseigene Druckerei in Frankfurt (Main). 

Die Mehrausgabe ist 

a) unabweisbar, da nach dem Ausfall von einer der beiden 
beim Institut vorhandenen Zweifarben-Offsetpressen, die 
für die Durchführung der dem Institut im Rahmen des 


19 





Drucksache 532 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 



Haushalts- 
betrag 
(94 v. H.) ' 

An über- und 
*) außerplan- 


Kap. 

mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 

Begründung 

Tit. 

1957 

zugewiesen 



DM 

DM 



noch Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 


06 L7 
206 


46 000,— 
(voller Haus- 
haltsansatz) 


06 17 
apl. 530 


Verwaltungsabkommens über Maßnahmen auf dem Ge- 

27. August 1952 

biete des amtlichen Kartenwesens vom 

31. Marz 1957 

obliegenden Druckarbeiten und von Druckaufträgen an- 
derer Bundesbehörden erforderliche Mindestausstattung 
mit zwei Flachdruckmaschinen nicht mehr gegeben ist. 
Die Kosten einer Generalüberholung der infolge Abnut- 
zung auszusondernden Offsetpresse (Baujahr 1936) wür- 
den mindestens 80 000 DM betragen; sie wäre unwirt- 
schaftlich, da bei dem hohen Abnutzungsgrad der Ma- 
schine keine Gewähr dafür besteht, daß die Maschine ihre 
Leistungsfähigkeit zurückerhält, 

b) unvorhergesehen, da bei Aufstellung des Haushaltsplans 
mit dem Totalausfall einer Zweifarben-Offsetpresse nicht 
gerechnet werden konnte. 

Die Beschaffung kann nicht in das nächste Rechnungsjahr 
verlegt werden, da andernfalls die Liefertermine für den 
Kartendruck nicht eingehalten werden können. 

Die Mehrausgabe ist gemäß § 30 Abs. 3 RHO als Vorgriff zu 
behandeln. 

48 750,— Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und Diensträumen 

Mehrbedarf infolge Zahlung einer Maklergebühr an den 
Wohnungsvermittler Dr. Böckel in Bad Godesberg für die 
Vermittlung einer gemeinsamen Unterkunft für die Bundes- 
anstalt für Landeskunde und anderer kleinerer Bundes- 
dienststellen in Bad Godesberg. 

Die Mehrausgabe ist 

a) unvermeidbar, weil ohne Einschaltung eines Vermittlers 
geeignete Mietobjekte für die gemeinsame Unterbrin- 
gung der Bundesanstalt für Landeskunde und anderer 
kleinerer Bundesdienststellen im Raum Bonn nicht zu 
beschaffen waren, 

b) unvorhergesehen, weil bei Aufstellung des Haushalts- 
plans kein annehmbares Angebot eines Vermieters für 
die Überlassung einer gemeinsamen Unterkunft für die 
oben bezeichneten Bundesdienststellen vorlag. 

Einsparung angeboten bei Kap. 06 15 Tit. 609. 

*) 135 000,— Mietvorauszahlung in Form eines Darlehens zur Errichtung 
eines Bürohauses (Michaelshof) in Bad Godesberg 

Hergabe eines Darlehens an den Bauherrn Peter Doll in 
Bad Godesberg als Mietvorauszahlung für die Errichtung 
einer gemeinsamen Unterkunft für die Bundesanstalt für 
Landeskunde und anderer kleinerer Bundesdienststellen. 

Die Mehrausgabe ist 

a) unvermeidbar, weil nach übereinstimmender Ansicht der 
beteiligten Ressorts und des Haushaltsausschusses des 
Deutschen Bundestages die bisherige Art der Unterbrin- 
gung der Dienststellen an verschiedenen Orten als 
unwirtschaftlich aufgegeben werden muß, 
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b) unvorhergesehen, weil bei der Aufstellung des Haus- 
haltsplans kein annehmbares Angebot eines Vermieters 
für die Überlassung einer gemeinsamen Unterkunft für 
den vorbezeichneten Zweck vorlag. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 237. Sitzung am 3. Juli 1957 von dem Vorhaben Kennt- 
nis genommen und dagegen, wie auch gegen die apl. Haus- 
haltsausgabe, keine Bedenken erhoben. 

Einsparung angeboten bei Kap. 06 02 Tit. 622. 


390 000,— 
(voller Haus- 
haltsansatz) i 




') 165 000,— 


Erwerb eines Hausgrundstückes in Düsseldorf 

Die bisherigen Büroräume für den Landesbeauftragten für 
Nordrhein-Westfalen und den Ortsbeauftragten Düsseldorf 
des Technischen Hilfswerks sind von dem Vermieter wegen 
Eigenbedarfs gekündigt worden. Die Bemühungen zur An- 
mietung neuer Räume haben zu keinem Ergebnis geführt. 
Um die Unterbringung sicherzustellen, mußte daher ein 
Hausgrundstück erworben werden. 


Die Ausgabe ist 

a) unabweisbar, da die Dienststellen des THW unterge- 
bracht werden müssen, 


b) unvorhergesehen, da nicht damit zu rechnen war, daß 
eine Anmietung von Räumen fehlschlagen würde. 

Einsparung angeboten bei Kap. 06 25 Tit. 311. 


Vermischte Verwaltungsausgaben 

Mehrausgabe infolge erhöhter Kosten für das Einstellungs- 
verfahren. 

Die Mehrausgabe ist 

a) unabweisbar, weil sie für die Wiederauffüllung des Bun- 
desgrenzschutzes erforderlich ist, 

b) unvorhergesehen, weil die Anzahl der sich meldenden 
Bewerber bei Aufstellung des Haushalts 1957 zu niedrig 
geschätzt wurde. 

Einsparung angeboten bei Kap. 06 25 Tit. 217. 


*) 850 000,— 


Zuschüsse und Darlehen zu den äußeren Aufschließungs- 
kosten bei Bauvorhaben des Bundesgrenzschutzes 

Die Grundstücke, auf denen Unterkünfte für den Bundes- 
grenzschutz errichtet werden sollen, müssen vor dem Bau- 
beginn aufgeschlossen werden. Die Kosten der äußeren Auf- 
schließung (Erweiterung der Wasser- und Stromversorgung, 
der Abwasserbeseitigung sowie Ausbau der Zufahrtstraßen), 
die durch den Bau der Unterkünfte entstehen, übersteigen 
zum Teil die Finanzkraft der betroffenen Gemeinden. Nach 
Artikel 106 Abs. 7 des Grundgesetzes hat der Bund den er- 
forderlichen Ausgleich zu gewähren, wenn und soweit den 
Gemeinden nicht zugemutet werden kann, die Sonder- 
belastung zu tragen. 
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06 25 
apl. 571 
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Für die Unterkünfte in Alsfeld, Gifhorn und Hünfeld müssen 
nach Prüfung folgende Auf schließungskosten vom Bund über- 
nommen bzw. als Darlehen finanziert werden: 

Alsfeld: 

Erweiterung der Wasserversorgung und der Abwasser- 
beseitigung, Ausbau der Zufahrtstraßen (Gesamtkosten 
4 375 000 DM) 

Zuschuß des Bundes 650 000 DM 

davon im Rechnungsjahr 1957 200 000 DM 

Darlehen 1 200 000 DM 

Gifhorn: 

wie Alsfeld (Gesamtkosten 800 000 DM) 

Bundesdarlehen 800 000 DM 

davon im Rechnungsjahr 1957 200 000 DM 

Hünfeld : 

Erweiterung der Wasser-Stromversorgung und der Abwas- 
serbeseitigung (Gesamtkosten 450 000 DM) 

Zuschuß des Bundes 450 000 DM. 

Der Betrag wird voll im Rechnungsjahr 1957 benötigt. 

Die Mehrausgabe ist 

a) unabweisbar, da hiervon der Bau der Unterkünfte ab- 
hängig ist, 

b) unvorhergesehen, da bei Aufstellung des Haushalts 1957 
nicht zu übersehen war, daß sich der Bund an den Auf- 
schließungskosten beteiligen muß. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 2. Sitzung vom 5. Dezember 1957 von der außerplan- 
mäßigen Ausgabe Kenntnis genommen und keine Bedenken 
erhoben. 

Einsparung angeboten bei Kap. 06 25 Tit. 711. 


*) 250 000,— 


Zuschuß zum Ausbau der Zufahrtstraße zum Wasserübungs- 
platz Laßrönne (Landkreis Harburg) 

Die Zufahrtstraße (Deichkrone) zum Übungsplatz muß bis 
zum 31. Dezember 1957 mit Mitteln aus dem Grünen Plan 
instand gesetzt werden, da die Mittel später verfallen. Für 
die besonderen Zwecke des Bundesgrenzschutzes muß eine 
schwere Straßendecke vorhanden sein, die einen zusätz- 
lichen Aufwand von 250 000 DM erfordert. 


Die Mehrausgabe ist 

a) unabweisbar, da die Zufahrt zum Übungsplatz für die 
schweren Fahrzeuge des Bundesgrenzschutzes sonst nicht 
möglich wäre, 

b) unvorhergesehen, da durch die Bewilligung der Mittel 
aus dem Grünen Plan die für das Rechnungsjahr 1958 
geplante Instandsetzung in das Rechnungsjahr 1957 ver- 
legt werden mußte. 


22 




Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 532 



Haushalts- 
betrag 
(94 v. H.) 

1957 

An über- und 


Kap. 

Tit. 

*) außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 

Begründung 

zugewiesen 



DM 

DM 



noch Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 

! Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 2. Sitzung vom 5. Dezember 1957 von der außerplan- 
mäßigen Ausgabe Kenntnis genommen und keine Bedenken 
erhoben. 

Einsparung angeboten bei Kap. 06 25 Tit. 711. 


06 25 
apl. 713 


06 25 
apl. 714 


*) 30 000, — Grunderwerb und Neubau einer Unterkunft in Habburg 

(Opf.) 

Zur Unterbringung der im Rahmen der Wiederauffüllung 
des Bundesgrenzschutzes einzustellenden Beamten ist der 
Neubau von Unterkünften erforderlich. 

Die Mehrausgabe ist 

a) unabweisbar, da die Wiederauffüllung des BGS keinen 
Aufschub erleiden kann, 

b) unvorhergesehen, da bei Aufstellung des Haushalts 1957 
Habburg als Standort noch nicht vorgesehen war. 

Einsparung angeboten bei Kap. 06 25 Tit. 711. 

*) 400 000, — Kosten für Behelfsbauten und Behelfsbaumaßnahmen 

Die Neu- und Erweiterungsbauten für Unterkunftszwecke 
können nicht so schnell fertiggestellt werden, wie die Neu- 
einstellungen im Rahmen der Wiederauffüllung des Bundes- 
grenzschutzes vorgenommen werden müssen. Um die Zeit 
bis zur Fertigstellung der Bauten überbrücken zu können, 
müssen Behelfsbauten zur Aufnahme von Geschäftszimmern, 
Lehr räumen, Kammern usw. errichtet werden. Die dadurch 
in den festen Unterkünften freiwerdenden Räume stehen 
dann zusätzlich zur Unterbringung von Grenzschutzbeamten 
zur Verfügung. 

Die Ausgabe ist 

a) unabweisbar, da hierdurch eine erhebliche Verzögerung 
bei der Wieder auf füllung des Bundesgrenzschutzes ver- 
mieden werden wird, 

b) unvorhergesehen, da mit den eingetretenen Verzögerun- 
gen in der Fertigstellung der Unterkunftsbauten nicht 
gerechnet wurde. 

Einsparung angeboten bei Kap. 06 25 Tit. 711. 


06 25 
apl. 714 


*) 350 000 — 


Kosten für Behelfsbauten und Behelfsbaumaßnahmen 


Die Neu- und Erweiterungsbauten für Unterkunftszwedce 
können nicht so schnell fertiggestellt werden, wie die Neu- 
einstellungen im Rahmen der Wiederauffüllung des Bundes- 
grenzschutzes vorgenommen werden müssen. Um die Zeit 
bis zur Fertigstellung der Bauten überbrücken zu können, 
müssen Behelfsbauten zur Aufnahme von Geschäftszimmern, 
Lehrräumen, Kammern usw. errichtet werden. Die dadurch in 
den festen Unterkünften freiwerdenden Räume stehen dann 
zusätzlich zur Unterbringung von Grenzschutzbeamten zur 
Verfügung. 
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noch Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 


06 25 

400 000,— 

969 

(voller Haus- 
haltsansatz) 

06 29 

170 000,— 

206 ~ 

(voller Haus- 
haltsansatz) 

06 33 

37 300 — 

103 

(voller Haus- 

! haltsansatz) 

i 

06 33 

391 600 — 

104 a 

(voller Haus- 
haltsansatz) 

I 


Die Ausgabe ist 

a) unabweisbar, da hierdurch eine erhebliche Verzögerung 
bei der Wiederauffüllung des BGS vermieden wird, 

b) unvorhergesehen, da mit den eingetretenen Verzögerun- 
gen in der Fertigstellung der Unterkunftsbauten nicht 
gerechnet wurde. 

Einsparung angeboten bei Kap. 06 25 Tit. 711. 


100 000 ,— 


Kosten der Werbung für den Bundesgrenzschutz 

Der Betrag ist für die Werbung in den Monaten Februar und 

März 1958 erforderlich. 

Die Mehrausgabe ist 

a) unvorhergesehen, da bei Aufstellung des Haushalts 1957 
noch keine Erfahrungen darüber Vorlagen, welche Mittel 
für wirksame Werbeaktionen notwendig sind, 

b) unabweisbar, da ein Aussetzen der Werbemaßnahmen 
die beschleunigte Wiederauffüllung des Bundesgrenz- 
schutzes gefährden würde. 

Einsparung angeboten bei Kap. 06 25 Tit. 311, 


17 442,28 


Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und Diensträumen 

Mietrückstände für die Zeit vom 1. Juni 1944 bis 31. März 
1953 für das von der Evangelischen Kirche in Deutschland 
(EKiD) für das Deutsche Archäologische Institut in Rom ge- 
mietete Grundstück in Rom, Via Sardegna 79/79 A. Die Miet- 
rückstände sind durch die unklaren rechtlichen und tatsäch- 
lichen Verhältnisse nach dem 2. Weltkrieg entstanden. Die 
EKiD hat auf Grund der Mietverträge für die genannte Zeit 
einen Rechtsanspruch auf Zahlung der Rückstände. Die Mehr- 
kosten sind deshalb unabweisbar; sie waren auch nicht vor- 
herzusehen, weil eine Einigung mit der EKiD über die Höhe 
der Mietrückstände erst im Monat März 1958 erzielt werden 
konnte. 

Einsparung angeboten bei Kap. 06 02 Tit. 622, 


11 500, — Dienstbezüge der beamteten Hilfskräfte 

Siehe Begründung zu Tit. 104 a. 

Einsparung angeboten bei Kap. 06 25 Tit. 101. 

27 744, — Dienstbezüge der nichtbeamteten Kräfte — Vergütungen 
der Angestellten — 

Infolge Einstellung von Verstärkungspersonal bei der Bun- 
desdienststelle für die Anerkennung ausländischer Flücht- 
linge für das Anerkennungsverfahren der in das Bundes- 
gebiet aufgenommenen ungarischen Flüchtlinge ist die Mehr- 
ausgabe bei den Personalausgaben notwendig geworden. 

Die Ausgabe ist 

a) unabweisbar, weil das Anerkennungsverfahren aufgrund 
der Asylverordnung vom 6. Januar 1953 beschleunigt 
durchgeführt werden muß, 
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06 35 152 600,— 

700 (voller Haus- 
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b) unvorhergesehen, weil bei Aufstellung des Haushalts 
1957 der Umfang und diie Dauer des Anerkennungsver- 
fahrens ungarischer Flüchtlinge noch nicht abzusehen war. 


Einsparung angeboten bei 
Kap. 06 25 Tit. 101 
Kap. 06 08 Tit. 101 
Kap. 06 08 Tit. 104 a 
Kap. 06 10 Tit. 105 


~ 2 077 DM 

- 1 447 DM 

= 13 642 DM 
10 578 DM 
27 744 DM 


59 900,— 


Instandsetzung und Einrichtung eines bebauten Grundstük- 
kes in Köln-Lindenthal r Stadtwaldgürtel 42 

Die Mehrausgabe ist durch die Einrichtung des Dienstge- 
bäudes für das Ostkolleg erforderlich geworden. Sie ist 

a) unabweisbar notwendig, weil der volle Lehrbetrieb so- 
fort aufgenommen werden muß, um die bereits geleiste- 
ten Investitionen wirtschaftlich auszunutzen, 

b) unvorhergesehen, weil bei Aufstellung des Haushalts 
1957 der Umfang der erforderlichen Beschaffungen für die 
Einrichtung des Gebäudes noch nicht bekannt war. Die 
Mittel für Instandsetzung des Gebäudes und für die er- 
sten dringendsten Beschaffungen wurden durch Vorlage 
einer Nachschieb eliste in den Haushalt 1957 aufgenom- 
men. 


Einsparung angeboten bei Kap. 06 35 Tit. 300. 


Einzelplan 07 — Bundesminister der Justiz — 


07 01 461 600 — 

107 (voller Haus- 

haltsansatz) 


07 01 
apl. 954" 


335 000,— Beihilfen auf Grund der Beihilfengrundsätze für Beamte, 
Angestellte und Arbeiter 

Die Ausgaben für Beihilfen beruhen auf gesetzlicher Ver- 
pflichtung. Sie müssen daher nach dem laufenden Bedarf 
geleistet werden. Die Leistung der Mehrausgabe ist unab- 
weisbar und unaufschiebbar. 

Einsparung angeboten innerhalb der Personalausgaben des 
Einzelplans 07. 

*) 67 000,— Kosten des deutsch-französischen Gemischten Gerichtshofes 
in Saarbrücken und seiner Geschäftsstelle sowie der deut- 
schen Dienststelle nach Artikel 42 ff. des Vertrages zur Rege- 
lung der Saarfrage 

Der deutsch-französische Gemischte Gerichtshof in Saar- 
brücken ist nach Artikel 42 bis 47 des Vertrages zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Französischen Repu- 
blik zur Regelung der Saarfrage vom 27. Oktober 1956 
(BGBl. II S. 1587) errichtet worden. Seine Geschäftsstelle 
nimmt nach Artikel 92 Abs. 1 a. a. O. zugleich die Aufgaben 
des Sekretariats des deutsch-französischen Schiedsgerichts 
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noch Einzelplan 07 — Bundesminister der Justiz — 

j wahr, das vom Auswärtigen Amt betreut wird. Die Kosten 
des Gerichts und der Geschäftsstelle sowie der nach Artikel 
42 Abs. 2 a. a. O. errichteten deutschen Dienststelle mußten, 
soweit sie nach dem erwähnten Vertrag nicht von der Bun- 
desrepublik allein zu tragen waren, von ihr nach dem Pro- 
tokoll betreffend den deutsch-französischen Gemischten 
Gerichtshof und das in dem Vertrag zur Regelung der Saar- 
frage vorgesehene Schiedsgericht vom 1. Dezember 1956 
(BAnz. Nr. 11/1957) vorgeleistet werden. Aus Gründen der 
Zweckmäßigkeit sind alle Kosten für Sach-, allgemeine und 
einmalige Ausgaben der beiden Gerichte aus dem Haushalt 
des Bundesministers der Justiz geleistet worden. Aus dem 
Haushalt des Auswärtigen Amtes wurden nur Personalko- 
sten bestritten (vgl. Kap. 05 01 Tit. apl. 973). Von den hier- 
nach aus dem Haushalt des Bundesministeriums der Justiz 
gezahlten Beträge entfallen 

1. auf Koisten, die von der Bundesrepublik und der Französi- 
schen Republik je zur Hälfte zu tragen sind, 


a) Personalausgaben 32 500 DM 

b) Sachausgaben 20 600 DM 

c) Allgemeine Ausgaben 600 DM 

zusammen (Summe von 1.) 53 700 DM 


— davon wird die Hälfte (= 26 850 DM) von 
der Französischen Republik erstattet — , 

2. auf Kosten, die von der Bundesrepublik allein 
zu tragen sind, 

a) Personalausgaben für die deutschen Mit- 
glieder des Gemischten Gerichtshofes und 


für den deutschen Urkundsbeamten . . 10 600 DM 

b) Kosten der deutschen Dienststelle 

(Artikel 42 Abs. 2 a. a. O.) 2 700 DM 

zusammen (Summe von 2.) 13 300 DM 

(insgesamt (Summen von 1. und 2.) .... 67 000 DM 


Die Ausgaben waren unabweisbar, weil sie auf rechtlicher 
Verpflichtung beruhen. Sie konnten bei Aufstellung des 
Haushaltsplans nicht vorher ge sehen und nicht zurückgestellt 
werden. Da Haushaltsmittel für den genannten Zweck nicht 
veranschlagt waren, mußte die Ausgabe außerplanmäßig 
geleistet werden. 

Einsparung angeboten bei Kap. 07 05 Tit. 219. 


07 04 
871 


8 460,— 


i 


27 460,— 


Erstmalige Anschaffung von Schreib-, Rechen-, Druck- und 
sonstigen Maschinen 


Der Amtskasse des Bundesgerichtshofes obliegen als Ein- 
heitskasse die Kassengeschäfte für den Bundesgerichtshof, 
das Bundesverfassungsgericht, die Bundesforschungsanstalt 
für Lebensmittelfrischhaltung in Karlsruhe, die Bundesan- 
stalt für Tabakforschung in Forchheim und die Senate des 
Obersten Rückerstattungsgerichts in Herford, Nürnberg und 
Rastatt. Die Zahlungen dieser Behörden wurden bei der 
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Amtskasse bisher manuell gebucht. Um die Sicherheit des 
Kassenverkehrs zu erhöhen und die Arbeitskräfte wirtschaft- 
licher einzusetzen, war die Umstellung der bisherigen Buch- 
führung der Amtskasse auf Maschinenbuchführung dringend 
geboten. Die Maschinenbuchhaltung mußte bereits zu Beginn 
des Rechnungsjahres 1958 eingeführt werden, weil die hohen 
Personal- und Sachausgaben für die bisherige Buchführung 
bei der gebotenen Verwaltungsvereinfachung nicht länger 
zu vertreten waren. Bei Aufstellung des Bundeshaushalts für 
das Rechnungsjahr 1957 war im einzelnen noch nicht zu 
übersehen, ob die Maschinenbuchführung für die Amtskasse 
des Bundesgerichtshofes zweckmäßig und wirtschaftlich ist. 
Die Anschaffung einer Buchungsmaschine (Exacta 6000 zum 
Preise von 28 000 DM) war daher aus Gründen der Wirt- 
schaftlichkeit, der Verwaltungsvereinfachung und der Kas- 
sensicherheit unabweisbar notwendig, sie konnte nicht bis 
zum nächsten Rechnungsjahr zurückgestellt werden, da 
bereits am 1. April 1958 mit der maschinellen Buchführung 
begonnen werden soll. 

Einsparung angeboten bei Kap. 07 04 Tit. 870. 


07 06 633 900, — 

300 (voller Haus- 

haltsansatz) 


60 000,— 


Gehälter und Vergütungen, die den Drei Mächten für das 
von ihnen vorgeschlagene, ernannte oder beschäftigte rich- 
terliche Verwaltungs- und sonstige Personal zu erstatten 
sind 


Die Regierung der Vereinigten Staaten hat die Gehälter und 
Vergütungen des amerikanischen Personals für das zweite 
Rechnungshalbjahr 1956 in Höhe von rd. 70 000 DM erst im 
Rechnungsjahr 1957 zur Erstattung angefordert. Da die im 
Rechnungsjahr 1956 bei der bezeichneten Haushaltsstelle 
unverbraucht gebliebenen Ausgabemittel nicht übertragbar 
waren, ist durch die nachträgliche Erstattung eine Mehraus- 
gabe entstanden, die bei Aufstellung des Bundeshaushalts- 
plans nicht vorauszusehen war. Die Mehrausgabe war unab- 
weisbar und unaufschiebbar, weil die Bundesrepublik zur 
Erstattung der Gehälter rechtlich verpflichtet ist. 


Einsparung angeboten bei Kap. 07 06 Tit. 301, 302 und 303. 


Einzelplan 08 — Bundesminister der Finanzen — 


08 01 

8 555 100,— 

2 793 016,47 

107 

(voller Haus- 



haltsansatz) 



Beihilfen auf Grund der Beihilfengrundsätze für Beamte, 
Angestellte und Arbeiter 

Die Ausgaben für Beihilfen beruhen auf gesetzlicher Ver- 
pflichtung. Sie müssen daher nach dem laufenden Bedarf 
geleistet werden. Die Leistung der Mehrausgabe ist unab- 
weisbar und unaufschiebbar. 

Einsparung angeboten bei Kap. 08 04 Tit. 705. 
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08 01 573 200,— 

~T06 (voller Haus- 

haltsansatz) 


53 500, — 


Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und Diensträumen 


Die Mehrausgabe ist bedingt durch 

a) Erhöhung der Kosten für Strom und Gas, 
wodurch ein Mehrbetrag von 2000 DM 
monatlich anfällt 24 000 DM 


b) Erhöhung und rückwirkende Nachberech- 
nung der Kanalbenutzungsgebühren 22 500 DM 

c) Erhöhung der Müllabfuhrgebühren 3 000 DM 

d) unvorhergesehene Kosten für die Beschaf- 
fung von Reinigungsmitteln für die Hei- 
zungsanlage, um den Ausfall der Heizung 

bzw. größere Reparaturen zu verhindern, 4 000 DM 

insgesamt 53 500 DM 

Die Mehrausgaben waren nicht vorherzusehen und sind 
unabweisbar. 


Einsparung angeboten bei Kap. 08 04 Tit. 351. 


08 04 35 658 100,— 

104a- I (voller Haus- 
j haltsansatz) , 


431 721,39 


Dienstbezüge der nichtbeamteten Kräfte — Vergütungen der 
Angestellten — 

Der Mehrbedarf war zur Zahlung der Dienstbezüge von 
zusätzlichem Personal zur Durchführung des Kriegsfolgen- 
gesetzes vom 5. November 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1747), 
für die Betreuung der landwirtschaftlichen Flächen auf Trup- 
penübungsplätzen und sonstiger militärisch genutzter Liegen- 
schaften des Bundes durch die Bundesvermögensverwaltung 
sowie zur Durchführung des Landbeschaffungsgesetzes vom 
23. Februar 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 134) erforderlich. Die 
Mehrausgabe war unvorgesehen und unabweisbar. 


Einsparung angeboten bei Kap. 08 04 Tit. 108. 


08 04 
~TÖ9~ 


250 000,-- 
(voller Haus- 
haltsansatz) 


08 04 100 000,- 

HO (voller Haus- 

haltsansatz) 


120 000,— 


Unfallfürsorge für Beamte 


Infolge Zunahme der Dienstunfälle insbesondere im Kraft- 
fahrzeugverkehr und Erhöhung des Unfallausgleichs in Aus- 
wirkung der Änderung des § 139 Abs. 1 des Bundesbeamten- 
gesetzes durch § 139 Abs. 1 Nr. 34 des Beamtenrechts - 
rahmenge setzes vom 1. Juli 1957 (BGBl. I S. 667) sind die 
Aufwendungen für Unfallfürsorgeleistungen weiterhin an- 
steigend. Bei der Aufstellung des Haushaltsplans 1957 war 
diese Zunahme nicht vorherzusehen. Die Mehrausgabe ist 
unabweisbar, da nach dem Bundesbeamtengesetz auf Unfall- 
fürsorge ein Rechtsanspruch besteht. 

Einsparung angeboten bei Kap. 08 04 Tit. 108 und 115. 


20 000, — j Abfindungen und Übergangsgelder 


| Der im Bundeshaushaltsplan 1957 veranschlagte Betrag für 
| Abfindungen und Ubergangsgelder beruhte auf Schätzung. 
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1 Die Mehrausgabe war bei Aufstellung des Haushaltsplans 

1 nicht vorhersehbar. Das Bedürfnis ist unabweisbar, da es 

1 sich um gesetzliche bzw. tarif rechtliche Zahlungsverpflich- 
tungen handelt. 

Einsparung angeboten bei Kap. 08 04 Tit. 115. 

08 04 
400 ~ 

28 000 000,— 
(voller Haus- 
haltsansatz) 

462 095,89 

Unterhaltung der Gebäude des allgemeinen Sachvermögens 

Im Zuge der Umplanung der ausländischen Streitkräfte sind 
u. a. auch Wohnungseinheiten im erheblichen Umfange 


I geräumt worden. Diese Wohnungen wurden mit der Frei- 
gabe durch die ausländischen Streitkräfte in die Bewirtschaf- 
tung durch den Epl. 08 überführt. Sie mußten vor der Wei- 
tervermietung an Bundesbedienstete oder Dritte ausnahms- 
los instand gesetzt werden. Bei der Aufstellung des Haus- 
halts 1957 konnte die Anzahl der zu übernehmenden Woh- 
nungen noch nicht vorhergesehen werden. Infolge der ange- 
spannten Wohnungslage und zur Vermeidung von Mietaus- 
fällen mußten die Instandsetzungsarbeiten vordringlich 
durchgeführt werden. Eine Zurückstellung der Arbeiten bis 
ins nächste Rechnungsjahr war daher nicht vertretbar; die 
Ausgaben waren mithin unabweisbar. 

Die Mehrausgabe wird durch entsprechende Mehreinnahmen 
an Mietzins bei Kap. 08 04 Tit. 15 gedeckt. 

Einsparung angeboten bei Kap. 08 04 Tit. 428, 467 und 530. 


08 04 | 25 000 000 — 

402 i (voller Haus- 
i haltsansatz) 


160 606,76 


Bewirtschaftung von Grundstücken des allgemeinen Sach- 
vermögens 

Die Anzahl der zu bewirtschaftenden Grundstücke hat in- 
folge Freigabe einer erheblichen Anzahl von Wohnungen, 
die bisher von ausländischen Streitkräften genutzt waren, 
erheblich zugenommen. Der veranschlagte Betrag reichte des- 
halb zur Erfüllung der vorliegenden Verpflichtungen nicht 
aus. Bei der Aufstellung des Haushalts 1957 konnte die Über- 
nahme einer so großen Anzahl von Liegenschaften noch nicht 
vorhergesehen werden. 

Der unabweisbaren Mehrausgabe stehen entsprechend hö- 
here Einnahmen bei Kap. 08 04 Tit. 15 gegenüber. Darüber 
hinaus werden bei den Ausgaben (Kap. 08 04 Tit. 705) Ein- 
sparungen in gleicher Höhe vorgenommen. 


08 04 400 000,— ! 

46fT (voller Haus- 

haltsansatz) 


59 650,83 


Ausgaben aus Anlaß der Übergabe von Liegenschaften an 
den Bund bzw. aus Anlaß der Abgabe vom Bund an andere 
Rechtsnachfolger 

Mehrausgaben infolge Übernahme von Liegenschaften auf 
den Bund bzw. Abgabe vom Bund an andere Rechtsnachfol- 
ger im Rahmen des Vorschaltsgesetzes vom '21. Juli 1951 
(BGBl. I S. 467). Der Zeitpunkt der Übernahme bzw. Abgabe 
der strittigen Liegenschaften und die Höhe der für die Zeit 
vom 1. August 1951 ab an den bisherigen Verwalter zu er- 
stattenden Ausgaben war nicht vorherzusehen. Die Mehr- 
ausgabe war zur Durchführung der geldlichen Auseinander- 
setzung unabweisbar. 

Einsparung angeboten bei Kap. 08 04 Tit. 431 
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08 04 200 000 — 

469 (voller Haus- 
haltsansatz) 


171 539,70 


Vermischte Ausgaben für das allgemeine Sachvermögen 
(ohne Forsten) 

Die Mehrausgabe ist dadurch entstanden, daß Beträge zu- 
rückgezahlt werden mußten, die in früheren Rechnungsjah- 
ren irrtümlich als Bundeseinnahmen gebucht waren und we- 
gen Abschlusses der Bücher von den Einnahmen nicht mehr 
abgesetzt werden konnten. Die Leistung dieser Ausgaben 
war in dem Umfange nicht vorherzusehen. Da rechtliche 
Verpflichtungen hierfür Vorlagen, waren die Zahlungen un- 
abweisbar. Um Zins- und Regreßansprüche zu vermeiden, 
konnte die Erfüllung der Verpflichtungen nicht in spätere 
Rechnungsjahre hinausgeschoben werden. 

Einsparung angeboten bei Kap. 08 04 Tit. 425, 440 und 450. 


08 04 
500 


08 04 939 725,72 

7L2 (Ausgaberest 
1956) 


55 000,— 


Zuschuß für das Wasserwerk Klötzin 

Im Haushalt für das Rechnungsjahr 1957 sind bei Kap. 08 04 
Tit. 500 Zuschüsse für das Wasserwerk Klötzin nicht aus- 
gebracht worden, da beabsichtigt war, das Wasserwerk 
einem Zweckverband zu übertragen. 

Die Verhandlungen mit dem Kreis Oldenburg bezüglich des 
Zweckverbandes sind ergebnislos verlaufen. Nachdem die 
Stadt Oldenburg sich selbst ein Wasserwerk gebaut hat, ver- 
sorgt das bundeseigene Wasserwerk Klötzin den Truppen- 
übungsplatz Putlos, bundeseigene Liegenschaften in Großen- 
brode und den Ort Heiligenhafen, der zu einem großen Pro- 
zentsatz ebenfalls aus bundeseigenen Liegenschaften besteht. 

Die erforderlichen Investierungen für den Bau der Zwischen- 
leitung von Meeschendorf über Jahnshof nach Putlos hat der 
Epl. 14 übernommen, so daß nach dem für das Rechnungs- 
jahr 1957 vorliegenden Wirtschaftsplan nur noch mit einem 
Bilanzverlust in Höhe von 55 000 DM zu rechnen ist. Damit 
das Wasserwerk seinen Zahlungsverpflichtungen nachkom- 
men kann, ist es erforderlich, in Höhe des Verlustes einen 
Zuschuß zu gewähren. 

Einsparung angeboten bei Kap. 08 04 Tit. 788 (5). 


550 000,— 
(Vorgriff) 


Neubau eines Dienstgebäudes für das Zollamt Veddel mit 2 
Dienstwohnungen 


Für das Bauvorhaben, dessen Gesamtbaukosten im Haus- 
haltsjahr 1957 bei Kap. 08 04 Tit. 712 mit 5 500 000 DM ver- 
anschlagt sind, sind in den Haushaltsplänen der Rechnungs- 
jahre 1953 bis 1956 als Teilbeträge 3 170 000 DM bewilligt 
worden; für 1957 wurden keine Mittel angefordert, weil nach 
dem Stand des Bauvorhabens zur Zeit der Aufstellung des 
Haushaltsplans 1957 anzunehmen war, daß die bisher bewil- 
ligten Teilbeträge bis zum Schluß des Rechnungsjahres 1957 
ausreichen würden. Entgegen dieser Erwartung ist aber der 
Bau so schnell fortgeschritten, daß zur zügigen Fortsetzung 
im Rechnungsjahr 1957 außer den bereits üpl. als Vorgriff 
bewilligten 700 000 DM noch weitere 550 000 DM benötigt 
werden. Der weitere Vorgriff ist zur reibungslosen Abrech- 
nung von Unternehmerrechnungen unabweisbar. 
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08 04 
724 


08 04 
729 


282 000,— 


611 000,— 


08 04 82 000,— 

78lT (3) (Ausgaberest 
; 1956) 


08 04 
apl. 
829 (4) 


260 000,— 
(Vorgriff) 


Neubau eines Dienstgebäudes für das Hauptzollamt, die Zoll- 
fahndungszweigstelle und die Bundesvermögensstelle in 
I Kaiserslautern, 2. Teilbetrag 


Die Bauarbeiten und die Abrechnungen sind schneller voran- 
gegangen, als bei der Aufstellung des Haushaltsplans 1957 
vorauszusehen war. Damit das Bauvorhaben — auch zur 
Einsparung höherer Kosten — noch im Rechnungsjahr 1957 
in seinen wesentlichen Teilen beendet werden kann, ist ein 
Vorgriff auf den im Haushaltsplan 1958 zu veranschlagenden 
Restbetrag unabweisbar. Der Vorgriff hält sich im Rahmen 
der in der Erläuterung zu Kap. 08 04 Tit. 724/1957 auf 
1 020 000 DM festgesetzten Gesamtkosten. 


357 000, — Neubau eines Dienstgebäudes für das Hauptzollamt II, für 
(Vorgriff) die Zollfahndungstelle und für die Zollehranstalt in Stuttgart, 
3. Teilbetrag 

Für den Neubau eines Dienstgebäudes für das Hauptzollamt 
II, die Zollfahndungsstelle und die Zollehranstalt in Stutt- 
gart im Gesamtkostenbetrage von 2 075 000 DM sind in den 
Haushaltsplänen 1955 bis 1957 als 1. bis 3. Teilbeträge 
1 475 000 DM abzüglich (6 v. H. von 650 000 DM) 39 000 DM, 
mithin 1 436 000 DM bewilligt worden. Der Restbetrag 
von 639 000 DM ist für 1958 Vorbehalten. Die Bauarbeiten 
an dem Neubau sind schneller fortgeschritten, als bei der 
Aufstellung des Haushaltsplans 1957 vorauszusehen war, so 
daß die bisher bewilligten Ausgabemittel bis zum Schluß 
des Rechnungsjahres 1957 nicht ausreichen. Um eine Stil- 
legung der Bauarbeit und eine damit verbundene Ver- 
teuerung zu vermeiden, werden im Vorgriff auf das Rech- 
nungsjahr 1958 357 000 DM benötigt. 

Einsparung angeboten bei Kap. 08 04 Tit. 749. 


40 000,— 


Früheres Kinderheim auf dem Priwall in Lübeck-Trave- 
münde, Ausbau von 15 behelfsmäßigen Wohnungen zu 
Dauerwohnungen 

Bei der Durchführung der Bauarbeiten aus den bei Kap. 
08 04 Tit. 781 (3) im Rechnungsjahr 1956 veranschlagten 
Haushaltsmitteln wurden nicht vorherzusehende Schwamm- 
schäden festgestellt, die die vollständige Erneuerung der 
Fußböden notwendig machten. Da die Bauarbeiten in vollem 
Gange sind, ihre Einstellung und spätere Wiederaufnahme 
mit Mehrkosten verbunden ist und daher nicht vertreten 
werden kann, sind die Mehrausgaben unabweisbar und die 
Bereitstellung üpl. Haushaltsmittel erforderlich. 


Einsparung angeboten bei Kap. 08 04 Tit, 783 (6). 


*) 99 189,49 Wilhelmshaven, Kaianlage am ehern. Strombauhof, Beseiti- 
(Vorgriff) gung von Gefahrenzuständen 

Zur Beseitigung der Gefahrenquellen ist die Instandsetzung 
der Kaianlage am ehern. Strombauhof in Wilhelmshaven 
erforderlich geworden. Die Arbeiten waren unabwendbar 
und bei der Aufstellung des Haushalts 1957 noch nicht vor- 
auszusehen. 

Einsparung angeboten bei Kap. 08 04 Tit, 705. 
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08 05 1 1 024 100, — 
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*) 77 028,69 I Berlin-Neukölln, kath. Garnisonkirche, Lilienthalstraße, Be- 
(Vorgriff) j seitigung von Gefahrenzuständen 

Die bundeseigene ehern, kath. Garnisonkirche in Berlin- 
Neukölln, die jetzige St. Johannes-Basilika, sollte zum 1. No- 
vember 1957 infolge Einsturzgefahr des Turmes, der wäh- 
rend des Krieges durch Bomben beschädigt wurde, baupoli- 
zeilich geschlossen werden. Die sofortige Instandsetzung war 
erforderlich, um die Schließung der Kirche, die von zahl- 
reichen Gläubigen aus beiden Teilen Berlins besucht wird, 
rückgängig zu machen. Die Leistung der außerplanmäßigen 
Haushaltsausgabe war somit unabweisbar. Die Notwendig- 
keit der Mehrausgabe war nicht vorauszusehen. 

Einsparung angeboten bei Kap. 08 04 Tit. 705 und 783 (6). 

*) 98 835,18 Ehern. Kaserne auf dem Gelände des Flughafens in Bremen, 
Erstinstandsetzungsarbeiten 

Zur Beseitigung von Gefahrenquellen ist in der ehern. Ka- 
serne auf dem Gelände des Flughafens Bremen die Durch- 
führung notwendiger Arbeiten erforderlich geworden. Die 
Arbeiten waren unabwendbar und bei Aufstellung des Haus- 
halts für das Rechnungsjahr 1957 nicht vorauszusehen. 

Einsparung angeboten bei Kap. 08 04 Tit. 705. 

*) 142 416,26 Auseinandersetzung mit dem Lande Bayern über die Kosten 
der gemeinsamen Fernsprecheinrichtungen der Oberfinanz- 
direktionen München und Nürnberg 

Nach Übereinkunft mit dem Land Bayern tragen, rückwir- 
kend ab 1. April 1950, Bund und Land Bayern die Kosten 
der Beschaffung von gemeinsamen Fernsprecheinrichtungen 
bei den Oberfinanzdirektionen Nürnberg und München je 
zur Hälfte und die Kosten der Wartung und des Betriebes 
anteilig nach dem Verhältnis der Benutzung. Dem Lande 
steht danach für die rückliegende Zeit noch ein Betrag von 
142 416,26 DM zu. 

Da die Ermittlungen erst jetzt abgeschlossen werden konn- 
ten, war die Ausgabe für das Rechnungsjahr 1957 unvorher- 
sehbar. Die Einrichtung eigener Fernsprecheinrichtungen 
würde den Bund erheblich stärker belasten; sie ist aber auch 
wegen der besonderen Verhältnisse bei den Oberfinanz- 
direktionen nicht möglich. Die Ausgabe ist daher unabweis- 
bar. 

Einsparung angeboten bei Kap. 08 04 Tit. 200 und 300. 

4 538 000, — Vom Bund zu tragende Verwaltungskosten, die sich aus der 

Durchführung der Lastenausgleichsgesetze ergeben 

Mehrausgabe infolge Übernahme der Kosten für die Ver- 
waltung der Deutschen Lastenausgleichsbank aus dem Aus- 
gleichsfonds für die Durchführung des Lastenausgleichsgeset- 
zes zur Verfügung gestellten Mittel für die Zeit vom 1. April 
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08 05 115 600 000 — 
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08 06 65 000,— 

215b' - (voller Haus- 

haltsansatz) 


1957 bis 31. Marz 1958. Diese Verwaltungskosten, die bisher 
aus dem Ausgleichsfonds bestritten wurden, müssen auf- 
grund des § 5 Abs. 2 LAG in der Fassung des Achten 
Gesetzes zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes (Min- 
BlFin 1957 S. 919) ab 1. April 1957 vom Bund getragen wer- 
den. Die Gesamtkosten betragen 6 750 000 DM. Die Ausgabe 
ist unabweisbar und war bei der Aufstellung des Haushalts- 
plans 1957 nicht vorherzusehen. 

Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 


39 900 000, — Vom Bund zu erstattende Verwaltungskosten, die sich aus 
der Durchführung der Lastenausgleichsgesetze ergeben 

Der Bund hat den öffentlichen GebietskÖrperschafteri gemäß 
§ 351 Abs. 3 LAG 50 v. H. der bei der Durchführung des 
LAG entstehenden Verwaltungskosten zu erstatten. 

Bis zum Erlaß einer entsprechenden Rechtsverordnung leistet 
der Bund aufgrund einer Vereinbarung mit den Ländern lau- 
fende Abschlagszahlungen. Die Höhe der Abschlagszahlun- 
gen richtet sich 

a) danach, inwieweit mit den Erstattungsberechtigten Eini- 
gung über die Erstattungsfähigkeit der einzelnen Aus- 
gabegruppen erzielt worden ist, 

b) nach der Höhe des Verwaltungsaufwands der Erstat- 
tungsberechtigten. Die Mittel für die Erstattungszahlun- 

j gen des Bundes im Rechnungsjahr 1957 sind in den Betrag 
von 115 600 000 DM bei Kap. 08 05 Tit. 301 mit enthalten. 
Der Bedarf mußte mangels neuerer Unterlagen in Anleh- 
nung an die von den Ländern für das Rechnungsjahr 1953 
vorgelegten Kostennachweisungen geschätzt werden. 
Nach den inzwischen auch für das Rechnungsjahr 1957 
erstellten Kostennachweisungen ergibt sich ein wesent- 
lich höherer Verwaltungskostenaufwand. 

Der voraussichtliche Gesamtaufwand bei Kap. 08 05 Tit. 301 
für das Rechnungsjahr 1957 wird auf 155 500 000 DM ge- 
schätzt. Die Mehrausgabe, zu deren Leistung eine rechtliche 
Verpflichtung besteht, war nicht vorherzusehen. 

Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 


48 000, — Reisekostenvergütungen — Auslandsreisen — 

Der für Auslandsreisen geschätzte Haushaltsbetrag reicht 
nicht aus. Insbesondere haben die Dienstreisen nach Brüssel, 
die im Zusammenhang mit der Errichtung von Ausstellungs- 
räumen für die Weltausstellung notwendig wurden, einen 
größeren Umfang angenommen als vorauszusehen war. Die 
Mehrausgabe war nicht vorauszusehen, sie ist unabweisbar. 

Einsparung angeboten bei Kap. 08 06 Tit. 217. 
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Einzelplan 09 — Bundesminister für Wirtschaft — 


0901 15 000,— 

110 (voller Haus- 

haltsansatz) 


09 01 57 000 — 

30 i (voller Haus- 

haltsansatz) 


09 02 
[ 950 ) 


11 643,18 Abfindungen und Übergangsgelder 

Zum Zeitpunkt der Aufstellung des Haushaltsplans 1957 war 
nicht vorauszusehen, daß Ubergangsgelder in Höhe von 
26 643,18 DM gezahlt werden mußten. Die Ausgabe war 
unabweisbar, weil es sich um tarifrechtliche Zahlungs- 
verpflichtungen handelt. 

Einsparung angeboren bei Kap. 09 01 Tit. 108. 

20 000, — Für Informationen über ausländische Wirtschaftsgesetze und 
dergleichen 

Die veranschlagten Mittel reichten insbesondere nicht zur 
Deckung der Ausgaben aus, die durch die Auswertung der 
Ergebnisse der Internationalen Zollkonferenz 1956 ent- 
standen. Gegenüber dem Voranschlag kamen vor allem er- 
höhte übersetzungs- und Drucklegungskosten auf, die bei 
der Aufstellung des Haushaltsplans 1957 nicht vorhergesehen 
werden konnten, jedoch für die Auswertung der Ergebnisse 
der Internationalen Zollkonferenz 1956 unabweisbar not- 
wendig waren. 

Einsparung angeboten bei Kap. 09 02 Tit. 606. 


100 000,— 


Zuschuß zur Förderung der gewerblichen Wirtschaft gemäß 
§ 8 Satz 2 des Investitionshilfe-Schlußgesetzes vom 24. Fe- 
bruar 1955 


Der nach Durchführung des Investitionshilfe-Schlußgesetzes 
vom 24. Februar 1955 verbleibende Ertragsüberschuß mußte 
nach § 8 Satz 2 des Gesetzes zur Förderung der gewerblichen 
Wirtschaft verwandt werden. Die für das Rechnungsjahr 1956 
veranschlagten 100 000 DM wurden bereits im Rechnungsjahr 
1955 überplanmäßig bei Kap. 09 02 Tit. 96 vereinnahmt. 


Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — 


1001 
1 07 


397 300, — 
(voller Haus- 
haltsansatz) 


1001 

Tl(T 


91 163, — Beihilfen auf Grund der Beihilfengrundsätze für Beamte, An- 

gestellte und Arbeiter 

Die Ausgaben für Beihilfen beruhen auf gesetzlicher Ver- 
pflichtung. Sie müssen daher nach dem laufenden Bedarf 
geleistet werden. Die Leistung der überplanmäßigen Aus- 
gabe ist daher unabweisbar und unaufschiebbar. 

Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 

10 000,— Abfindungen und Übergangsgelder 

Da im Zeitpunkt der Aufstellung des Haushalts 1957 keine 
Verpflichtungen Vorlagen oder zu erwarten waren, ist der 
Tit. 110 ohne Geldansatz ausgebracht worden. Es hat sich 
aber als notwendig erwiesen, Abfindungen und Übergangs- 
gelder zu zahlen. Die Ausgaben sind unabweisbar. 

Einsparung angeboten bei Kap. 10 01 Tit. 108. 
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noch Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — 

10 02 
apl.'571 


Hiervon sollte über einen Betrag von 9 510 000 DM verein- 
barungsgemäß erst mit Zustimmung des Herrn Bundes- 
ministers der Finanzen verfügt werden. 

Nachdem sich der Wirtschaftsablauf im Rechnungsjahr 1957 
übersehen ließ, bestand ein weiterer dringender Bedarf an 
Haushaltsmitteln in Höhe von rd. 40 000 000 DM, wogegen 
der Betrag der Bindungsermächtigungen von 140 000 000 DM 
auf 100 000 000 DM verringert werden konnte. Nachdem der 
Bundesminister der Finanzen den Betrag von 9 510 000 DM 
freigegeben hatte, mußten die noch fehlenden 30 490 000 DM 
durch eine außerplanmäßige Ausgabe im ordentlichen Haus- 
halt bereitgestellt werden, da gemäß § 33 Abs. 2 RHO Aus- 
gabebewilligungen im außerordentlichen Haushalt nicht 
überschritten werden dürfen. 

Da sich der endgültige Bedarf an Haushaltsmitteln bei Auf- 
stellung des Haushalts 1957 nicht vorhersehen ließ und die 
finanzielle Bedienung des Siedlungsprogrammes gesichert 
bleiben muß, ist das unvorhergesehene und unabweisbare 
Bedürfnis gemäß Artikel 112 GG und § 13 RHO gegeben. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 7. Sitzung am 26. Februar 1958 von der Maßnahme 
Kenntnis genommen und keine Bedenken dagegen erhoben. 
Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 


— *) 30 490 000,- 


Förderung der ländlichen Siedlung 

Für die Durchführung der Siedlungsprogramme der Bundes- 
regierung werden jeweils im Bundeshaushaltsplan nur Mittel 
in der Höhe angefordert, in der voraussichtlich die finanzielle 
Bedienung tatsächlich erforderlich wird, während im übrigen 
für das Eingehen weiterer Verpflichtungen in begrenztem 
Ausmaß Bindungsermächtigungen durch den Bundesminister 
der Finanzen gemäß § 45 b RHO erteilt werden. Für das 
Rechnungsjahr 1957 sind zur Förderung der ländlichen Sied- 
lung im außerordentlichen Haushalt bei Kap. A 10 02 Tit. 
571 a und b 1 zusammen 158 500 000 DM bewilligt worden. 
Von diesem Betrage waren 70 000 000 DM zur Einlösung 
einer Bindungsermächtigung aus dem Rechnungsjahr 1956 
bestimmt. Mit Zustimmung des Bundesministers der Finanzen 
konnten 1957 vertragliche Bindungen abermals bis zu 
70 000 000 DM eingegangen werden. Diese Zustimmung ist 
erteilt worden. Darüber hinaus hat der Bundesminister der 
Finanzen auf den dringenden Antrag des Bundesministers 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten zur Durchführung 
des Siedlungsprogrammes 1957 gemäß § 45 b RHO eine wei- 
tere Bindungsermächtigung über 70 000 000 DM erteilt. Somit 
standen — neben den Ausgaberesten aus dem Rechnungs- 
jahr 1956, die zur Bedienung im Rechnungsjahr 1956 ein- 
gegangener Verpflichtungen benötigt worden sind — für das 
Rechnungsjahr 1957 zur Verfügung: 

Haushaltsmittel (158 500 000 DM biis 70 000 000 DM) 

88 500 000 DM 

2 Bindungsermächtigungen zu je 

70 000 000 DM 140 000 000 DM 

zusammen 228 500 000 DM 
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10 02 7 000 000,— 

578 b 1 (voller Haus- 
haltsansatz) 


4 300 000,— 


Förderung des Einsatzes von Maschinen und technischen 
Anlagen („Grüner Plan 1957“) — Zuschüsse für den Bau von 
Unterdachtrocknungsanlagen und Gülleanlagen — 


Der Bedarf an Zuschußmitteln für den Bau von Grünfutter- 
silos, Unterdachtrocknungsanlagen und Gülleanlagen hat 
über die Erwartungen hinaus einen solchen Umfang ange- 
nommen, daß der veranschlagte Betrag nicht ausreichte. Ur- 
sache hierfür ist insbesondere die volle Auswirkung der 
planmäßigen Organisationen des erstmals im Rechnungsjahr 
1956 geförderten Silobaues. Die Landwirtschaft ist bestrebt, 
den steigenden Mangel an Arbeitskräften durch Rationa- 
lisierungsmaßnahmen zu überwinden. Sie stellt die Fütte- 
rung des Rindviehs, insbesondere der Milchkühe, einerseits 
auf höhere Gaben als Silage, andererseits auf geringere Ga- 
ben von Heu um, das nicht mehr auf dem Boden oder auf 
Gerüsten, sondern in Unterdachtrocknungsanlagen gewonnen 
wird. Beide Maßnahmen führen zu einer Einsparung von 
Handarbeit und Verringerung von Masse- und Güteverlusten 
bei der Futterernte. Um den Erfolg dieser gezielten Maß- 
nahmen des Grünen Planes nicht zu gefährden und ihre 
zügige Fortführung zu gewährleisten, ist es erforderlich, 
einen weiteren Betrag von 4 300 000 DM für diesen Zweck 
zur Verfügung zu stellen. Der zusätzliche Bedarf ist unab- 
weisbar und konnte nicht vorhergesehen werden. 


Gemäß § 3 Abs. 1 Haushaltsgesetz 1957 ist bestimmt worden, 
daß § 30 Abs. 3 Satz 1 RHO keine Anwendung findet. 


Einsparung angeboten bei 

Kap. 10 02 Tit. 578 b 2 
Kap. 10 02 Tit. 578 a 
Kap. 10 02 Tit. 963 
Kap. A 10 02 Tit. 577 b 


1 580 000 DM 
120 000 DM 
1 200 000 DM 
1 400 000 DM. 


10 02 
58Öb”l 


2 300 000,— 
(voller Haus- 
haltsansatz) 


! 


10 02 
615 b 


590 000,— ; 
(voller Haus- 
haltsansatz) ' 


547 400, — Zuschüsse zur Förderung des Gemüse-, Obst- und Garten- 
baues („Grüner Plan 1957“) 

Die Mehrausgabe ist zur Durchführung der im Grünen Plan 
1957 vorgesehenen Maßnahmen „Bereinigung von Obst- 
anlagen" und „Förderung des Gartenbaues" erforderlich. Bei 
der Aufstellung des Haushaltsplans 1957 war noch nicht mit 
Sicherheit vorauszusehen, wie sich die Anforderungen auf 
die einzelnen Positionen des Tit. 580 verteilen würden. Bei 
der Dringlichkeit der Maßnahmen ist die Mehrausgabe als 
unabweisbar anzusehen. 

Einsparung angeboten bei Kap. 10 02 Tit. 580 b 2. 

34 000, — Zuschüsse zur Bekämpfung der Tierseuchen — Sonstige 
Maßnahmen — 

Die Mehrausgabe ist anläßlich des Großversuchs „Prüfung 
der Maul- und Klauenseuche-Konzentratvakzine nach Pyl" 
entstanden. Forschungsergebnisse über die Wirksamkeit dei 
neuen „Maul- und Klauenseuche-Konzentratvakzine nach Pyl" 
sind erstmalig von dem Präsidenten der Forschungsanstalt 
für Tierseuchen, Insel Riems, in der Deutschen Tierärztlichen 
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noch Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — 

Wochenschrift vom 15. Februar 1957 S. 69 veröffentlicht wor- 
den. Da die Kosten für die Herstellung der Konzentratvak- 
zine gegenüber dem bisher produzierten und verwendeten 
Impfstoff wesentlich geringer sind, würden bei Anwendung 
der neuen Vakzine die Impfkosten für MKS-Schutzimpfun- 
gen erheblich gesenkt werden können. Vor allgemeiner An- 
wendung des Impfstoffes war die Prüfung auf Unschädlich- 
keit im Rahmen eines Großversuches unerläßlich. Die Aus- 
gaben, die bei Aufstellung des Haushaltsplans 1957 nicht 
vorherzusehen waren, waren unabweislich. 

Einsparung angeboten bei Kap. 10 02 Tit. 615 d und e. 

Zuschüsse an die Einfuhr- und Vorratsstellen für Getreide 
und Futtermittel, für Fette, für Schlachtvieh, Fleisch und 
Fleischerzeugnisse und an die Einfuhrstelle für Zucker 

Durch Zunahme der inländischen Getreideernte infolge Stei- 
gerung der Anbauflächen und Erhöhung der ha-Erträge einer- 
seits sowie durch die Erfüllung handelsvertraglicher Ver- 
pflichtung auf Grund mehrjähriger Verträge (von geringeren 
Inlandsernten ausgehend) andererseits war die Einfuhr- und 
Vorratsstelle für Getreide und Futtermittel durch die im 
Getreidepreisgesetz festgelegte Ubernahmepflicht zu höheren 
Aufnahmen von Getreide gezwungen, als dies bei der 
Veranschlagung für das Rechnungsjahr 1957 vorherzusehen 
war. Hierdurch ist die der Veranschlagung für 1957 
zugrunde gelegte Jahresdurchschnittsmenge an Getreide um 
rund 248 000 t überschritten worden. Darüber hinaus sind die 
Bestände an Futtergetreide auf Beschluß der Bundesregie- 
rung im Laufe des Rechnungsjahres 1957 um 200 000 t auf- 
gestockt worden. Aus diesen Gründen hat sich gegenüber 
dem nach § 8 Abs. 1 Haushaltsgesetz 1957 nur mit 94 v. FI. 
bewilligten Ansatz ein Mehrbedarf für die Kosten der Vor- 
ratshaltung ergeben, der im Zeitpunkt der Veranschlagung 
nicht vorhergesehen werden konnte, in Ausführung der 
Marktordnungsgesetze aber unabweisbar war. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 9. Sitzung am 19. März 1958 von der überplanmäßigen 
Aufgabe Kenntnis genommen und keine Bedenken erhoben. 
Gemäß § 3 Abs. 1 Haushaltsgesetz 1957 ist bestimmt worden, 
daß § 30 Abs. 3 Satz 1 RHO keine Anwendung findet. 

Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 

Betriebsmittelzuweisungen an die Einfuhr- und Vorrats- 
stellen zur Beschaffung von Vorräten 

Infolge Zunahme der inländischen Getreideerntemenge ist 
— bei Einhaltung der bestehenden handelsvertraglichen Ver- 
pflichtungen — zur Wahrung des inländischen Preisstandes 
die gesetzlich vorgeschriebene Interventionspflicht der Ein- 
fuhr- und Vorratsstelle für Getreide und Futtermittel im 
Rechnungsjahr 1957 in verstärktem Maße ausgeübt worden. 
Nach der vom Bürgerschaftausschuß für Lebensmittelbevor- 
! ratung am 6. Dezember 1957 gegebenen Zustimmung kann 
die Bundesbürgschaft aus diesem Grunde für die Zeit vom 


10 02 
620 


193 346 532,- 


10 02 
621 


71 609 793,12 


29 000 000,- 
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1. Januar bis 31. März 1958 bis zu einem Betrage von 
1 100 000 000 DM für den Getreidekonsortialkredit in An- 
spruch genommen werden. Einschließlich der Bürgschaft für 
den Konsortialkredit Berlin in Höhe von 80 000 000 DM 
ergibt sich somit ein Gesamtvolumen von 1 180 000 000 DM. 
Da die EVSt für Getreide und Futtermittel 10 v. H, des 
Gesamtfinanzierungsbedarfs selbst aufzubringen hat, müssen 
ihre Eigenmittel, die bisher nur 102 000 000 DM betragen, 
auf 131 000 000 DM aufgestockt werden. Für die Leistung der 
überplanmäßigen Ausgabe besteht bei der gegebenen Sach- 
lage somit ein unabweisbares Bedürfnis, das im Zeitpunkt 
der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1957 nicht vorher- 
gesehen werden konnte. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 4. Sitzung am 16. Januar 1958 von der überplan- 
mäßigen Ausgabe Kenntnis genommen und keine Bedenken 
erhoben. 

§ 30 Abs. 3 Satz 1 RHO findet keine Anwendung. 

Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 


1002 

621 


10 02 i 2 000 000 ,— 

950 i (voller Haus- ■ 
haltsansatz) 


19 970 000, — Betriebsmittelzuweisung an die Einfuhr- und Vorratsstellen 
zur Beschaffung von Vorräten 

Den Einfuhr- und Vorratsstellen stand für die Warenfinan- 
zierung (vgl. Kap. 10 02 Tit. 621) bisher u. a. ein Abschöp- 
fungsbetrag von rd. 20 000 000 DM bei der EVSt für Fette 
zur Verfügung, der aus der Abwicklung alter Globaleinfuhren 
stammt. Nachdem die Abwicklung im wesentlichen abge- 
schlossen ist, ist dieser Betrag an den Bundeshaushalt abzu- 
führen und dort bei Kap. 10 02 Tit. 96 zu vereinnahmen. Da 
die Einfuhr- und Vorratsstellen wegen der Aufbringung der 
10-v. H. -Eigenmittel für die Warenfinanzierung auf den vor- 
genannten Betrag auch in Zukunft nicht verzichten können, 
ist ihnen zu Lasten von Kap. 10 02 Tit. 621 im Zeitpunkt der 
Abführung des Abschöpfungsbetrages ein gleichhoher Betrag 
zur Verfügung zu stellen. Auf die Erläuterungen zu Kap. 
10 02 Tit. 96 wird hierbei Bezug genommen. 

Die Mehrausgabe stellt in ihrer Wirkung nur eine Verrech- 
nung mit einer gleichhohen Mehreinnahme dar. Sie war zum 
Zeitpunkt der Aufstellung des Haushaltsplans 1957 noch nicht 
vorhersehbar, da der Zeitpunkt der Schlußabrechnung nicht 
feststand. Nachdem diese jetzt im wesentlichen erfolgt ist, 
ist die Abführung des Abschöpfungsbetrages und damit die 
gleichzeitige Bereitstellung entsprechender Mittel zu Lasten 
von Kap. 10 02 Tit. 621 unabweisbar geworden. 

1 264 792,37 Zuschüsse zur Förderung der Verwertung von Magermilch- 
pulver und Nährkasein 

Durch den Förderungszuschlag zum Milchauszahlungspreis 
(Grüner Plan 1957) ist eine wesentliche Steigerung der Milch - 
anlieferung eingetreten. Hierdurch wird zwangsläufig auch 
der jährliche Überschuß an Magermilchpulver bis auf etwa 
j 14 000 t ansteigen. Bei dem derzeitigen durchschnittlichen 
| Stützungsbetrag von 270 DM je t werden voraussichtlich ins- 
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gesamt rd. 3 800 000 DM für die Stützung erforderlich sein, 
denen nur verfügbare Mittel in Höhe von rd. 2 535 000 DM 
gegenüberstehen. 

Die Steigerung der Milchablieferung und der dadurch be- 
dingte Anstieg des jährlichen Magermilchpulverüberschusses 
waren bei der Veranschlagung der Mittel für das Rechnungs- 
jahr 1957 noch nicht zu erwarten und damit nicht vorher- 
sehbar. Zur Sicherung des Magermilchpulverpreiises ist es 
aber unerläßlich, daß auch der zusätzlich anfallende Über- 
schuß an Magermilchpulver mit in die Stützungsaktion ein- 
bezogen wird. Der Mehrbedarf ist im gegenwärtigen Zeit- 
punkt daher unabweisbar geworden. 

Gemäß § 3 Abs. 1 Haushaltsgesetz 1957 ist bestimmt worden, 
daß § 30 Abs. 3 Satz 1 RHO keine Anwendung findet. 

Einsparung angeboten bei Kap. 10 02 Tit. 958. 


10 02 
96T 


376 000 000,— 


66 794 596,59 


Zuschüsse zur Erhöhung des Auszahlungspreises für 
Qualitätsmilch („Grüner Plan 1957 Ji ) 

Bei der Aufstellung des Haushaltsplans 1957 war damit 
gerechnet worden, daß nur 85 v. H. der abgelieferten Milch 
den Voraussetzungen für die Gewährung eines Förderungs- 
zuschlages entsprechen würden. Tatsächlich erfüllten jedoch 
rd. 97 v. H. der abgelieferten Milch die Anforderungen der 
Richtlinien vom 14. Mai 1957. Die Mehrausgabe war bei die- 
ser Sachlage zur Durchführung der Förderungsmaßn ahmen 
der Bundesregierung für Qualitätsmilch unabweisbar. Sie 
konnte im Zeitpunkt der Aufstellung des Haushaltsplans 
1957 nicht vorhergesehen werden. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 4. Sitzung am 16. Januar 1958 von der überplan- 
mäßigen Ausgabe Kenntnis genommen und keine Bedenken 
erhoben. 


Gemäß § 3 Abs. 1 Haushaltsgesetz 1957 ist bestimmt worden, 
daß § 30 Abs. 3 Satz 1 RHO keine Anwendung findet. 

Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 


10 02 
962 


244 400 000,— 


33 000 098,07 


Zuschüsse zur Verbilligung und Steigerung der Handels- 
düngeranwendung („Grüner Plan 1957") 


Im Hinblick darauf, daß im Rechnungsjahr 1957 erstmalig für 
alle Düngerarten für 12 Monate Förderungsbeiträge anfielen, 
und wegen der erwarteten Steigerung des Düngemittelver- 
brauchs wurde der Ansatz gegenüber dem Rechnungsjahr 
1956 um 34 000 000 DM erhöht. Da der Haushaltsansatz 
gemäß § 8 Abs. 1 Haushaltsgesetz 1957 jedoch nur in Hohe 
von 94 v. H. als bewilligt galt und die Verbrauchssteigerung 
über die der Veranschlagung zugrunde liegende Schätzung 
hinausging, ergab sich ein Mehrbedarf in Höhe von 
33 000 098,07 DM. Die Mehrausgabe war zur Durchführung 
der von der Bundesregierung eingeleiteten Förderungsmaß- 
nahme unabweisbar. Sie konnte im Zeitpunkt der Aufstel- 
I lung des Haushaltsplans 1957 nicht vorhergesehen werden. 
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10 02 
966 


1 1 000 000,— 
(voller Haus- 
haltsansatz) 


Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 4. Sitzung am 16. Januar 1958 von der überplanmäßi- 
gen Ausgabe Kenntnis genommen und keine Bedenken erho- 
ben. 

Gemäß § 3 Abs. 1 Haushaltsgesetz 1957 ist bestimmt worden, 
daß § 30 Abs. 3 Satz 1 RHO keine Anwendung findet. 

Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 


30 915 000 — 


Zuschüsse zur Festigung der Mehlpreise 

Der Haushaltsbetrag von 1 1 000 000 DM war für Ausgleichs- 
Zuwendungen in der Zeit vom 1. Januar 1957 bis 31. März 
1957 bestimmt. Da auch nach diesem Zeitpunkt die Voraus- 
setzungen für die Ausgleichszuwendungen fortbestanden, 
hat die Bundesregierung am 12. Juni 1957 die Weitergewäh- 
rung der Zuschüsse über den 31. März 1957 hinaus bis zum 
31. Dezember 1957 beschlossen. Die Notwendigkeit zur 
Fortsetzung der Maßnahme konnte bei der Aufstellung des 
Haushaltsplans 1957 nicht vorhergesehen werden. Sie war 
jedoch andererseits zur Sicherung des Markt- und Preis- 
gefüges gegenwärtig unabweisbar geworden. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 8. Sitzung am 12. März 1958 von der überplanmäßigen 
Ausgabe Kenntnis genommen und keine Bedenken erhoben. 
Gemäß § 3 Abs. 1 Haushaltsgesetz 1957 ist bestimmt worden, 
daß § 30 Abs. 3 Satz 1 RHO keine Anwendung findet. 

Einsparung angeboten innerhalb des Einzelplans 10. 


10 02 
apl. 968 


*) 19 000 000 — 


Preisausgleich für aus inländischen Rüben hergestellten und 
in der Zeit vom 1. Oktober 1957 bis zum Inkrafttreten der 
neuen Zuckerpreisverordnung durch die Zuckerfabriken und 
Rübensaftfabriken zum Verkauf gelangten Zucker und Rü- 
bensaft 


Der Deutsche Bundestag hat die Bundesregierung durch Be- 
schluß vom 4. Juli 1957 - — Umdruck 1285 — ersucht, den 
Zuckerrübenpreis von 6,50 DM bei 16 v. H. Zuckergehalt auf 
6,75 DM bei 15,5 v. H. Zuckergehalt zu erhöhen. Der Bundes- 
rat ist diesem Beschluß in seiner 181. Sitzung am 19. Juli 
1957 beigetreten (BR Drucksache Nr. 327/57). Die Bundes- 
regierung hat dem Ersuchen inzwischen Rechnung getragen, 
gleichzeitig aber zur Deckung der Mehraufwendungen der 
Zuckerfabriken eine Erhöhung des Zuckerpreises für die 
Zeit ab 1. Februar 1958 um 4 DM je 100 kg Zucker beschlos- 
sen. Da die Zuckerfabriken und Rübensaftfabriken die er- 
höhten Zuckerrübenpreise demgegenüber bereits mit Wir- 
kung vom 1. Oktober 1957 vergüten müssen, sollen sie für 
Zucker und Rübensaft, der aus den Rüben der Ernte 1957 
gewonnen und von denen bereits bis zum 31. Januar 1958 
verkauft wurde, den ab 1. Februar 1958 wirksam gewordenen 
Preiszuschlag für Zucker aus Bundesmitteln vergütet er- 
halten. Zur Vermeidung einer wirtschaftlichen Benachteili- 
gung der Zuckerfabriken und Rübensaftfabriken ist diese 
Aufwendung im gegenwärtigen Zeitpunkt unabweisbar not- 
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wendig geworden. Bei der Veranschlagung des Haushalts- 
plans 1957 war säte jedoch noch nicht vorhersehbar, da die 
Preiserhöhungen für Zuckerrüben und Zucker erst zu einem 
späteren Zeitpunkt beschlossen worden sind. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 9. Sitzung vom 19. März 1958 von der außerplan- 
i mäßigen Ausgabe Kenntnis genommen und keine Bedenken 

erhoben. 

Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 


10 02 
apl.~973 


Die Bundesregierung beschloß dementsprechend die Gewäh- 
rung einer Ernteschadenshilfe für zuckerrübenanbauende 
Betriebe in den Ländern Niedersachsen, Nordrhein-West- 
falen und Hessen. 

Der Bedarf für die Maßnahme belief sich im Rechnungsjahr 
1957 auf 10 771 344,39 DM und verteilt sich auf die betrof- 
fenen Länder wie folgt: 

Gesamtbedarf Bundesanteil vorgesehener 

Landesanteil 


DM 

DM 

DM 


Land 

Niedersachsen 




7 405 600,78 5 924 480,63 

Nordrhein-Westfalen 

1 481 120,15 

(20 v. H.) 

2 986 279,87 

Hessen 

1 493 139,94 

1 493 139,93 

(50 v. H.) 

379 463,74 

189 731,87 

189 731,87 

(50 v. H.) 

10 771 344,39 

7 607 352,44 

3 163 991,95 



Wegen der Dringlichkeit der Hilfsmaßnahmen mußte der 
Bund in Höhe der vorgesehenen Länderbeteiligungen in Vor- 
lage treten. Die Verhandlungen mit den Ländern über deren 
finanzielle Beteiligung konnten noch nicht abgeschlossen 
werden. Die Ausgabe war unvorhergesehen und unabweis- 
bar. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat 
in seiner 8. Sitzung am 12. März 1958 nur unter erheblichen 


10 771 344,39 


Gewährung einer Ernteschadenshilfe 1956 für zuckerrüben- 
anbauende Betriebe 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 213. Sitzung am 29. Mai 
1957 (3. Lesung des Bundeshaushaltsplans 1957) den Ent- 
schließungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU, DP (FVP) 
und der Abgeordneten Dr. Schmidt (Gellersen), Held, Elsner 
vom 7. Mai 1957 — Umdruck 1057 — angenommen. Hiernach 
sollten für außergewöhnliche Ernteschäden in Betrieben mit 
Intensivkulturen, die im Jahre 1956 eingetreten sind, Mittel 
bereitgestellt werden, um Existenzgefährdungen und Gefah- 
ren für die ordnungsgemäße Fortführung der betroffenen 
landwirtschaftlichen Betriebe abzuwenden. 
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10 02 
apl.981 


Bedenken von der Art der Mittelbereitstellung Kenntnis 
genommen und u. a. die Bundesregierung aufgefordert, ihre 
Bemühungen um eine finanzielle Beteiligung der Länder zu 
verstärken. 


Einsparung angeboten bei 
Kap. 10 02 Tit. 575 
955 
970 
980 

Kap. A 10 02 Tit. 572 


2 000 000,— DM 
5 000 000,— DM 

1 743 544,90 DM 

27 799,49 DM 

2 000 000,— DM 


zusammen 10 771 344,39 DM 


*) 2 600 000,— 


Maßnahmen zur Milderung der Witterungsschäden an der 
Getreideernte 1957 


In den Ländern Schleswig-Holstein, Niedersachsen und 
Bayern sind im Jahre 1957 so starke Witterungsschäden an 
der Getreideernte eingetreten, daß eine finanzielle Hilfe aus 
öffentlichen Mitteln erforderlich wurde; da die betreffenden 
Länder allein zur Finanzierung nicht in der Lage siind, be- 
teiligt 'sich der Bund bis zur Hälfte an den Gesamtkosten der 
Ausgleichsmaßnahmen. Von dem Betrag von 2 600 000 DM 
entfallen auf Schleswig-Holstein 1 600 000 DM und auf Nie- 
dersachsen 1 000 000 DM. Die Leistung der Ausgabe war 
unabweisbar. Sie konnte im Zeitpunkt der Aufstellung des 
Haushaltsplans 1957 nicht vorhergesehen werden. 

Zur weiteren Durchführung der Maßnahme, die sich bis zum 
31. Dezember 1962 erstreckt, werden im Rechnungsjahr 1958 
7 810 000 DM benötigt, die im Entwurf des Bundeshaushalts- 
plans 1958 bei Kap. 10 02 Tit. 901 veranschlagt sind. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 5, Sitzung am 12. Februar 1958 von der außerplan- 
mäßigen Ausgabe Kenntnis genommen und keine Bedenken 
erhoben. 


Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 


10 02 
402 


3 156 500,— 
(voller Haus- 
haltsansatz) 


73 696,66 


Wirtschaftliche Betriebskosten der Lehrmeierei 


Aus den Vorjahren mußten nicht abgewickelte Verpflichtun- 
gen der Lehrmeierei als Vorgriff übernommen werden, die 
aus eigenen Erträgen des Rechnungsjahres 1957 nicht in 
voller Höhe abgedeckt werden konnten. 


Ab 1. April 1958 wird die Lehrmeierei als Betrieb nach § 15 
RHO veranschlagt, so daß eine Übernahme des verbleiben- 
den Vorgriffs auf das Rechnungsjahr 1958 nicht mehr mög- 
lich ist. Dieser kann nur durch Bereitstellung überplanmäßi- 
ger Mittel beseitigt werden. Die Maßnahme ist unabweisbar 
und war bei Aufstellung des Haushalts 1957 nicht vorher- 
zusehen. Gemäß § 3 Abs. 1 des Haushaltsgesetzes 1957 ist 
bestimmt worden, daß § 30 Abs. 3 Satz 1 RHO keine Anwen- 
dung findet. 


Einsparung angeboten bei Kap. 10 24 Tit. 204 a und b. 
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10 11 
402 


3 156 500 — 
(voller Haus- 
haltsansatz) 


10 11 390 200 — 

407 (voller Haus- 

haltsansatz) 


10 11 
407 


390 200,— 
(voller Haus- 
haltsansatz) 


10 11 480 000,— 

408 (voller Haus- 

haltsansatz) 


46 000, — Wirtschaftliche Betriebskosten der Lehrmeierei 

Infolge Schließung von zwei Meiereien in der Nähe von Kiel 
zugunsten anderer Betriebe bot sich für die Lehrmeierei die 
besonders zweckmäßige Gelegenheit zur Erweiterung ihres 
Milcheinzugsgebietes um jährlich rd. 1 122 500 kg Milchanlie- 
ferung. Diese Maßnahme entspricht den allgemeinen Ratio- 
nalisierungstendenzen bei Meiereibetrieben und läßt eine 
Hebung der Wirtschaftlichkeit der Lehrmeierei erwarten. Sie 
kann jedoch den Ablösungsbetrag aus eigenen Erträgen nicht 
aufbringen. Die überplanmäßige Bereitstellung der erforder- 
lichen Mittel ist daher unabweisbar. Bei Aufstellung des 
Haushalts 1957 war diese Maßnahme nicht vorauszusehen. 
Gemäß § 3 Abs. 1 des Haushaltsgesetzes 1957 ist bestimmt 
worden, daß § 30 Abs. 3 Satz 1 RHO keine Anwendung findet. 

Einsparung angeboten bei Kap. 10 02 Tit. 630 b. 

17 225,63 Wirtschaftliche Betriebskosten des Versuchsgutes Schaedtbek 

Im Rechnungsjahr 1956 mußten zur Beseitigung der wirt- 
schaftlichen Schwierigkeiten überplanmäßige Mittel bereit- 
gestellt werden, die auf das Rechnungsjahr 1957 als Vorgriff 
übernommen wurden und die aus eigenen Erträgen des Rech- 
nungsjahres 1957 nicht abgedeckt werden konnten. Ab 1. Juli 
1958 wird das Versuchsgut Schaedtbek als Betrieb nach § 15 
RHO veranschlagt, so daß eine Übernahme des verbleiben- 
den Vorgriffs auf das Rechnungsjahr 1958 nicht mehr möglich 
ist. Dieser kann nur durch überplanmäßige Bereitstellung der 
Mittel beseitigt werden. Die Maßnahme ist unabweisbar und 
war bei Aufstellung des Haushalts 1957 nicht vorherzusehen. 
Gemäß § 3 Abs. 1 des Haushaltsgesetzes 1957 ist bestimmt 
worden, daß § 30 Abs. 3 Satz 1 RHO keine Anwendung 
findet. 

Einsparung angeboten bei Kap. 10 24 Tit. 101. 


33 100,— 


Wirtschaftliche Betriebskosten des Versuchsgutes Schaedtbek 

Durch den Brand des Rindviehstalles auf dem Versuchsgut 
Schaedtbek sind außer den Gebäudeschäden beträchtliche 
Schäden zu verzeichnen an Betriebsgütem und Einrichtungs- 
gegenständen, die zur Aufrechterhaltung des Wirtschafts- 
betriebes ersetzt werden müssen. Die ermittelten Kosten 
waren nicht vorauszusehen und sind unabweisbar. Auf die 
erste überplanmäßige Vorausbewilligung von 61 000 DM als 
Notmaßnahme wird verwiesen. 


Gemäß § 3 Abs. 1 des Haushaltsgesetzes 1957 ist bestimmt 
worden, daß § 30 Abs. 3 Satz 1 RHO keine Anwendung 
findet. 


Einsparung angeboten bei Kap. 10 02 Tit. 615 b. 


66 824,05 


Wirtschaftliche Betriebskosten des Versuchsgutes 
Lentföhrden 


Aus den Vorjahren mußten rechnungsmäßige Verluste, die 
auf den Titelvermerk zurückzuführen sind, als Vorgriff über- 
nommen werden, die aus eigenen Erträgen abgedeckt werden 
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10 23 
apl. 405 


i können. Ab 1. Juli 1958 wird das Versuchsgut Lentföhrden 
als Betrieb nach § 15 RHO veranschlagt, so daß eine Über- 
nahme des verbleibenden Vorgriffs auf das Rechnungsjahr 
1958 nicht mehr möglich ist. Dieser kann nur durch über- 
planmäßige Bereitstellung der Mittel beseitigt werden. Die 
Maßnahme ist unabweisbar und war bei Aufstellung des 
Haushalts 1957 nicht vorherzusehen. Gemäß § 3 Abs. 1 des 
Haushaltsgesetzes ist bestimmt worden, daß § 30 Abs. 3 
Satz 1 RHO keine Anwendung findet. 

Einsparung angeboten bei Kap. 10 12 Tit. 104 a und b. 


*) 694 600 — 


Zuschuß an die Forschungsgesellschaft für Rebenzüchtung 
m. b. H. Baden-Baden 


Die Übernahme des Forschungsinstituts für Rebenzüchtung 
Geilweilerhof in Siebeldingen/Pfalz als Bundesforschungs • 
anstalt für Rebenzüchtung konnte auch im Rechnungsjahr 
1957 nicht vollzogen werden, da die Klärung noch bestehen- 
der, mit der Überleitung zusammenhängender Zweifelsfragen 
sich nicht mehr zeitgerecht ermöglichen ließ. Es konnte daher 
auch nicht der für die Anstalt bei Kap. 10 23 ausgebrachte 
Haushalt mit einem Gesamtbetrag in Höhe von 707 700 DM 
in Anspruch genommen werden. Die Finanzierung des Insti- 
tuts war daher, wie im Vorjahr, in Form eines Zuschusses 
sicherzustellen. Um das wegen seiner überregionalen Bedeu- 
tung für den gesamten deutschen Weinbau wichtige Institut 
bis zu seiner endgültigen Übernahme auf den Bund arbeits- 
fähig zu erhalten, ergab sich die Notwendigkeit, dem Institut 
den vollen bei Kap. 10 23 ausgewiesenen Betrag unter 
Berücksichtigung der gemäß § 8 Abs. 1 des Haushaltsgesetzes 
1957 verfügten 6-v. H. -Kürzung zur Verfügung zu stellen. 

Einsparung angeboten bei Kap. 10 23. 


Einzelplan 11 — Bundesininister für Arbeit und Sozialordnung *) — 


11 07 23 000,— 

203 (voller Haus- 

haltsansatz) 


10 787,41 


Post- und Fernmeldegebühren, Kosten für Fernmeldeanlagen 
sowie Rundfunkgebühren 


Die Errichtung eines neuen Senats, die Erhöhung der Zahl 
der Bundesrichter sowie die dringend gebotene schnellere 
Aufarbeitung der unerledigten Revisionen machten die für 
das Rechnungsjahr 1958 geplante Erweiterung der Fern- 
meldeanlage zu einem Teil schon im Rechnungsjahr 1957 
erforderlich. Der für das Rechnungsjahr 1958 bei diesem 
Titel vorgesehene Haushaltsbetrag von 38 500 DM konnte 
als Ergebnis dieser Vorwegnahme auf 30 500 DM gekürzt 
werden. Die Mehrausgabe war der Höhe nach nicht voraus- 
zusehen und zur Sicherstellung eines geordneten Geschäfts- 
ganges unabweisbar. 


Einsparung angeboten bei Kap. 11 07 Tit. 200, 205 und 206. 


*) Die Sozialausgaben sind von der 6-v. H. -Kürzung gemäß § 8 Abs. 1 Haushaltsgesetz 1957 ausgenommen. 
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11 10 220 000 000 ,— 
303 


11 10 5 000 000,— 

306 


11 11 9 000 000 — 

304 


11 13 2 728 000 000,- 

600 a 7 

n 13 682 000 000,— 

600 b 


4 926 988,15 I Kosten der Heilbehandlung 

| Die Mehrausgaben waren zum überwiegenden Teil auf die 
Neufestsetzung der Vergütungssätze des ärztlichen und 
zahnärztlichen Bundestarifs für das Versorgungswesen und 
zum andern auf die Tariferhöhung im Orthopädiehandwerk 
ab 1. Juli 1957 zurückzuführen. Sie waren nicht vorherzu- 
sehen. 

Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 

1 545 523,44 Leistungen nach dem Bundesversorgungsgesetz auf Grund 
des Gesetzes über Hilfsmaßnahmen für Personen, die aus 
politischen Gründen in Gebieten außerhalb der Bundes- 
republik Deutschland und Berlins (West) in Gewahrsam 
genommen wurden, vom 6. August 1955 (BGBL I S. 498) 

Die Mehrausgaben waren zum erheblichen Teil auf die sich 
aus dem Sechsten Gesetz zur Änderung und Ergänzung des 
Bundesversorgungsgesetzes vom 1. Juli 1957 (BGBl. I S. 661) 
ergebenden Erhöhungen, der Grund- und Ausgleichsrenten 
und darüber hinaus auf die weitere Zunahme der aus der 
Sowjetzone in die Bundesrepublik bzw. das Land Berlin ge- 
flüchteten Personen zurückzuführen. Sie waren ihrer Höhe 
und ihrem Umfange nach nicht vorauszusehen und sind 
unabweisbar. 

Einsparung angeboten bei Kap. 11 10 Tit. 300. 

735 024,54 Kindergeld 

Durch das Gesetz zur Änderung und Ergänzung von Vor- 
schriften der Kindergeldgesetze vom 27. Juli 1957 (BGBl. I 
S. 1061) wurde das Kindergeld mit Wirkung vom 1. Oktober 
1957 von 25 DM auf 30 DM erhöht. Im Haushaltsplan für das 
Rechnungsjahr 1957 konnte diese Erhöhung nicht berücksich- 
tigt werden, da sie zu dem Zeitpunkt der Verabschiedung 
des Haushaltsplans 1957 noch nicht in Kraft getreten war. 
Die Haushaltsüberschreitung war unabweisbar, da die Zah- 
lung von Kindergeld auf Gesetz beruht und somit zwangs- 
läufig ist. 

Einsparung angeboten bei Kap. 1111 Tit. 300. 

41 579 000, — Zuschüsse des Bundes auf Grund der Rentenversicherungs- 
Neuregelungsgesetze 

— Rentenversicherung der Arbeiter — 

10 395 000, — Rentenversicherung der Angestellten — 

Nach der „Ersten Verordnung über Änderungen, der Bezugs- 
größen für die Berechnung von Renten in den Rentenver- 
sicherungen der Arbeiter und der Angestellten sowie in der 
knappschaftlichen Rentenversicherung“ vom 21. Dezember 
1957 (BGBl. I S. 1902) liegt die Bemessungsgrundlage (Arti- 
kel 1 § 1389 ArVNG und Artikel 1 § 116 AnVNG) für das 
Kalenderjahr 1958 um rund 6,1 v. H. höher als für das 
Kalenderjahr 1957. Hieraus ergibt sich eine entsprechende 
Erhöhung der Zuschüsse des Bundes zu den Rentenversiche- 
rungen. 
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11 13 
"603 


31 000 000,— 


11 13_ 
apl. 604 


11 13 
~606~ 


4 000 000 — 


Die Zuschüsse des Bundes waren für das Kalenderjahr 1957 
für die Rentenversicherung der Arbeiter auf 2 728 000 000 
DM, für die Rentenversicherung der Angestellten auf 
682 000 000 DM festgesetzt und mit den gleichen Beträgen 
im Haushaltsplan für das Rechnungsjahr 1957 veranschlagt. 
Die Erhöhung um rd. 6,1 v. H. für das Kalenderjahr 1958 
ergibt eine Erhöhung der Zuschüsse des Bundes für die 
Rentenversicherung der Arbeiter um 166 408 000 DM und 
für die Rentenversicherung der Angestellten eine Erhöhung 
um 41 602 000 DM. Von diesen Mehrbeträgen waren die auf 
die Monate Januar, Februar und März 1958 entfallenden Teil- 
beträge von 1 * 3 / 12 oder rd. V 4 im Rechnungsjahr 1957 mit 

zu a) 41 579 000 DM 

zu b) 10 395 000 DM zu zahlen und, da nicht im Haushalts- 
plan vorgesehen, überplanmäßig zu buchen. Die Mehraus- 
gaben beruhen auf Gesetz. Sie waren in ihrer Höhe nicht 
ve raus zusehen, sind zwangsläufig und unabweisbar. 

Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 


3 183 880,77 


Zuschüsse an die knappschaftliche Krankenversicherung 

Der Zuschuß beträgt 1 v. H. der Arbeitsverdienste, für d;ie 
Beiträge zur knappschaftlichen Krankenversicherung gezahlt 
werden. Der Ansatz konnte nur geschätzt werden. Der Mehr- 
bedarf ist auf das Ansteigen der beitragspflichtigen Berg- 
arbeiterlöhne zurückzuführen. Die Mehrausgabe war in der 
eingetretenen Höhe nicht vorauszusehen und ist, da auf 
Gesetz beruhend, unabweisbar. 

Einsparung angeboten bei Kap. 1111 Tit. 300. 


*) 265 377,52 Erstattung der Mehraufwendungen von Sozialversicherungs- 
trägern an Verfolgte des Nationalsozialismus 

Im Bundeshaushaltsplan 1957 sind Mittel für die Erstattung 
der Mehraufwendungen von Sozialversicherungsträgern an 
Verfolgte des Nationalsozialismus nicht mehr veranschlagt 
worden, weil diese Ausgaben zu den nach Artikel 2 § 47 
ArVNG und Artikel 2 § 45 AnVNG ab 1. Januar 1957 weg- 
fallenden Bundesleistungen gehören. Auf Grund verspäteter 
Abrechnungen einiger Sozialversicherungsträger waren im 
Rechnungsjahr 1957 aber noch Erstattungen für die Zeit vor 
dem 1. Januar 1957 nach den bis dahin geltenden gesetz- 
lichen Bestimmungen zu leisten. Die Ausgaben waren somit 
unabweisbar und nicht vorhergesehen. 

Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 

1 823 901,96 Erstattung der Aufwendungen für die Krankenhilfe an Heim- 
kehrer 

Die Rückkehr einer großen Anzahl Kriegsgefangener und 
Internierter Ende des Jahres 1955 wirkte sich in gewissem 

Umfang auch noch im Rechnungsjahr 1957 auf die Kosten 
der nach dem Heimkehrergesetz über die satzungsmäßigen 
Leistungen der Krankenkassen hinaus zu gewährenden ge- 
sundheitsfürsorgerischen Maßnahmen aus. Daneben war 
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11 13 
apl. 607 


auch die Zahl der erstmals zu betreuenden Heimkehrer hö- 
her, als nach den Umständen erwartet werden konnte. Diese 
Entwicklung war bei der Aufstellung des Haushaltsplans 1957 
nicht vorherzusehen. Die Mehrausgabe beruht auf gesetz- 
licher Verpflichtung und war somit unabweisbar. 

Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 


*) 90 320,57 


Erstattung der Aufwendungen für die Gewährung von Stei- 
gerungsbeträgen in der Rentenversicherung für die Zeit der 
Zivilinternierung 

Im Haushaltsplan 1957 sind Mittel für die Erstattung der 
Aufwendungen für die Gewährung von Steigerungsbeträgen 
in den Rentenversicherungen für die Zeit der Zivilinternie- 
rung nicht mehr veranschlagt worden, weil diese Ausgaben 
zu den nach Artikel 2 § 47 ArVNG und Artikel 2 § 45 
AnVNG ab 1. Januar 1957 wegfallenden Bundesleistungen 
gehören. 

Auf Grund verspäteter Abrechnungen einiger Sozialver- 
sicherungsträger waren jedoch im Rechnungsjahr 1957 noch 
Erstattungen für die Zeit vor dem 1. Januar 1957 nach den 
bis dahin geltenden gesetzlichen Bestimmungen zu leisten. 
Die Ausgaben waren somit unabweisbar und nicht vorher- 
gesehen. 

Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 


11 13 
610 


60 000 000,— 


12 490 919,55 


Erstattung der Leistungen der Träger der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung auf Grund des Mutterschutzgesetzes 

Der Bedarf für die Erstattungen an die Krankenkassen auf 
Grund des Mutterschutzgesetzes wurde nach den im Zeit- 
punkt der Aufstellung des Haushaltsentwurfs 1957 bekann- 
ten Rechnungsergebnissen veranschlagt. Dabei konnte nicht 
damit gerechnet werden, daß sowohl die Zahl der berufstä- 
tigen Frauen als auch die Geburtenzahl im Laufe des Rech- 
nungsjahres 1957 wiederum erheblich ansteigen würden. 
Diese Entwicklung führte zu der Mehrausgabe, die unvorher- 
gesehen und unabweisbar war. 

Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 


11 13 
apl. 613 


*) 19 655,06 

i 


Teuerungszulage für Empfänger von Sozialversicherungs- 
renten 

Für „Teuerungszulage für Empfänger von Sozialversiche- 
rungsrenten" waren im Rechnungsjahr 1956 letztmalig bei 
Kap. 11 13 Tit. 613 Mittel ausgebracht worden. Da ange- 
nommen wurde, daß im Rechnungsjahr 1957 Zahlungen mit 
Rücksicht auf das Gesetz zur Aufhebung des Teuerungszu- 
lagengesetzes vom 16. Februar 1956 (BGBl. I S. 69) nicht 
mehr erforderlich sein würden, war im Haushaltsplan 1957 
ein Ansatz hierfür nicht mehr vorgesehen. Es erwies sich 
jedoch als erforderlich, mehreren Versicherungsträgern auf 
Einzelanforderungen noch Beträge nachträglich zu erstatten. 
Die Zahlungen waren, da gesetzlich bedingt, zwangsläufig 
unabweisbar und nicht vorherzusehen. 


Einsparung angeboten bei Kap. 11 13 Tit. 621 
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11 13 
950 


200 000 000 — 


31 737 785,78 


Erstattung von Teilen des Arbeitgeberbeitrags zur knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung an die Unternehmen des 
Steinkohlen- und Pechkohlenbergbaus 

Den Unternehmen des Steinkohlen- und Pechkohlenbergbaus 
war bis zum 31. März 1958 einschließlich die Erstattung eines 
Betrages in Hohe von 6,5 v. H. der Arbeitsverdienste zuge- 
sichert, für die sie Beiträge zur knappschaftlichen Renten- 
versicherung zu entrichten hatten. Infolge des weiteren An- 
stiegs der Löhne, wie auch infolge der gestiegenen Zahl der 
Beschäftigten ergab sich ein höherer Erstattungsbetrag, als 
im Haushaltsansatz 1957 vorgesehen war. Die Mehrausgabe 
war zwangsläufig und unvermeidbar. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 15. Sitzung am 28. April 1958 von der überplan- 
mäßigen Bewilligung Kenntnis genommen und keine Be- 
denken erhoben, 

Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 


Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 


12 01 
apl. 101a 


*) 11 841,— 


Dienstbezüge eines in den einstweiligen Ruhestand versetz- 
ten Beamten 


Einem mit Ablauf des Monats Oktober 1957 in den einst- 
weiligen Ruhestand versetzten Staatssekretär standen nach 
§ 38 Abs. 1 BBG für die Monate November 1957 bis ein- 
schließlich Januar 1958 noch Dienstbezüge des von ihm be- 
kleideten Amtes (ohne Aufwandsentschädigung) in Höhe 
von monatlich 3947 DM =11 841 DM zu. Da der Amtsnach- 
folger mit Wirkung vom 1. November 1957 zum Staatssek- 
retär ernannt worden ist und aus einer Planstelle die Bezüge 
nur an einen Beamten gezahlt werden dürfen, war die Be- 
willigung einer außerplanmäßigen Haushaltsausgabe erfor- 
derlich. 


Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 


12 01 
l07~ 


1 569 900,— 
(voller Haus- 
haltsansatz) 


60 000,— 


Beihilfen auf Grund der Beihilfengrundsätze für Beamte, 
Angestellte und Arbeiter 

Die Ausgaben für Beihilfen beruhen auf gesetzlicher Ver- 
pflichtung. Sie müssen daher nach dem laufenden Bedarf ge- 
leistet werden. Die Leistung der Mehrausgabe ist unabweis- 
bar und unaufschiebbar. 


Einsparung angeboten bei Kap. 12 01 Tit 108 


12 02 
531 


500 000 000,— 
(voller Haus- 
haltsansatz) 


60 000 000,— 


Liquiditätshilfe für die Deutsche Bundesbahn 

Die Deutsche Bundesbahn hat im Rechnungsjahr 1957 als 
Liquiditätshilfe bisher den im Haushalt 1957 veranschlagten 
Betrag von 500 000 000 DM erhalten. 

Dadurch, daß sich die ursprünglich ab 1. Januar 1958 ge- 
plante Tariferhöhung verzögert hat und nicht vor dem 1. Fe- 
bruar 1958 in Kraft treten konnte, entsteht bei der Deutschen 
Bundesbahn im Monat Januar 1958 ein Fehlbetrag von 


48 




Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 532 


Kap. 

Tit. 

Haushalts- 
betrag 
(94 v. H.) 

1957 

An über- und 
*) außerplan- 
mäßigen Aus- 
gab emitt ein sind 
zugewiesen 

Begründung 

j 

DM 

DM 



noch Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 


12 02 
apl. 537 


12 02 _ 20 000 000 — 

625 (voller Haus- 

haltsansatz) 


60 000 000 DM, den sie auch bei Inanspruchnahme aller Aus- 
gleichsmöglichkeiten selbst nicht aufbringen kann. Die Deut- 
sche Bundesbahn bedarf daher einer weiteren Kassenhilfe 
von 60 000 000 DM. In Höhe dieses Betrages ist eine über- 
planmäßige Haushaltsausgabe erforderlich. Bei der Auf- 
stellung des Haushalts 1957 konnte noch nicht mit dieser 
unabweisbaren Ausgabe gerechnet werden. 

Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 


*) 6 000 000 ,— 


Darlehen an die Deutsche Lufthansa AG, Köln, für Investi- 
tionen 

Für Investitionen im Geschäftsjahr 1957 hat die Deutsche 
Lufthansa AG folgende Darlehen erhalten: 

1. Darlehen — Vertrag vom 23./25. Februar 
1957 Rechnungsjahr 1956, Kap. 12 02 Tit. 

apl. 537) 6 000 000 DM 

2. Darlehen — Vertrag vom 14./19. Juni 1957 
Rechnungsjahr 1957, Kap. A 12 02 

Tit. 892) 10 000 000 DM 

3. Darlehen — Vertrag vom 24.125. Juni 1957 
Rechnungsjahr 1957, Kap. A 12 02 Tit. 892) 15 000 000 DM 

zusammen 31 000 000 DM 


Darüber hinaus besteht bei der Deutschen Lufthansa für das 
Geschäftsjahr 1958 ein dringender Bedarf für Investitionen 
in Höhe von 6 000 000 DM, die bereits im Januar und Fe- 
bruar 1958 fällig werden. 

Es handelt sich um folgende Zahlungen: 

a) weitere Anzahlungsraten für 4 Boeing 707-Flugzeuge 

2 800 000 DM 

b) Zahlungen für Reservemotoren und Ersatz- 
teile für Lockheed L 1649 A-, Convair CV 

440- und Vickers Viscount-Flugzeuge 3 000 000 DM 

c) Restzahlung für Flugübungsgerät Dupli- 
kator 501 200 000 DM 

zusammen 6 000 000 DM 

Der Betrag von 6 000 000 DM soll der Deutschen Lufthansa 
ebenfalls als Darlehen zur Verfügung gestellt werden. Dazu 
ist eine außerplanmäßige Haushaltsausgabe notwendig. 

Die außerplanmäßige Ausgabe wird durch eine Mehrein- 
nahme bei Kap. 12 02 Tit. 49 gedeckt. 


3 800 000, - Betriebszuschuß an die Deutsche Lufthansa AG, Köln 

(Vorgriff) Vom Bund wurden bisher folgende Abschläge auf die Be- 
triebszuschüsse für die Geschäftsjahre 1957 und 1958 ge- 
leistet: 

Für das Geschäftsjahr 1957 

im Rechnungsjahr 1956 

(4. Vierteljahr) 7 430 775 DM 

im Rechnungsjahr 1957 

(1. bis 3. Vierteljahr) 13 000 000 DM 20 430 775 DM 
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für das Rechungsjahr 1958 

im Rechnungsjahr 1957 

(4. Vierteljahr) 5 800 000 DM 

an gefordert sind 1 200 000 DM 7 000 000 DM 

Die Haushaltsmittel für 1957 im Betrage von 20 000 00 DM 
sind damit in voller Höhe in Anspruch genommen worden. 
Da die Haushaltsmittel jeweils für das Geschäftsjahr (Kalen- 
derjahr) der Deutschen Lufthansa veranschlagt sind und die 
Einnahmen der Gesellschaft im ersten Geschäftsquartal 
wegen der ungünstigen Jahreszeit stets am geringsten sind, 
besteht für das erste Quartal 1958 ein weiterer Betriebszu- 
schuß-Bedarf von 3 800 000 DM. 

Um die Zahlungsfähigkeit der Deutschen Lufthansa nicht zu 
gefährden, ist eine überplanmäßige Haushaltsangabe (Haus- 
haltsvorgriff) in Höhe von 3 800 000 DM notwendig. 

Die Mehrausgabe ist unabweisbar und kann nicht bis zum 
nächsten Rechnungsjahr zurückgestellt werden. 


12 02 
626~~ 


3 362 824,20 


Zuschuß an die Deutsche Lufthansa AG r Köln, zur Abgeltung 
von Eingangsabgaben 

Für die Beschaffung von Flugzeugen und Zubehörteilen im 
Ausland hat die Deutsche Lufthansa AG Eingangsabgaben 
(Zoll und Umsatzausgleichsteuer) zu entrichten. Bei der Er- 
mittlung ihres Investitionsbedarfs ist davon ausgegangen 
worden, daß die Deutsche Lufthansa die Mittel für diese 
fiskalischen Angaben nicht selbst aufzubringen hat. Ihr sol- 
len daher die entsprechenden Beträge als Zuschüsse zur Ver- 
fügung gestellt werden. Eine Mehrbelastung des Bundes- 
haushalts tritt hierdurch nicht ein. 


Nach den in der Zeit vom September 1957 bis März 1958 
von den Zollämtern erteilten Bescheiden hat die Deutsche 
Lufthansa zu entrichten: 

Zoll 586 326,25 DM 

Umsatzausgleichsteuer 2 776 497,95 DM 

3 362 842,20 DM 

Die Beträge sind der Deutschen Lufthansa bis zum 25. März 
1958 gestundet worden. Der Betrag von 3 362 824,20 DM soll 
ihr ebenfalls als Zuschuß zur Abgeltung von Eingangs ab- 
gaben zur Verfügung gestellt werden. 


12 02 
apl. 633 


*) 1 600 000,— 


Darlehen und Zuschuß an die Deutsche Lufthansa AG, Köln, 
für die Unterhaltung und den Betrieb der Verkehrsflieger- 
schule in Bremen 


Zur Ausbildung von Verkehrsfliegern soll eine Verkehrs- 
fliegerschule errichtet werden. Als Zuschuß an diese Ver- 
kehrsfliegerschule sind im Haushalt 1957 bei Kap. 12 02 
Tit. 632 veranschlagt 3 500 000 DM. 

Hinzu tritt der Ausgaberest aus 1956 200 000 DM 

zusammen 3 700 000 DM. 
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12 02 
952 _ 


25 680 000 — 
(voller Haus- 
haltsansatz) 


Vom Rechnungsjahr 1958 ab beteiligt sich das Land Bremen 
an den für den Betrieb der Verkehrsfliegerschule aufzuwen- 
denden Kosten mit einem Betrag von jährlich 300 000 DM. 
Die Verhandlungen mit den übrigen Ländern über eine ge- 
meinsame Trägerschaft für die Verkehrsfliegerschule mit dem 
Ziel, sie an den einmaligen und laufenden Kosten der Schule 
zu beteiligen, sind gescheitert. Die Finanzminister (-Senato- 
ren) der Länder haben sowohl auf ihrer Konferenz vom 
15./16. Juni 1956 als auch auf der vom 20. Februar 1958 eine 
Beteiligung der Länder an den Kosten für die Verkehrs- 
fliegerschule abgelehnt. Um keine Verzögerung in der Aus- 
bildung von Verkehrsfliegern eintreten zu lassen, hat die 
Deutsche Lufthansa AG die Verkehrsfliegerschule in Bremen 
im Mai 1956 eröffnet und seitdem zunächst selbst betrieben. 
Für die Zeit vom Mai 1956 bis März 1958 hat die Deutsche 
Lufthansa folgende Kosten nachgewiesen: 
a) Investitionen 1 884 000 DM 

Als Darlehen wurden gezahlt: 

Rechnungsjahr 1956 bis 


März 1957 

950 000 DM 


Rechnungsjahr 1957 bis 
Juli 1957 

500 000 DM 

1 450 000 DM 


Rest 

434 000 DM 

b) Betriebskosten 


4 030 000 DM 

Als Zuschüsse wurden gezahlt: 


Rechnungsjahr 1956 bis 
März 1957 

550 000 DM 


Rechnungsjahr 1957 bis 
Juli 1957 

1 000 000 DM 


November 1957 

600 000 DM 

2 150 000 DM 


Rest 

1 880 000 DM. 


Auf die ungedeckten Betriebkosten hat die Deutsche Luft- 
hansa AG um Zahlung eines weiteren Zuschusses von 
1 600 000 DM gebeten. In Höhe dieses Betrages ist eine wei- 
tere außerplanmäßige Haushaltsausgabe erforderlich. 
Einsparung angeboten bei Kap. 21 02 Tit. 632. 


2 000 000,— 


Betriebsbeihilfe für die Hochsee-, Küsten- und Binnenschiff- 
fahrt zur Verbilligung von Dieselkraftstoff 

Die auf gesetzlicher Grundlage beruhende Betriebsbeihilfe 
beträgt seit dem 1. Mai 1955 32,10 DM für 100 kg Diesel- 
kraftstoff. Für 1957 wurde bei der Veranschlagung mit einem 
Jahre s-Kraftstoffverbrauch von 80 000 t gerechnet. Es hat 
sich gezeigt, daß diese Menge zu niedrig bemessen worden 
ist. 

Die Istausgabe bis Ende Januar 1958 beträgt rd. 

22 872 000 DM. 

Für die Monate Februar und März 1958 muß 

noch mit einem Bedarf gerechnet werden 4 808 000 DM 

zusammen 27 680 000 DM. 

Abzüglich des Haushaltsbetrages für 1957 

mit 25 680 000 DM 

ergibt sich ein Fehlbetrag von 2 000 000 DM. 
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12 03 32 900,— 

219 


12 03 | 813 100,— 

221~a“ 


12 03 75 200 

~3ÖäP~ 


’ Die Ausgabe von 27 680 000 DM entspricht einem Verbrauch 
! von 86 230 t. Bei der Veranschlagung der Haushaltsmittel für 
1957 konnte noch nicht mit diesem Bedarf gerechnet werden. 
Die Mehrausgabe ist unabweisbar und unvorhergesehen. 

Gemäß § 3 Abs. 1 des Haushaltsgesetzes 1957 soll von einei 
Anwendung des § 30 Abs. 3 Satz 1 RHO — Behandlung der 
überplanmäßigen Haushaltsausgabe als Haushaltsvorgriff — 
abgesehen werden. 

Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 

20 100, — Gerichts- und ähnliche Kosten 

Der Haushaltsansatz für Gerichts- und ähnliche Kosten wird, 
da sich der tatsächliche Bedarf zur Zeit der Veranschlagung 
in keiner Weise übersehen läßt, entsprechend den durch- 
schnittlichen Ist-Ausgaben der letzten Jahre geschätzt. Im 
Laufe dieses Rechnungsjahres sind insbesondere durch 
Rechtsstreitigkeiten aus Schiffsunfällen, deren Häufigkeit 
mit der Zunahme des Verkehrs auf den Wasserstraßen zu- 
sammenhängt und aus der Räumung der Wasserläufe nicht 
voraussehbare Aufwendungen für Prozesse entstanden. Die 
Prozesse gingen wegen ihrer grundsätzlichen Bedeutung teil- 
weise in die Revisionsinstanz. 

Einsparung an geboten bei Kap. 12 03 Tit. 735. 

568 400, — Gesetzliche Kosten der Unfallversicherung nach der Reichs- 
versicherungsordnung 

Die Bundeswasser- und Schiffahrtsverwaltung ist für ihren 
Bereich selbst Träger der bundeseigenen Unfallversicherung. 
Die Leistungen beruhen auf gesetzlicher Verpflichtung und 
sind daher zwangsläufig. Der Anspruch der Berechtigten er- 
gibt sich sowohl dem Grunde als auch der Höhe nach un- 
mittelbar aus der Reichsversicherungsordnung. Der Bedarf 
konnte wie alljährlich nur auf Grund der Istausgaben der 
Vorjahre- geschätzt werden. Durch die Auswirkungen des 
Gesetzes zur vorläufigen Neuregelung von Geldleistungen 
in der gesetzlichen Unfallversicherung vom 27. Juli 1957 
(BGBl. I S. 1071), das rückwirkend ab 1. Januar 1957 in Kraft 
getreten ist, ist die überplanmäßige Ausgabe erforderlich 
geworden. Diese finanzielle Auswirkung konnte zur Zeit der 
Veranschlagung nicht vorausgesehen werden. 

Einsparung angeboten bei Kap. 12 03 Tit. 853 und Kap. 12 15 
Tit. 870 

65 000, Ersatzleistung infolge von Schiffsunfällen 

Außerordentlicher Mehrbedarf für 4 Schiffsunfälle aus den 
Jahren 1948, 1949, 1952 und 1953 auf Grund von Urteilen 
der Landgerichte Mannheim und Mainz, des Oberlandesge- 
richts Köln und des Bundesgerichtshofs. Die Rechtsstreite 
konnten erst im Rechnungsjahr 1957 beendet werden. Die 
Mehrausgaben waren zwangsläufig und unvorhersehbar. 

Einsparung angeboten bei Kap. 12 03 Tit. 735. 
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12 03 
730 


16 000 000,— 
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12 03 2 350 000,-- 

787 I abzüglich 
Vorgriff 
aus 1956 
454 006,96 
f895 993,04 


24 000 000, — Ausbau des Dortmund-Ems-Kanals von Dortmund bis Emden 
(Nord- und Südstrecke) 

Um die angestrebte Tauchtiefe des Dortmund-Ems-Kanals 
möglichst bis Ende des Rechnungsjahres 1958 zu erreichen, 
hatte die Deutsche Gesellschaft für öffentliche Arbeiten AG 
(öffa) durch Vertrag mit dem Bund vom 5./20. Oktober 1955 
die Finanzierung und Durchführung von Ausbauarbeiten im 
Umfange von insgesamt 24 000 000 DM übernommen. Die 
Arbeiten waren bis Ende 1957 durchgeführt; hierfür sind zu- 
sätzliche Ausgaben in Höhe von 24 000 000 DM über die im 
Bundeshaushalt bis 1957 vorgesehenen Raten hinaus von der 
öffa geleistet worden. Die Vorleistungen der Öffa waren 
mit Zustimmung der früheren Bank deutscher Länder (jetzt 
Deutsche Bundesbank) aus Kassenmitteln des Bundes über 
die Deutsche Bau- und Bodenbank refinanziert worden. Da- 
durch waren Kassenmittel für mehrere Jahre festgelegt; 
gleichzeitig hatte der Bund eine Zinsdifferenz von 1,6 v. H. 
zu tragen. 

Da die eingelegten Bundeskassenmittel nicht ohne Leistung 
entsprechender Haushaltsausgaben durch den Bundesmini- 
ster der Finanzen zurückgezogen werden konnten, lag im 
Ergebnis eine endgültige Verausgabung von Bundesmitteln 
vor. Dieser Sachlage entspricht es daher, den angegebenen 
Betrag haushaltsmäßig zu verausgaben, um so mehr als 
damit die Aufbringung der Zinsdifferenz entfällt. 

Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 

1 100 000, Wiederaufbau der Anlagen auf Helgoland 

Im Zuge des Wiederaufbaues der Anlagen auf der Insel 
Helgoland wird auch der Binnenhafen als erweiterter Schutz- 
hafen für die Schiffahrt und darüber hinaus als Umschlags- 
platz für Baumaterial dringend benötigt. Der Gesamtausbau 
des Binnenhafens wurde auf 2 800 000 DM veranschlagt, wo- 
von 2 150 000 DM auf die Sicherheitsräumung und die damit 
untrennbar zusammenhängenden Ufersicherungsarbeiten 
entfallen. Für die Sicherheitsräumung mußte der Betrag von 
1 100 000 DM als überplanmäßige Ausgabe in Anspruch 
genommen werden. Diese Mehrausgabe ist durch eine ent- 
sprechende Minderausgabe bei Kap. 60 02 Tit. 573 gedeckt. 


12 03 
"819 


1 000 000,— 


Ausbau des Jadefahrwassers auf 12 m unter mittlerem Nie- 
drigwasser 

Im Bundeshaushaltsplan 1957 war für den Ausbau des Jade- 
fahrwassers nur der o. a. Leertitel ausgebracht worden, 
weil zunächst noch nicht übersehen werden konnte, welche 
Ausgaben im Rechnungsjahr anfallen werden. Deshalb war 
vorgesehen, diese Ausgaben aus dem Regionalen Förde- 
rungsprogramm des Bundes (Kap. 60 02 Tit. 571b) bis zum 
Betrage von 3 000 000 DM und die weiteren Ausgaben aus 
den beim Bundesministerrium für wirtschaftlichen Besitz 
des Bundes zur Erfüllung der vom Bundesminister für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit anerkannten Forderungen des 
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Bundes gegen das ERP-Sondervermögen aus Überzahlungen 
der Zentralbüro für Mineralöl GmbH bei Kap. 60 02 Tit. 69 
bereitstehenden Mittel zu decken. 

Für Vorarbeiten, die auch die Aufstellung der Entwürfe, die 
Bearbeitung der Ausschreibungen, Voruntersuchungen 
hydrologischer, baggertechnischer und schiffbaulicher Art 
umfassen, sowie für Baggerarbeiten sind im Rechnungsjahr 
insgesamt 4 000 000 DM ausgegeben worden, so daß die 
Bereitstellung überplanmäßiger Mittel in Höhe von 1 000 000 
DM erforderlich wurde. 

Die Mehrausgabe ist durch eine Mehreinnahme in gleicher 
Höhe bei Kap. 60 02 Tit. 69 gedeckt. 


12 03 ' 400 000,— 

855 (voller Haus- 
haltsansatz) 


12 03 
882 


188 000,— 


195 000, — Neubau von 2 Eisbrechern als Ersatz für die abgängigen 
(Vorgriff) Eisbrecher „Hönigstein" und „Kachlet", 1. Teilbetrag 

Infolge unvorhersehbar rascher Baufortschritte reichten die 
für das Rechnungsjahr 1957 veranschlagten Haushaltsmittel 
zur Begleichung der in diesem Rechnungsjahr auf Grund der 
vertraglichen Verpflichtungen zu leistenden Ausgaben nicht 
aus. Im Interesse der rechtzeitigen Fertigstellung der beiden 
Eisbrecher, deren Einsatz für die Eisbrecherperiode 1958/59 
unbedingt sichergestellt werden mußte, war es daher unab- 
weisbar, zur Deckung der Mehrausgaben überplanmäßige 
Mittel im Vorgriff auf die Haushaltsmittel des Rechnungs- 
jahres 1958 für das Vorhaben in Anspruch zu nehmen. 

Kassenmäßige Einsparung erfolgt bei Kap. 12 03 Tit. 853. 


519 000,— 


Übernahme von Lotseinrichtungen auf den Bund 


Im Bundeshaushaltsplan 1957 war für die Übernahme von 
lotseigenen Gegenständen des Lotsreviers Weser II auf den 
Bund ein 1. Teilbetrag von 200 000 DM veranschlagt worden. 

Mit dem Inkrafttreten der im Bundesanzeiger Nr. 247 vom 
24. Dezember 1957 verkündeten Lotstarifordnung für das 
Seelotsrevier Elbe am 1. Januar 1958 ergab sich die gesetz- 
liche Verpflichtung (§ 3 Abs. 1 des Gesetzes über das See- 
lotswesen vom 13. Oktober 1954 — BGBL II S. 1035), die bis 
dahin von der Lotsenbrüderschaft Elbe vorgehaltenen Lots- 
einrichtungen auf den Bund zu übernehmen, da auch die Lots- 
gebühren, die die Unkosten für Vorhaltung, Unterhaltung 
und Betrieb der Lotseinrichtung decken, von diesem Zeit- 
punkt ab vom Bund vereinnahmt worden sind (Kap. 12 03 
Tit. 4). 

Die Inanspruchnahme überplanmäßiger Mittel in Höhe von 
519 000 DM war daher unabweisbar und konnte bei der 
Veranschlagung für das Rechnungsjahr 1957 nicht vorherge- 
sehen werden. 
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12 03 

235 000,— 

noch Einzelplan 12 

612 000,— | 

: — - Bundesminister für Verkehr — 

Räumung der Bundeswasserstraßen im Interesse der Schiff- 


954 


fahrt und der Vorflut 


Die Räumung der Rheinsohle an der Kehler Brücke von 
Brückentrümmern sollte ursprünglich auf Kosten der Bun- 
desbahn durchgeführt werden. Sie hatte diese Räumungs- 
arbeiten im Zusammenhang mit dem Abbruch der Brücken- 
pfeiler durch Unternehmer durchführen lassen. Nach dem 
Urteil des Bundesgerichtshofs vom 25. November 1955 ist 
jedoch die Wasser- und Schiffahrtsverwaltung zur Räumung 
der Wasserstraßen bzw. zur Erstattung der Räumungskosten 
verpflichtet. Die somit auf die Bundeswasser- und Schiff- 
fahrtsverwaltung entfallenden Räumungskosten sind jetzt 
auf 772 000 DM festgestellt, wovon ein Betrag von 
160 000 DM aus den für das Rechnungsjahr 1957 zur Verfü- 
gung stehenden Haushaltsmitteln frei gemacht \verden konnte, 
so daß überplanmäßige Mittel in Höhe von 612 000 DM in 
Anspruch genommen werden mußten. Bei der Veranschla- 
gung der Mittel für 1957 war diese Ausgabe nicht vorher- 
zusehen. 


12 06 j 94 000, — 

7 10 I 


Kassenmäßige Einsparung erfolgt bei Kap. 12 03 Tit. 710. 


120 000 — 


Verlegung der Außenstelle Seebau von Wedel nadi Rissen 

Die Außenstelle Seebau ist zur Zeit auf dem Bauhof des 
Wasser- und Schiffahrtsamtes Hamburg in Wedel unterge- 
bracht. Wegen der wachsenden Aufgaben und der örtlich 
bedingten ungünstigen Voraussetzungen für Modellversuche 
im Freien ist die Verlegung der Außenstelle von Wedel 
nach Rissen erforderlich geworden. Die Kosten für die Ver- 
legung sind mit 200 000 DM veranschlagt worden. Mittel für 
den Grunderwerb sind im Haushalt nicht vorgesehen, da 
die benötigten Grundstücksflächen im Wege eines Grund- 
stückstausches mit der Hansestadt Hamburg erworben wer- 
den sollten. 


Die Hansestadt Hamburg hat hierfür günstig gelegene und 
zweckentsprechende Grundstücksflächen in Rissen mit einem 
Wert von 153 000 DM zur Verfügung gestellt. Die von der 
Wasser- und Schiffahrtsverwaltung für den Grundstücks- 
tausch in Aussicht genommenen Tauschobjekte — der Neß- 
sand in der Elbe und Grundstücksflächen in der Süderelbe — 
schieden jedoch wegen der unklaren Rechtsverhältnisse an 
diesen Grundstücken aus. Mit den von der Wasser- und 
Schiffahrtsverwaltung angebotenen sonstigen bundeseigenen 
Ersatzgrundstücken konnten nur 33 000 DM der Grund- 
erwerbskosten gedeckt werden. Da auch die Oberfinanz- 
direktion Hamburg weitere bundeseigene Grundstücke nicht 
zur Verfügung stellen konnte, mußte die Kaufpreislücke von 
120 000 DM durch eine Aufrechnung gegen Forderungen der 
Bundesfinanzverwaltung aus dem Verkauf des Elbetrocken- 
docks 17 an die Stadt Hamburg — Kaufvertrag vom 5. Okto- 
ber 1957 - — geschlossen werden, die gemäß § 2 dieses Ver- 
trages auch durch dem Bund genehme Grundstücke belegt 
werden kann. 

Zur Einhaltung des Bruttoprinzips war daher die Inanspruch- 
nahme überplanmäßiger Haushaltsmittel unerläßlich. 
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12 09 
~300 


380 000 — 
(voller Haus- 
haltsansatz) 


10 000 ,— 


Unterhaltung, Ausrüstung, Ergänzung, Betrieb und Repara- 
tur der Vermessungsschiffe, des Forschungsschiffes usw. und 
der sonstigen schwimmenden Betriebsmittel 

Mehr zur Durchführung dringender Reparaturarbeiten an 
den Vermessungsschiffen „Hooge", „Rüden", „Atair" und 
„ Wega". Anläßlich der alljährlichen Überholung der Schilfe 
in der Werft wurde festgestellt, daß an den an die Kriegs- 
marine in den Jahren 1940/1941 mit nicht vollwertigem 
Material gebauten und 1945 vom Institut übernommenen 
Schiffen außergewöhnliche Reparaturen durchzuführen sind 
(insbesondere Erneuerung der Wellenlagerungen, Entrosten 
und Konservieren der Außenhaut). Die genannten Arbeiten 
müssen während der Werftliegezeit ausgeführt werden, 
damit die Schiffe zu Beginn der Vermessungsperiode 1958 
wieder seetüchtig sind. Die Mehrausgabe war bei Aufstel- 
lung des Haushalts nicht vorherzusehen, da die Schäden erst 
während der Werftliegezeit festgestellt werden konnten, sie 
ist aus Gründen der Schiffssicherheit unvermeidlich und 
unaufschiebbar. 


Einsparung ungeboten bei Kap. 12 09 Tit. 208 und 675. 


1 2 12 
apl. 103 


*) 28 000,— 


Dienstbezüge der beamteten Hilfskräfte 

Durch die Verordnung zur Änderung der Straßenverkehrs- 
Zulassungs-Ordnung vom 25. Juli 1957 (BGBl. I S. 777) ist 
dem Kraftfahrt-Bundesamt die zentrale Erfassung von Ver- 
sagungen und Entziehungen der Fahrerlaubnis, von Verbo- 
ten des Führens von Fahrzeugen und Verurteilungen wegen 
Verkehrsstraftaten übertragen worden. Zur Durchführung 
dieser ab 1. Januar 1958 anfallenden neuen Arbeiten sind 
u. a. 22 Beamte noch im Rechnungsjahr 1957 erforderlich 
(Besoldungsgruppe A 12 = 1, Besoldungsgruppe A 10 = 1, 
Besoldungsgruppe A 9 = 4, Besoldungsgruppe A 7 = 16). 
Bis zur Schaffung von Planstellen sind diese Beamten von 
anderen Behörden abzuordnen. Die Bezüge für durchschnitt- 
lich 3 Monate des Rechnungsjahres 1957 sind außerplan- 
mäßig zu erstatten. Die Mehrausgabe war bei Aufstellung 
des Haushalts 1957 nicht vorherzusehen, sie ist unvermeid- 
bar und unaufschiebbar, da es sich um eine gesetzlich 
beschlossene Maßnahme handelt. 


Die Mehrausgabe ist gedeckt durch eine Mehreinnahme bei 
Kap. 12 12 Tit. 3. 


12 12 
104a 


2 913 800,— 
(voller Haus- 
haltsansatz) 


100 000 — 


Dienstbezüge der nichtbeamteten Kräfte — Vergütungen der 
Angestellten — 

Durch die Verordnung zur Änderung der Straßenverkehrs- 
Zulassungs-Ordnung vom 25. Juli 1957 (BGBl. I S. 777) ist 
dem Kraftfahrt-Bundesamt die zentrale Erfassung von Ver- 
sagungen und Entziehungen der Fahrerlaubnis, von Verbo- 
ten des Führens von Fahrzeugen und Verurteilungen wegen 
Verkehrs Straftaten übertragen worden. Zur Vorbereitung 
und Durchführung dieser ab 1. Januar 1958 anfallenden 
neuen Arbeiten sind u. a. 36 Angestellte noch im Rechnungs- 
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jahr 1957 erforderlich (Verg.-Gr. VII = 10, Verg.-Gr. VIII = 
20, Verg.-Gr. IX — 6). Der zusätzliche Mittelbedarf für die 
Beschäftigung dieser Angestellten auf die Dauer von durch- 
schnittlich 4 bis 5 Monaten des Rechnungsjahres 1957 beträgt 
rd. 100 000 DM und ist überplanmäßig zu decken. Die Mehr- 
ausgabe war bei Aufstellung des Haushalts nicht vorherzu- 
sehen, sie ist unvermeidlich und unaufschiebbar, da es sich 
um eine gesetzlich beschlossene Maßnahme handelt. 

Die Mehrausgabe ist gedeckt durch Mehreinnahme bei Kap. 
12 12 Tit. 3. 


1 2 12 

104 a 


2 913 800,— 
(voller Haus- 
haltsansatz) 


12 12 
30cT 


500 000,— 
(voller Haus- 
haltsansatz) 


10 000,— 


Dienstbezüge der nichtbeamteten Kräfte — Vergütungen der 
Angestellten — 

Bisher war es nicht möglich, mit den für das Verkehrszen- 
tralregister außerplanmäßig bewilligten Mitteln für beam- 
tete Hilfskräfte alle erforderlichen Beamten einzustellen, 
weil Stellenausschreibung, Auswahl der geeigneten Bewer- 
ber und Lösung der bestehenden Beschäftigungsverhältnisse 
längere Zeit erfordern. Um Arbeitsrückstände im Register 
zu vermeiden, müssen vorübergehend geeignete Angestellte 
beschäftigt werden. 

Hierdurch entsteht bei Kap. 12 12 Tit. 104 a ein zusätzlicher 
Mehrbedarf von 10 000 DM, während die bei Tit. apl. 103 
bereits bewilligten Mittel in gleicher Höhe nicht in Anspruch 
genommen werden. Die Mehrausgabe war bei Aufstellung 
des Haushalts nicht vorherzusehen, sie ist unvermeidlich 
und kann nicht aufgeschoben werden. 


Druck- und Buchbinderarbeiten zur Herstellung der Kraft- 
fahrzeug- und Anhängerbriefe sowie sonstiger Vordrucke 

Durch die Verordnung zur Änderung der Straßenverkehrs- 
Zulassungs-Ordnung vom 25. Juli 1957 (BGBl. I S. 777) ist 
dem Kraftfahrt-Bundesamt die zentrale Erfassung von Ver- 
sagungen und Entziehungen der Fahrerlaubnis, von Verbo- 
ten des Führens von Fahrzeugen und Verurteilungen wegen 
Verkehrsstraftaten übertragen worden. Für die verschiede- 
nen zu erstattenden Meldungen und zu erteilenden Aus- 
künfte sind besondere Vordrucke geschaffen worden, mit 
denen die in Frage kommenden Stellen auszurüsten sind. 
Der Mittelbedarf für die Erstausstattung beträgt 70 000 DM, 
von diesem Betrage sind 40 000 DM überplanmäßig bereit- 
zustellen, die aus den verfügbaren Mitteln nicht gedeckt 
werden können. Die Mehrausgabe war bei Aufstellung des 
Haushalts 1957 nicht vorherzusehen, sie ist unvermeidlich 
und unaufschiebbar, da es sich um eine gesetzlich beschlos- 
sene Maßnahme handelt. 

Die Mehrausgabe ist gedeckt durch die Mehreinnahme bei 
Kap. 12 12 Tit. 3. 
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*) 230 000,— 

I Erstausstattung des Verkehrszentralregisters 

i 


apl. 871 


Durch die Verordnung zur Änderung der Straßenverkehrs- 
Zulassungs-Ordnung vom 25. Juli 1957 (BGBL I S. 777) iist dem 
Kraftfahrt-Bundesamt die zentrale Erfassung von Versa- 
gungen und Entziehungen der Fahrerlaubnis, von Verbo- 
ten des Führens von Fahrzeugen und Verurteilungen wegen 
Verkehrsstraftaten übertragen worden. Zur Erstausstattung 
der hierfür einzurichtenden Zentralkartei, die ab 1. Januar 
1958 arbeitsfähig sein muß, mit Geräten und Maschinen ist 
ein Gesamtbetrag von 270 000 DM erforderlich. Hiervon 
werden noch im Rechnungsjahr 1957 230 000 DM benötigt. 
Die Mehrausgabe war bei Aufstellung des Haushalts nicht 
vorherzusehen, sie ist unvermeidlich und unaufschiebbar, da 
es sich um eine gesetzlich beschlossene Maßnahme handelt. 


Die Mehrausgabe ist gedeckt durch Mehreinnahmen bei 
Kap. 10 12 Tit. 3. 


12 14 11 663 000,— 

104 a (voller Haus- 
haltsansatz) 


12 15 
~307 


54 050,— 


85 000, — Dienstbezüge der nichtbeamteten Kräfte — Vergütungen 

der Angestellten — 

Mehr zur Einarbeitung von Ersatzkräften für die zum Wet- 
terdienst der Bundeswehr abzugebenden Bediensteten. Ein 
großer Teil der einzustellenden Ersatzkräfte, und zwar 30 
Angestellte der Verg.-Gr. VII und 20 Angestellte der Verg.- 
Gr. III, muß, da diese Kräfte entweder infolge anderweiti- 
ger Beschäftigung dem Wetterdienst entfremdet oder völlig 
dienstfremd sind, etwa 3 Monate eingearbeitet werden. 
Hiervon entfallen noch 2 Monate auf das Rechnungsjahr 
1957. Der Mehrbedarf war bei Aufstellung des Haushalts 
nicht vorherzusehen, da der Umfang der Personalabgabe zur 
Bundeswehr unbekannt war. Die Mehrausgabe ist unver- 
meidlich und unaufschiebbar, da zur reibungslosen Dienst- 
abwicklung Ersatzkräfte eingestellt werden müssen. 
Einsparung angeboten bei Kap. 14 04 Tit. 104 a. 

24 000,— Herstellung von Kartenmaterial 

Infolge Nachbestellung von 40 000 Luftfahrkarten, ICAO 
1 : 500 000 2. Ausgabe, durch die Militär-Geographische 
Dienststelle im Bundesverteidigungsministerium ist ein 
Nachdruck erforderlich. Die dadurch zwangsläufigen Mehr- 
ausgaben in Höhe von 24 000 DM waren bei der Veranschla- 
gung des Haushalts 1957 nicht vorauszusehen. Durch diesen 
Auftrag werden Mehreinnahmen an Höhe von rd. 57 400 
DM erzielt werden. 

Einsparung angeboten bei Kap. 12 15 Tit. 304. 


14 01 
102 


Einzelplan 14 — Bundesminister für Verteidigung*) — 


1 165 100,— 


10 000 — 


Dienstbezüge, Zulagen und Zuwendungen für Soldaten 

Bei Aufstellung des Haushaltsplans 1957 sind die Haushalts- 
mittel für die Aufwandsentschädigung der planmäßig im 
Ministerium tätigen Offiziere und Unteroffiziere nicht in 


*) Die Verteidigungsausgaben sind von der 6-v. H.-Kürzung gemäß § 8 Abs. 1 Haushaltsgesetz 1957 ausgenommen. 
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14 01 
104 b 


14 01 
107 b 


14 01 
202 


noch Einzelplan 14 — Bundesminister für Verteidigung — 

vollem Umfange eingeplant worden, da die Einstellungen 
erst im Laufe des Rechnungsjahres nach und nach erfolgten. 
Eine neue Bedarfsschätzung vom 21. Februar 1958 macht die 
zusätzliche Bereitstellung von 10 000 DM erforderlich. Auf 
die Zahlung der Aufwandsentschädigungen besteht ein An- 
spruch. Die Mehrausgabe ist unabweisbar. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 01 Tit. 103 b. 

1 096 100, — ' 284 000, — Bezüge der nichtbeamteten Kräfte — Löhne der Arbeiter — 

i Bei Aufstellung des Haushaltsplans 1957 sind die Haushalts- 

I mittel für die Dienstbezüge der Arbeiter nicht in vollem 

Umfange eingeplant worden, weil angenommen wurde, daß 
die Einstellung von Dienstkräften sich verzögern würde. Der 
Ausbau des Bundesministeriums für Verteidigung, insbeson- 
dere die Benutzung weiterer Dienstgebäude, macht nicht nur 
eine schnellere, sondern darüber hinaus eine vermehrte Ein- 
stellung von Arbeitern unbedingt notwendig. Mehrausgaben 
entstanden außerdem dadurch, daß die Übernahme von 
Lohnempfängern in das Beamtenverhältnis sich verzögerte. 
Der Mehrbedarf ist unvorhergesehen und unabweisbar. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 01 Tit. 107 a. 


2 500 000, — 370 000, — Beihilfen auf Grund der Beihilfengrundsätze — für Solda- 

ten — 

Bei Aufstellung des Haushaltsplans 1957 sind die Haushalts- 
mittel für Beihilfen, weil Erfahrungssätze nicht Vorlagen, 
unter Zugrundelegung einer Durchschnittszahl der voraus- 
sichtlichen Beihilfenanträge veranschlagt worden. Da mehr 
Beihilfenanträge eingegangen sind, reichen die Haushalts- 
mittel nicht aus. Auf die Gewährung von Beihilfen besteht 
ein Rechtsanspruch. Die Mehrausgabe ist unvorhergesehen 
und unabweisbar. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 01 Tit. 106 a. 


141 000, — 25 000, — Bücherei 

Der infolge der umfangreichen einschlägigen Gesetzgebung 
notwendig gewordene Mehrbezug von Ergänzungslieferun- 
gen zu den Loseblattwerken, der Bedarf an besonders teu- 
ren in- und ausländischen Fachbüchern und -Zeitschriften 
technischen Inhalts sowie die Preiserhöhungen im Fach- 
schrifttum haben es mit sich gebracht, daß die bei Kap. 14 01 
1 Tit. 202 für die Bücherei veranschlagten Haushaltsmittel vor 

Beendigung des Rechnungsjahres 1957 verbraucht sind. Zur 
! reibungslosen Fortführung des Verwaltungsbetriebes ist die 

Leistung weiterer Ausgaben unabweisbar. Der Mehrbedarf 
ist unvorhergesehen. 

I Einsparung angeboten bei Kap. 14 01 Tit. 298. 
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14 01 1 120 600 — 

206 


100 000 ,-- 


Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und Diensträumen 

Im Rechnungsjahr 1957 ist die Kasernenanlage auf der 
Hardthöhe (Hardt I) weiter ausgebaut worden. Ein Teil 
dieser Anlage ist für die Unterbringung des Ministeriums 
genutzt worden. Hierdurch ergeben sich zusätzliche Aus- 
gaben für Heizung, Beleuchtung, Reinigung und die sonstige 
Hausbewirtschaftung. Diese Ausgaben sind unabweisbar. Sie 
waren bei Aufstellung des Haushalts 1957 nicht vorherzu- 
sehen. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 01 Tit. 200. 


14 01 

21 5 a 


720 000,— 


I 

i 


20 000,— 


Reisekostenvergütungen — Inlandsreisen — 

Seit Aufstellung des Haushaltsvoranschlages 1957 sind die 
Tage- und Übernachtungsgeldsätze nach den Reisekosten- 
bestimmungen erhöht worden. Außerdem sind die Aufgaben 
und dadurch auch die Dienstreisen im Zuge des weiteren 
Ausbaues des Bundesministeriums für Verteidigung ange- 
wachsen. Auch bei äußerster Sparsamkeit konnte die Reise- 
tätigkeit nicht stärker eingeschränkt werden, als es bereits 
geschehen ist, falls nicht bereits begonnene und noch drin- 
gend durchzuführende Aufgaben unerledigt bleiben sollten. 
Der Mehrbedarf war unvorhergesehen und unabweisbar. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 01 Tit. 215 b. 


14 01 
720~ 


14 03 I 72 436 400 — 

108 I 


250 000,— 
(Vorgriff) 


Herrichtung eines Fernmeldezentrums im Erdgeschoß der 
ehern. Ermekeilkaserne und Erweiterung der Fernsprech- 
anlage 

Der Ausbau des Fernmeldzentrums des Bundesministeriums 
für Verteidigung entsprechend den Infrastrukturforderungen 
der NATO, die reibungslose Abwicklung des durch den fort- 
schreitenden Aufbau der Bundeswehr angewachsenen Fern- 
sprechverkehrs und die Einsparung von Ferngesprächen er- 
fordern die Erweiterung der technischen Anlagen des Fern- 
meldezentrums sowie damit im Zusammenhang stehende 
bauliche Veränderungen. Aus Gründen der Betriebssicher- 
heit ist auch die Erneuerung einer abgenutzten Femsprech- 
batterie und der Einbau eines Notstromaggregats zur Auf- 
rechterhaltung des Femsprech-, Fernsdireib- und Funkbe- 
triebes bei Ausfall der allgemeinen Stromversorgung not- 
wendig. Beide Maßnahmen sind ein unabweisbares Bedürf- 
nis, das bei Aufstellung des Haushalts 1957 nicht vorherzu- 
sehen war. 

Die hierfür erforderlichen Haushaltsmittel sind deshalb im 
Vorgriff auf die Mittel des Rechnungsjahres 1958 überplan- 
mäßig zur Verfügung zu stellen. 


Beschäftigungsvergütungen, Trennungsentsdiädigungen, 
Fahrkostenersatz und Verpflegungszuschüsse sowie Fahr- 
kosten für auswärtigen Familienbesuch für Offiziere, Unter- 
offiziere und Mannschaften 


i Mehrbedarf infolge Erhöhung des Beschäftigungstagegeldes 
j nach der Verordnung des BMF vom 20. Dezember 1956 
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14 03 6 295 000,— 

217 


14 03 756 000,— 

298 


14 03 
306 


(BGBl. I S. 1079) und Erhöhung der Auslandsbeschäftigungs- 
vergütung nach dem Bundesbesoldungsgesetz vom 27. Juli 
1957 §§ 24 bis 28 (BGBL I S. 993). 

Die Mehrausgabe ist 

a) unabweisbar, weil die Erhöhungen bei der Berechnung 
des Haushaltsansatzes nicht bekannt waren, 

b) unvorhergesehen, da bei Aufstellung des Haushaltsplans 
nicht mit einer über den geschätzten Bedarf hinaus- 
gehenden verstärkten Inanspruchnahme gerechnet werden 
konnte. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 03 Tit. 102 a. 

9 160 000, — Umzugskostenvergiitungen und Umzugskostenbeihilfen 

Bei der Berechnung des Haushaltsansatzes war nicht über 
sehbar, daß durch die zwischenzeitlich eingetretene Freigabe 
bisher in alliierter Nutzung stehender Unterkünfte, Familien- 
wohnungen u. ä. für Zwecke der Bundeswehr eine weit- 
gehende, vorher nicht absehbare personelle Verlagerung 
notwendig wurde, die zwangsläufig Mehrausgaben auslöste. 
Durch die Freigabe von Familienwohnungen war es möglich, 
Empfängern von Trennungsentschädigung, Fahrkostenersatz 
usw. frühzeitiger als vorgesehen Wohnungen zuzuteilen, so 
daß die Kasten für Umzüge zwangsläufig den Haushalts- 
ansatz übersteigen mußten. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 03 Tit. 102 a. 

200 000, — Zuschuß zur Gemeinschaftsverpflegung 

Bei der Berechnung des Haushaltsansatzes für 1957 sind die 
Schlüsselzahlen nach dem übersehbaren Aufstellungsstand 
der Kommandostäbe und sonstigen militärischen Dienststel- 
len, denen in der Masse keine Gemeinschaftsküche zur Ver- 
fügung stand, mit einer Kopfzahl von etwa 4800 zugrunde 
gelegt worden. Die personelle Entwicklung im Auf- und Aus- 
bau der militärischen Dienststellen war zu diesem Zeitpunkt 
nicht in vollem Umfang zu übersehen. Die Mehrausgaben 
entstanden insbesondere durch die Übernahme der bisher in 
alliierter Nutzung stehenden Flugplätze und des darauf be- 
schäftigten Personals von rd. 5000 Bediensteten, die aus den 
zur Verfügung stehenden Mitteln nicht mehr gedeckt werden 
konnten. Eine Möglichkeit zur gezielten Steuerung der Mittel 
war daher nicht vorhanden, weil die Ausgaben zwangsläufig 
im Rahmen der Richtlinien über die Gewährung von Zu- 
schüssen zur Gemeinschaftsverpflegung geleistet werden 
mußten. Die Ausgaben waren deshalb als unvorhergesehen 
und unabweisbar im Sinne des § 33 Abs. 1 RHO anzusehen. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 05 Tit. 301 mit 180 000 DM 
und bei Kap. 14 04 Tit. 298 mit 20 000 DM. 

150 000, — Fahrpreisermäßigung für Wehrpflichtige 

Bei der Aufstellung des Haushaltsplans für das Rechnungs- 
| jahr 1957 konnte noch nicht übersehen werden, ob bzw. in 
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welcher Höhe Haushaltsmittel bei Kap. 14 03 Tit. 306 in An- 
satz gebracht werden sollten. Im Laufe -des Rechnungsjahres 
1957 wurde auf Grund von geschätzten Mittelbedarfsanmel- 
dungen der Teilstreitkräfte zunächst ein Betrag von 227 100 
DM ermittelt. 

Da sich der Kreis der Berechtigten erweiterte, die Reisebei- 
hilfen zu Lasten des Titels erhalten können, und außerdem 
die Eisenbahnfahrpreise angehoben wurden, entstanden 
zwangsläufig Mehrausgaben, deren Höhe erst nach Vorliegen 
der Istausgaben zu übersehen war. Die Ausgaben sind 
als unvorhergesehen und zugleich als unabweisbar im Sinne 
des § 33 Abs. 1 RHO anzusehen. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 03 Tit. 302. 


14 04 
105 


1 200 000 ,— 


i 


i 


850 000,— 


Unterhaltszuschüsse für Beamte im Vorbereitungsdienst und 
für Beamtenanwärter 


Um die notwendigen Nachwuchskräfte für den gehobenen 
Dienst der Bundeswehrverwaltung zu gewinnen, mußten im 
Rahmen der im Haushaltsplan veranschlagten Anwärterzahl 
verheiratete und lebensältere Bewerber in größerer Zahl ein- 
gestellt werden, als bei der Veranschlagung der Haushalts- 
mittel angenommen worden ist. Die Mehrausgabe beruht auf 
den dadurch bedingten höheren Aufwendungen an Verhei- 
rateten- und Alterszuschlägen sowie ferner auf der rück- 
wirkend ab 1. April 1957 in Kraft getretenen allgemeinen 
Erhöhung der Unterhaltszuschüsse nach der Verordnung vom 
21. November 1957 (BGBl. I S. 1828). 

Die Ausgaben für UnteThaltszuschüsse sind infolge der ge- 
setzlichen Regelung unabweisbar und waren in dieser Höhe 
bei der Aufstellung des Haushaltsplans 1957 nicht vorher- 
zusehen. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 04 Tit. 101. 


14 04 
215 a 


800 000,— 


I 


300 000,— 


Reisekostenvergütungen — Inlandsreisen — 


Die nunmehr in vollem Umfang angelaufenen Aufgaben auf 
allen Beschaffungsgebieten machen in größerem Rahmen als 
vorgesehen den Einsatz des Güteprüfdienstes erforderlich. 
Darüber hinaus hat im Rechnungsjahr 1957 ein Teil der Er- 
probungsstellen ihre Arbeit aufgenommen, wodurch Dienst- 
reisen zu den industriellen Entwicklungsstätten und zu den 
Truppenversuchsplätzen notwendig geworden sind. Schließ- 
lich liegen die Kosten für den Militär-Personenverkehr höher 
als die bei der Errechnung des Mittelbedarfs für 1957 hierfür 
geschätzten Aufwendungen. Die für den genannten Zweck zu 
leistenden Ausgaben sind im Hinblick auf eine reibungslose 
j Durchführung der gestellten Aufgaben unabweisbar notwen- 
dig. Sie waren in dieser Höhe bei Aufstellung des Haushalts 
; 1957 nicht vorherzusehen. 


j Einsparung angeboten bei Kap. 14 04 Tit. 200. 
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14 08 | 2 480 000,— ! 

301 ! 


i 


14 08 
302 


1 980 000 — 



1 965 150, — 


Betrieb der Sanitätseinrichtungen usw.; insbesondere Laza- 
rettwirtschafts- und Krankenpflegekosten sowie Kosten für 
die Inanspruchnahme ziviler Krankenpflegeeinrichtungen und 
sonstiger Einrichtungen des Gesundheitswesens 

Nach § 30 Abs. 1 des Soldatengesetzes in Verbindung mit 
§ 36 Abs. 2 des Bundesbesoldungsgesetzes und § 6 des Wehr- 
soldgesetzes haben die Soldaten Anspruch auf unentgeltliche 
Heilfürsorge. Bei Aufstellung des Haushalts 1957 lagen noch 
keine ausreichenden Erfahrungen für die Veranschlagung der 
Mittel vor. Auch ist es noch nicht gelungen, den eigenen 
Lazarettdienst in dem erforderlichen Umfang aufzubauen. 
Die Mehrausgaben sind unabweisbar. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 03 Tit. 102 a. 


901 100 — 


Beschaffung der Arzneien, Verbandmittel, Brillen, künst- 
lichen Glieder und dergleichen 

Nach § 30 Abs. 1 des Soldatengesetzes in Verbindung mit 
§ 36 Abs. 2 des Bundesbesoldungsgesetzes und § 6 des Wehr- 
soldgesetzes haben die Soldaten Anspruch auf unentgeltliche 
Heilfürsorge. Bei Aufstellung des Haushalts lagen noch 
keine ausreichenden Erfahrungen für die Veranschlagung der 
Mittel vor. Auch ist es noch nicht gelungen, die Versorgung 
mit Arzneien, Verbandmitteln usw. aus den bundeswehr- 
eigenen Sanitätsdepots in dem erforderlichen Umfang aufzu- 
bauen. Die Mehrausgaben sind unabweisbar. 


Einsparung angeboten bei Kap. 14 03 Tit. 102 a. 


14 08 ! 4 588 800,— 

304 " ! 

i 


1 788 000, — Ärztliche Untersuchungen und Honorare für ärztliche Hilfe 
in Fällen, in denen Sanitätsoffiziere nicht zur Verfügung 
stehen 

Nach § 30 Abs. 1 des Soldatengesetzes in Verbindung mit 
§ 36 Abs. 2 des Bundesbesoldungsgesetzes und § 6 des Wehr- 
soldgesetzes haben die Soldaten Anspruch auf unentgeltliche 
Heilfürsorge. Bei Aufstellung des Haushalts 1957 lagen noch 
keine ausreichenden Erfahrungen für die Veranschlagung der 
Mittel vor. Auch ist es noch nicht gelungen, den eigenen 
ärztlichen Dienst in dem erforderlichen Umfang aufzubauen. 
Die Mehrausgaben sind unabweisbar. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 03 Tit. 102 a. 


14 08 
308 


2 640 000,— 


538 150,— 


Zahnärztliche Behandlung 

Nach § 30 Abs. 1 des Soldatengesetzes in Verbindung mit 
§ 36 Abs. 2 des Bundesbesoldungsgesetzes und § 6 des Wehr- 
soldgesetzes haben die Soldaten Anspruch auf unentgeltliche 
Heilfürsorge. Bei Aufstellung des Haushalts lagen noch 
keine ausreichenden Erfahrungen für die Veranschlagung der 
Mittel vor. Auch ist es noch nicht gelungen, den eigenen 
zahnärztlichen Dienst in dein erforderlichen Umfang aufzu- 
bauen. Die Mehrausgaben sind unabweisbar. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 03 Tit. 102 a. 
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14 10 

apl. 308. 

— 

*) 20 000,— 

Beschaffung von Material für die übungsmäßige Herstellung 
von Backwaren mit Feldbackgeräten 


Das zur Verwendung in der Bundeswehr eingeführte Feld- 
backgerät ist geliefert und durch Kleinversuche erprobt. Es 
ist notwendig, Großversuche und Materialbelastungen zur 
Feststellung der Leistungsfähigkeit durchzuführen und Sol- 
daten der Quartiermeister-Truppe planmäßig auszubilden. 
Im Haushaltsplan für das Rechnungsjahr 1957 sind für den 
genannten Zweck keine Mittel veranschlagt, weil bei Auf- 
stellung des Plans nicht vorherzusehen war, daß diese Maß- 
nahmen schon im Rechnungsjahr 1957 durchgeführt werden 
sollten. Ein Hinausschieben dieser Maßnahmen bis zur Ver- 
anschlagung der erforderlichen Mittel im Haushaltsplan 1958 
war im Interesse des Aufbaues der Bundeswehr nicht ver- 
tretbar. Die Mehrausgabe war daher unabweisbar. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 10 Tit. 303 a. 


14 11 
apl. 901 


i 


14 12 

100 000,— 

741 T' 

(Ausgaberest 

(504) 

1956) 


*) 2 000 000 ,— 


Zuweisung zur Kapitalausstattung der „Vorläufigen Kleider- 
kasse der Bundeswehr 11 

Die Einrichtung einer Kleiderkasse für die Bundeswehr zur 
Versorgung der Selbsteinkleider mit vorschriftsmäßiger 
Dienstbekleidung ist notwendig. Der dem Offizier gemäß 
§ 36 Abs. 1 des BBesG zustehende einmalige Bekleidungs- 
zuschuß und die Entschädigung für deren besondere Ab- 
nutzung sind gemäß § 36 Abs. 4 BBesG an eine vom Bundes- 
minister für Verteidigung errichtete Kleiderkasse abzuführen. 
Mit Aufstellungserlaß vom 13. August 1957 — I A 2 -- 
1200/57 — ist eine Vorläufige Kleiderkasse für die Bundes- 
wehr eingerichtet worden. Sie wird als eine Einrichtung im 
Sinne des § 15 RHO in eigener Verwaltung geführt. Zur 
Aufnahme des Betriebes ist eine Erstausstattung mit Waren 
notwendig. Außerdem müssen Mittel für die anfallenden 
Betriebskosten zur Verfügung stehen. Zur Überbrückung der 
Anlaufschwierigkeiten ist die Ausstattung der Vorläufigen 
Kleiderkasse mit einem Kapital von 2 000 000 DM erforder- 
lich. Da die beabsichtigte Einrichtung der Kleiderkasse als 
eigene Rechtspersönlichkeit in der vorgesehenen Zeit nicht 
durchzuführen war, muß sie vorübergehend als Einrichtung 
im Sinne des § 15 RHO geführt werden. Bei Aufstellung des 
Haushaltsplans 1957 waren diese Schwierigkeiten nicht vor- 
herzusehen. Die Einrichtung der Kleiderkasse ist jedoch vor- 
dringlich, da sie nicht bis zur Schaffung der haushaltsrecht- 
lichen Voraussetzungen hinausgeschoben werden kann. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 11 Tit. 302. 


17 200, — j Instandsetzung des Bürogebäudes Hamburg, 

Humboldtstr. 49/55 

Die Kosten für die Instandsetzung des Bürogebäudes Ham- 
burg, Humboldtstr. 49/55, waren auf Grund einer Kosten- 
schätzung im Haushalt 1956 mit 100 000 DM veranschlagt 
worden. Nach den vorliegenden Schlußabrechnungen betra- 
gen die Gesamtkosten 17 200 DM. Es liegt daher ein unab- 
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14 12 
74 5 / 
(507) 


1 362 167,09 
(Ausgaberest 
1956) 


14 12 
7467 
(504) 


351 007,76 
(Ausgaberest 
1956) 


14 12 
apl. 759 


14 12 
apl. 
796/17 


! 


weisbares und unvorhergesehenes Bedürfnis für die Mehr- 
ausgabe von 17 200 DM vor. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 12 Tit. 789. 


1 000 000 ,— 

(Vorgriff) 


130 000,— 
(Vorgriff) 


*) 1 580 000,— 


Instandsetzung der Kienlesberg-Kaserne in Ulm 

Der II. Korpsstab (NATO-Stab) ist in der Kienlesberg- 
Kaserne in Ulm unter räumlich sehr beengten Verhältnissen 
untergebracht. Zur Beseitigung dieser Unterbringungsschwie- 
rigkeiten ist der Ausbau und die Instandsetzung von weite- 
ren Gebäuden notwendig geworden. Es liegt ein unabweis- 
bares und unvorhergesehenes Bedürfnis vor. 

Instandsetzung der Prinz-Franz-Kaserne in Kempten 

Für den Bau einer Fernsprechanlage und für die Erweiterung 
des Fernmeldenetzes in der Prinz-Franz-Kaserne in Kempten 
werden im Rechnungsjahr 1957 weitere Mittel benötigt. Nach 
der militärischen Infrastrukturforderung ist die Errichtung 
einer fernmeldetechnischen Anlage für Truppenunterkünfte 
vorgesehen. Es liegt daher ein unabweisbares und unvorher- 
gesehenes Bedürfnis vor. 

Bau eines Marine- Arsenals in Wilhelmshaven 

Bei der Aufstellung des Haushaltsplans 1957 war nicht vor- 
auszusehen, ob und welche Ausgaben für den Bau des 
Marine-Arsenals in Wilhelmshaven notwendig werden wür- 
den, da die endgültige Entscheidung über den Aufbau der 
Marine-Arsenale erst kürzlich gefallen ist. 

Von dem schnellen Aufbau des Marine-Arsenals hängt in 
nicht unerheblichem Umfang die Einsatzbereitschaft der 
schwimmenden Einheiten der Marine ab. Um mit diesem Auf- 
bau beginnen zu können, werden im Rechnungsjahr 1957 für 
Planungs- und Vorbereitungsarbeiten 700 000 DM und für 
die Beseitigung des Jachmann-Dammes im Hafenkanal vor 
dem ehern. Bauhafen sowie zur Überbrückung des Hafen- 
kanals mit einer Behelfsbrücke weitere 880 000 DM benötigt. 
Die Bereitstellung dieser Mittel ist unabweisbar. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 12 Tit. 789. 


*) 80 000, — | Bau einer Werkstatt in der Bonaparte-Kaserne in Konstanz 

Ein Aufschieben der Ersatzbaumaßnahmen für französische 
■ Stationierungstruppen bis zur Veranschlagung dieser Mittel 
im Haushaltsplan 1958 ist nicht möglich, da die von den 
j Stationierungstruppen noch frei zu machenden Anlagen drin- 
I gend für die Unterbringung der Bundeswehr benötigt werden 
und für die bereits freien Objekte die Stationierungsmächte 
auf Erfüllung der von der Bundesrepublik in Aide memoire 
I vom 13. September 1956 eingegangenen Verpflichtungen 
drängen. Die entstehenden Ausgaben sind daher unabweis- 
bar. 

Bei der in Frage stehenden Baumaßnahme liegt ein unvor- 
hergesehenes Bedürfnis vor. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 12 Tit. 789. 
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14 12 

apl. 

_ I 

•) 50 000,— 

Bau eines Sanitätsblocks in der Driaut-Kaserne in Konstanz 

Siehe apl. 796/17. 

796/18 

I 



14 12 ; 

apl. | 


•) 100 000 — 

Bau einer Transformatoren-Station in Villingen 

Siehe apl. 796/17. 

796/19 



14 12 
apl. ; 
796/20 

i 

*) 138 000,— 

Aufstellung von Schuppen und Errichtung von Schutzwällen 
im Lager Stetten 

Siehe apl. 796/17. 

14 12 

apl. 

796/22 

[ 

•) 27 500 — 

| 

Erweiterung der san. Einrichtung in der Canrobert-Kaserne 
in Rastatt 

Siehe apl. 796/17. 

14 12 

apl. 

— 

•) 163 000,— 

Herrichtung der Turenne-Kaserne in Müllheim 

Siehe apl. 796/17. 

796/26 



14 12 
apl. 
829/2 

! 

i 

•) 312 500, - 

Mitdarlehen an den Württembergischen Versicherungs- 
Verein AG in Stuttgart 

; Die kurzfristige Bereitstellung von Räumen für die Unter- 


bringung der Wehrbereichsverwaltung V ist erforderlich, um 
die seither von dieser Dienststelle belegte Fliegerhorst- 
kaserne in Böblingen für den dringenden Unterkunftsbedarf 
| der Bundeswehr frei zu machen und dadurch die Unterbrin* 
I gungsschwierigkeiten zu beseitigen. Da die benötigten 
I Räume in bundeswehreigenen Liegenschaften nicht zur Ver- 
l ftigung stehen, müssen Räume gemietet werden. Diese 
! können jedoch wegen der Knappheit auf dem Wohnungs- 
markt nur durch Hingabe eines zinslosen Mietdarlehens 
i bereitgestellt werden. Die entstehenden Ausgaben sind daher 
: unabweisbar. Die erforderliche Anmietung konnte nicht vor- 
! hergesehen werden 


Einsparung angeboten bei Kap. 14 12 Tit. 789. 


14 12 i — *) 150 000, — Mietvorauszahlung an die Fa. Wilhelm Hartmann OHG 

in Stuttgart 

Die bisher von der Wehrbereichsverwaltung V belegte Flie- 
gerhorstkaserne in Böblingen ist für den Truppenbedarf frei 
gemacht worden. Da für die Unterbringung der WBV V 
Räume in bundeseigenen Liegenschaften nicht zur Verfügung 
stehen, ist neben dem bereits angemieteten Gebäude des 
Württembergischen Versicherungsvereins in Stuttgart, Rote- 
bühlstr. 40, in dem ein Teil der Wehrbereichsverwaltung 
untergebracht ist, ein weiteres Gebäude ermietet worden. 
Nach dem Mietvertrag ist an den Eigentümer, Fa. Wilhelm 


apl. 

829/4 
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noch Einzelplan 14 — Bundesminister für Verteidigung ■ — 

Hartmann OHG, eine Mietvorauszahlung von 150 000 DM 
zu leisten. Ohne Mietvorauszahlung sind auf dem Wohnungs- 
markt keine Räume erhältlich. Die Ausgabe ist daher unab- 
| weisbar. Die erforderliche Anmietung konnte nicht vorher- 

gesehen werden. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 12 Tit. 789. 


14 15 
852 


834 954 000,— 


178 391 000, — Anschaffung von Kampf f ahrzeugen 

(Vorgriff) pi e überplanmäßige Ausgabe bei Kap. 14 15 Tit. 852 in Höhe 
von 178 391 000 DM ist erforderlich zur zusätzlichen Beschaf- 
fung von Panzern in den USA infolge einer militärisch not- 
wendig gewordenen Aufstellungsänderung. Die Lieferung 
erfolgt nicht aus US-Depots, sondern unmittelbar von der 
Industrie. Neben der üblichen 15-v. H. -Vorauszahlung wird 
daher die volle Kauf summe in Höhe von 340 391 000 DM 
sofort fällig. 

Die Notwendigkeit, den Kaufpreis für die zusätzlichen Pan- 
zer, die im Gesamtpanzer-Programm enthalten sind, bereits 
im Jahre 1957 in voller Höhe entrichten zu müssen, war bei 
der Aufstellung des Haushaltsplans 1957 nicht vorhersehbar. 
Die Ausgabe ist unabweisbar, weil bei Nich tausnützen des 
US-Angebots die Gefahr besteht, daß die amerikanische 
Industrie das Fertigungsband auslaufen läßt. 


14 18 10 550 000,— 

302 | 


6 138 920,— 


Instandhaltung der Schiffe und ihres Inventars 

Das 1. und 2. Minensuchgeschwader sowie das 1. und 2. 
Schnellbootgeschwader haben als NATO-Verbände im Laufe 
des Jahres an NATO-Übungen in der Nordsee teilgenommen 
und dabei unvorhergesehene, zum Teil erhebliche Schäden 
durch ungünstige Witterungs Verhältnisse erlitten. Es ent- 
standen an den älteren Booten Schäden sowohl an der 
Außenhaut wie an den Schiffskörpern, die einen großen 
Mehraufwand an Instandsetzungen zur Folge hatten. Die 
durch das schlechte Wetter bedingte Uberbeanspruchung der 
Maschinenanlagen erforderte eine neue Berohrung der Kessel 
und Kondensatoren. 


Einsparung angeboten bei Kap. 14 17 Tit. 303. 


14 19 


*) 29 842 000 — 


Beschaffung von Flugkörpern 


apl. 966 


Nachdem die grundlegenden Untersuchungen über den teil- 
weisen Ersatz von Flugzeugen durch Fernlenkkörper zu 
einem gewissen Abschluß gekommen sind, hat die Bundes- 
regierung mit Zustimmung des Haushaltsausschusses und 
des Verteidigungsausschusses des Deutschen Bundestages 
beschlossen, 24 Flugkörper (Matador) und 6 Abschußgestelle 
sowie 1 Satz Zubehör einschließlich Elektronik-Gerät und 
Ersatzteilen zu kaufen. Die Beschaffung erfolgt im Rahmen 
der Wiedererstattungshilfe; nach den hierüber bestehenden 
Vereinbarungen sind 115 v. H. des Angebotspreises zu be- 
zahlen. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 19 Tit. 965. 
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1421 

218 000,— 

40 000,— I 

Reisekostenvergütungen — Inlandsreisen — 


Bei Dienstreisen im Bereich des BMVtdg werden die Fahrt- 
kosten der Bundesbahn zentral durch die Wehrbereichsver- 
waltung IV abgerechnet. Diese Abrechnung geschieht bis zu 
1 1 Monaten nachträglich. Die Frage, ob die Reisekosten des 
Güteprüfdienstes Inland aus den Monaten Februar und März 
1956 dem Kap. 14 04 Tit. 215 a oder dem Kap. 14 21 Tit. 215 a 
zur Last fallen, wurde daher erst jetzt abweichend von den 
bis dahin bestehenden Vorstellungen im Sinne einer Be- 
lastung des Kap. 14 21 geklärt. Diese unvorhergesehene 
Mehrbelastung beträgt 20 000 DM. 

Im Zusammenhang mit der Einführung der zentralen Ge- 
bührnisabrechnung wurde die Abrechnung der Gebührnisse 
für Beamte und Angestellte des Amtes für Wehrtechnik und 
Beschaffung (AWB) auf die Wehrbereichsverwaltung IV 
übergeleitet. Zur Behebung der hierbei zunächst aufgetre- 
tenen Mängel mußten Beamte und Angestellte des AWB 
während einer längeren Übergangszeit neben ihrer weiter- 
laufenden Tätigkeit im AWB jeweils für mehrere Tage bei 
der Erstellung der Gebührnisunterlagen in Wiesbaden helfen. 
Dadurch entstand ein weiterer unvorhergesehener Mehr- 
bedarf an Reisekosten in Höhe von 20 000 DM. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 21 Tit. 298. 


1421 
215 ¥ 


162 000 — 


I 

| 


333 800 — 


Reisekostenvergütungen — Auslandsreisen — 

Die Beschaffungen für die Bundeswehr aus dem Auslande 
haben im Rechnungsjahr 1957 zunehmend Prüfungs- und 
Abnahmearbeiten des Güteprüfdienstes — Ausland — zur 
Folge gehabt. In der Türkei mußte eine Verbindungsstelle, 
in verschiedenen anderen Ländern mußten sogenannte Bau- 
aufsichten eingerichtet werden. Umfang und Dauer der Prü- 
fungs- und Abnahmearbeiten hingen von den Beschaffungs- 
aufträgen und deren Ausführung ab. Sie waren bei Aufstel- 
lung des Haushaltsplans nicht zu übersehen, 

Bei den Beschaffungen im Ausland handelt es sich um 
außerordentlich hohe Sachwerte. Im fiskalischen Interesse ist 
es unerläßlich, die Fertigung laufend zu überwachen und die 
Abnahme so durchzuführen, daß Nachteile für den Fiskus 
vermieden werden. 


Einsparung angeboten bei Kap. 14 21 Tit. 101. 


14 22 | 240 000,— 

215 a 


125 000,— 


Reisekostenvergütungen — Inlandsreisen — 

Durch 

a) Einweisungslehrgänge wegen der Übertragung von Auf- 
gaben der Annahmeorganisation auf die Wehrersatz- 
behörden (zusätzliche Kosten = 30 000 DM) und 

b) verstärkte Mitwirkung des von den Kreiswehrersatz- 
ämtern gestellten Personals bei der Musterung (zusätz- 
liche Kosten = 95 000 DM) 

sind Mehraufwendungen entstanden, die bei der Aufstellung 

des Haushalts 1957 nicht vorhergesehen werden konnten. Die 
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14 23 
api. iTe 


Mehrausgaben zu a) ergaben sich durch die erst im Laufe 
des Rechnungsjahres 1957 angeordnete teilweise Aufgaben- 
Übertragung, die Mehraufwendungen zu b) durch einen für 
den Ablauf des Musterungsgeschäfts gegenüber den bisheri- 
gen Vorstellungen zweckmäßigeren Einsatz des Stammper- 
sonals der Kreiswehrersatzämter während der Musterungs- 
zeit. 

Der entsprechende Gesamtmehrbedarf war zur Durchführung 
der den Kreis wehrersatzämtern im Rechnungsjahr 1957 ge- 
stellten Aufgaben unabweisbar notwendig. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 22 Tit. 302. 


*) 328 300 — 


Übergangsbeihilfen (Entlassungsgeld) an zu entlassende 
wehrpflichtige Soldaten 

Die dem Bund obliegende Fürsorgepflicht macht es notwen- 
dig, den am 31. März 1958 zur Entlassung kommenden wehr- 
pflichtigen Soldaten eine einmalige Übergangsbeihilfe (Ent- 
lassungsgeld) zu gewähren, um ihnen bei dem Übergang in 
das Berufsleben das Auskommen bis zur ersten Lohn- oder 
Gehaltszahlung zu erleichtern. 

Im Haushaltsplan für das Rechnungsjahr 1957 sind für den 
genannten Zweck keine Mittel veranschlagt. Aus zahlreichen 
Anträgen der Wehrpflichtigen geht jedoch hervor, daß für 
die beantragte Maßnahme ein unabweisbares Bedürfnis vor- 
liegt, da sonst die Wehrpflichtigen in den ersten Tagen nach 
der Entlassung aus dem Wehrdienst ihren Lebensunterhalt 
nicht frei von Sorge bestreiten können. Die Ausgabe ist 
unvorhergesehen und unabweisbar im Sinne von Artikel 
112 GG. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 23 Tit. 115. 


14 23 j 20 000, — 
301 ] 


80 000,— 


überführungs- und Bestattungskosten für verstorbene 
Soldaten 


Die Zahl der Todesfälle war insbesondere durch das Iller- 
Unglück (3. Juni 1957) höher, als bei Aufstellung des Haus- 
halts vorhergesehen werden konnte. Die Ausgaben sind 
unabweisbar. 

Einsparung angeboten bei Kap. 14 23 Tit. 115. 


Einzelplan 19 — Bundesverfassungsgericht — 


1901 

21 600 

25 339,86 

107 

(voller Haus- 
haltsansatz) 



Beihilfen auf Grund der Beihilfengrundsätze für Beamte, An- 
gestellte und Arbeiter 

Die Ausgaben für Beihilfen beruhen auf gesetzlicher Ver- 
pflichtung. Sie müssen daher nach dem laufenden Bedarf ge- 
leistet werden. Die Leistung der Mehrausgabe ist unabweis- 
bar und unaufschiebbar. 

Einsparung angeboten bei Kap. 19 01 Tit. 108, 215 a und 217. 
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noch Einzelplan 19 — Bundesverfassungsgericht — 


19 01 j 22 000, — | 10 074,32 Übergangsgeld 

HO Der für Abfindungen und Übergangsgelder lür das Rech- 

, nungsjahr 1957 veranschlagte Ausgabeansatz reichte nicht 

aus, um die anfallenden Ausgaben, die auf Grund gesetz- 
licher Verpflichtung zwangsläufig geleistet werden maßten, 
decken zu können. Die Ausgaben waren un vorher sehbar; 

! sie mußten daher überplanmäßig geleistet werden. 

I 

i Einsparung angeboten bei Kap. 19 01 Tit. 108. 


20 01 83 200,— 

107 (voller Haus- 

haltsansatz) 


20 01 72 000,— 

203 (voller Haus- 
I haltsansatz) 


20 01 1 9 000,-- 

205 (voller Haus- 
I haltsansatz) 


Einzelplan 20 — Bundesrechnungshof — 

9b 800, — Beihilfen auf Grund der Beihilfengrundsätze für Beamte, An- 
gestellte und Arbeiter 

Die Ausgaben für Beihilfen beruhen auf gesetzlicher Ver- 
pflichtung. Sie müssen daher nach dem laufenden Bedarf ge- 
leistet werden. Die Leistung der Mehrausgabe ist unabweis- 
bar und unaufschiebbar. 

Einsparung an anderer Stelle nicht möglich. 

13 000, — Post- und Fernmeldegebühren, Kosten für Fernmeldeanlagen 

sowie Rundfunkgebühren 

Die Mehrausgabe gründet sich auf die Einrichtung von Fern- 
meldeanlagen in den für die Dienststellen des BRH in Ber- 
lin und Bonn und für den BRH in Frankfurt (Main) ange- 
mieteten Diensträumen; sie war nicht voraussehbar und ist 
unabweisbar. 

Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 

14 500, Kleinere Neu-, Um- und Erweiterungsbauten sowie Erwerb 

von Haus- und Baugrundstücken 

Für Herrichtung des vor dem Eingang des Dienstgebäudes 
des BRH gelegenen Geländes in einen Parkplatz und in 
einen Grünstreifen. Bei Aufstellung des Haushaltsplans für 
das Rechnungsjahr 1957 war die Ausgabe nicht vorherzu- 
sehen; sie ist daher unabweisbar. 

Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 


Einzelplan 24 — Bundesminister für wirtschaftlichen Besitz des Bundes — 

24 01 — *) 59 246,04 j Dienstbezüge der Beamten ohne Planstellen der früheren 

apl. 101a Sonderminister Dr. H. Schäfer und W. Kraft 

| Buchung der Dienstbezüge für die Beamten der Dienststellen 
der früheren Sonderminister Dr. H. Schäfer (Fragen der An- 
gestellten und der freien Berufe) und W. Kraft (Fragen des 
Wasserrechts und der Wasserwirtschaft). 

Für die 5 Beamten dieser Dienststellen sind im Haushalts- 
plan für das Rechnungsjahr 1957 Planstellen nicht mehr be- 
willigt. Drei der in Frage kommenden Beamten sind inzwi- 
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noch Einzelplan 24 — Bundesminister für wirtschaftlichen Besitz des Bundes — 

sehen in Planstellen anderer Ressorts eingewiesen worden. 
Im übrigen sind die Bezüge zunächst aus Mitteln des Kap. 
24 01 Tit. 310 mit 32 986,04 DM und Tit. 311 mit 26 260 DM 
gezahlt worden. Da jedoch die Bezüge planmäßiger Beamten 
grundsätzlich nicht bei Sachtiteln verausgabt werden kön- 
nen, ist die Buchung der Beträge bei Kap. 24 01 Tit. apl. 101 a 
erforderlich. Da für diese Ausgabe im Rechnungsjahr 1957 
keine Mittel veranschlagt worden sind, muß der Betrag 
außerplanmäßig gebucht werden. Die Ausgabe ist unabweis- 
bar notwendig. 

Einsparung angeboten bei Kap. 24 01 Tit. 310 und 311. 


24 01 
~T07 


32 000,— 
(voller Haus- 
haltsansatz) 


24 01 
apl. 850 


15 000,— Beihilfen auf Grund der Beihilfengrundsätze für Beamte, An- 
gestellte und Arbeiter 

Die Ausgaben für Beihilfen beruhen auf gesetzlicher Ver- 
pflichtung. Sie müssen daher nach dem laufenden Bedarf 
geleistet werden. Die Leistung der Mehrausgabe ist un- 
abweisbar und unaufschiebbar. 

Einsparung angeboten bei Kap. 24 01 Tit. 104. 

*) 11 100, — Anschaffung von verwaltungseigenen Personenkraftwagen 

Staatssekretär Dr. Busch hat am 18. November 1957 die 
Dienstgeschäfte beim Ministerium übernommen. Damit ergab 
sich die Notwendigkeit der Anschaffung eines Dienstkraft- 
wagens. 

Einsparung an anderer Stelle nicht möglich. 


25 0J. 
107~ 


25 01 
apl. 720 




Einzelplan 25 — Bundesminister für Wohnungsbau — 


48 800 — 


18 000,— 


Beihilfen auf Grund der Beihilfengrundsätze für Beamte, An- 
gestellte und Arbeiter 

Die Ausgaben für Beihilfen beruhen auf gesetzlicher Ver- 
pflichtung. Sie müssen daher nach dem laufenden Bedarf 
geleistet werden. Die Leistung der Mehrausgabe ist unab- 
weisbar und unaufschiebbar. 


Einsparung angeboten bei Kap. 25 01 Tit. 108, 217 u. a. 


*) 40 000 — 


Bau einer Kantine 

Für die Bediensteten des BMWo und der übrigen in Bad 
Godesberg-Mehlem, Deichmannsaue, untergebrachten Bun- 
desdienststellen mußte eine Kantine gebaut werden, weil die 
Benutzung der Cafeteria der Amerikanischen Botschaft An- 
gehörigen deutscher Dienststellen nicht mehr gestattet wird 
und eine andere Möglichkeit einer Gemeinschaftsverpflegung 
in erreichbarer Nähe nicht besteht. Zu diesem Zweck wurden 
das Kellergeschoß und die Bibliotheksräume in dem vorn 
Bundesminister für Wohnungsbau benutzten Schloß Deichs- 
mannsaue zu Küchen- und Kantinenräumen umgebaut bzw. 
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25 02 
600 


15 980 000 — 


erweitert. Nach dem von der Bundesbaudirektion Berlin auf- 
gestellten und geprüften Kostenanschlag betragen die Bau- 
kosten für den Um* und Erweiterungsbau bei einer Kapazität 
von 500 Essensteilnehmern 240 000 DM. Der Bundesminister 
der Finanzen bat seine Zustimmung zu einer außerplan- 
mäßigen Haushaltsausgabe für das Rechnungsjahr 1957 bis 
zur Höhe von 200 000 DM erteilt. Nach dem vorliegenden 
Bauentwurf der Bundesbaudirektion Berlin wurden für den 
Bau der Kantine insgesamt 240 000 DM veranschlagt. Die 
gegenüber der ursprünglichen Kostenscbätzung erforder- 
lichen Mehrkosten in Hohe von 40 000 DM wurden von der 
Bundesbaudirektion Berlin mit unvorhergesehenen Erschwer- 
nissen begründet, die sich erst bei der Durchführung der Bau- 
maßnahmen herausstellten. Da die Fertigstellung der Kantine 
wegen des Drängens der Amerikanischen Botschaft eine Ver- 
zögerung nicht duldete, war ein Hinausschieben der Ausgabe 
in das Rechnungsjahr 1958 nicht möglich. Die weitere außer- 
planmäßige Ausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 

Einsparung angeboten bei Kap. 25 03 Tit. 603. 


500 000, — Grundsteuerbeihilfen für Arbeiterwohnstätten 

(Vorgriff) j^ e Höhe der Ausgaben für Grundsteuerbeihilfen bestimmt 
sich nach dem Grundsteuergesetz vom 1. Dezember 1936 
(RGBl. I S. 986) in Verbindung mit dem Änderungsgesetz zum 
Grundsteuergesetz vom 10. August 1951 (BGBl. I S. 515). Die 
Leistung der auf gesetzlicher Verpflichtung beruhenden Aus- 
gaben entspricht einem unabweisbaren Bedürfnis. Im Hin- 
blick auf die Kürzung des Haushaltsansatzes gemäß § 8 Abs. 1 
des Haushaltsgesetzes 1957 um 6 v. H. ist eine Mehrausgabe 
bis zum Betrage von 500 000 DM unvermeidbar. Die Uber- 
„ schreitung des um 6 v. H. gekürzten Haushaltsansatzes war 
nicht vorherzusehen. 

Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 


25 02 

6ÜT 


315 600, — 
(voller Haus- 
haltsansatz) 


70 000,— 


Zuschuß zu den Kosten des Deutschen Bauzentrums e. V. r Köln 


Beim Deutschen Bauzentrum e. V., Köln, ist dm Geschäftsjahr 
1957 ein Fehlbetrag von rd. 90 000 DM entstanden, von dem 
rd. 20 000 DM aus dem Geschäftsjahr 1956 übernommen wor- 
den sind. 


Der Fehlbetrag beruht auf folgenden unvorhersehbaren Um- 
ständen, die in den Wirtschaftsplänen nicht hatten berück- 
sichtigt werden können: 

1. Zahlung eines halben Monatsgehaltes nach Maßgabe des 
Erlasses des Bundesministers der Finanzen vom 29. No- 
vember 1956 — I B/5 — BA 4101 — 342/56 — im Monat 
Dezember 1956 an die Angestellten des Deutschen Bau- 
zentrums rd. 8 500 DM 


2. Zahlung von Beiträgen an die Familienausgleichskasse im 
Jahre 1956 auf Grund eines Entscheides der Anstalt (das 
Deutsche Bauzentrum hatte als gemeinnütziges Unter- 
nehmen annehmen können, daß es nicht beitragspflich- 
tig sei). rd. 2 300 DM 
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noch Einzelplan 25 — Bundesminister für Wohnungsbau • — 


| 3. Das Deutsche Bauzentrum vertritt die Bundesrepublik 
Deutschland im Internationalen Bauforschungsrat (CIB) seit 
dem 1. April 1956. Beitrag im Rechnungsjahr 1956 

rd. 6 400 DM 

Aus der Mitgliedschaft ergab sich zwangsläufig die Mit- 
arbeit an der im CIB beschlossenen internationalen Schul- 
baudokumentation. Aus diesem Anlaß sind im Geschäfts- 
jahr 1956 nachträglich und unvorhergesehen zusätzliche 
Ausgaben entstanden in Höhe von rd. 10 600 DM 

4. Mehrausgaben für die Vergütung der Angestellten auf 
Grund des Tarifvertrages vom 4. Juni 1957 über die Neu- 

I regelung der Angestelltenvergütungen ab 1. April 1957 
und gemäß dem Runderlaß des Bundesministers der Finan- 
| zen vom 7. August 1957 betreffs Auswirkung des Bundes- 
besoldungsgesetzes vom 27. Juli 1957 auf das Tarifrecht 
der Angestellten sowie erhöhte Ausgaben für die Ent- 
lohnung der Arbeiter auf Grund des Tarifvertrages vom 
23. März 1957 über die Erhöhung der Arbeiterlöhne ab 
1. April 1957 rd. 16 000 DM 

5. Mehrkosten an Sozialversicherungsbeiträgen infolge Her- 
| aufsetzung der Jahresarbeitsverdienstgrenze in der An- 
gestelltenversicherung und in der Krankenversicherung, 

i ferner infolge der Erhöhung der Vergütungen (Nr. 4) sowie 
durch das Hinzukommen der Beiträge zur Familien- 
ausgleichskasse und zur zusätzlichen Altersversorgung 

rd. 17 500 DM 

6. Trotz äußerster Beschränkung auf der Ausgabenseite des 
Wirtschaftsplanes ist im Geschäftsjahr 1956 ein weiterer 
noch ungedeckter Zuschußbedarf in Höhe von 

rd. 28 700 DM 

entstanden. 

Insgesamt 90 000 DM 

Hiervon soll ein Teilbetrag durch Inan- 
spruchnahme des 6-v. H.-Kürzungsbetrages 
in Höhe von rd. 20 000 DM 

gedeckt werden, so daß noch eine über- 
planmäßige Ausgabe in Höhe von rd. 70 000 DM 

erforderlich ist. 

Einsparung angeboten bei Kap. 25 03 Tit. 570 b. 


25 03 
620 


94 000 000- 


6 000 000 — 


Prämien nach dem Wohnungsbauprämiengesetz 

Nach § 88 Abs. 1 Zweites Wohnungsbaugesetz sind die füi 
die Auszahlung der Prämien nach dem Wohnungsbau- 
prämiengesetz erforderlichen Beträge bis zur Höhe von 
100 000 000 DM vom Rechnungsjahr 1957 an jährlich vom 
Bund gesondert zur Verfügung zu stellen und auf die Länder 
anteilig nach ihrer Prämienbelastung zu verteilen. Zur Lei- 
stung dieser Ausgaben wurden bei Kap. 25 03 Tit. 620 füt 
Rechnungsjahr 1957 100 000 000 DM veranschlagt. Diese Mit- 
tel gelten gemäß § 8 Abs. 1 des Haushaltsgesetzes 1957 als 
nur mit einem um 6 v. H. niedrigeren Betrag bewilligt. Es 
stehen somit an Haushaltsmitteln für das Rechnungsjahr 1957 
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Kap. 

Tit. 
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*) außerplan- 
! mäßigen Aus- 
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* 

Begründung 


DM 

DM 



noch Einzelplan 25 — Bundesminister für Wohnungsbau — 


| 1 für den genannten Zweck nur 94 000 000 DM zur Verfügung. 

| Die eingangs genannte Vorschrift des Zweiten Wohnungs- 

| baugesetzes verpflichtet den Bund, den für die Bereitstellung 

j gesonderter Prämienmittel vorgesehenen Höchstbetrag von 

! ' jährlich 100 000 000 DM in voller Höhe zur Verfügung zu 

! stellen, wenn die Prämienzahlungen diesen Betrag erreichen 

oder überschreiten. Dies trifft für das Rechnungsjahr 1957 zu, 

| da die Ausgaben für Wohnungsbau-Prämien im Rechnungs- 

! jahr 1957 228 249 213,94 DM betragen. Die überplanmäßige 

Ausgabe von 6 000 000 DM ist unvermeidbar. Zu ihrer Lei- 
i stung besteht eine rechtliche Verpflichtung des Bundes, sie 

war nicht vorauszusehen und kann nicht in das Rechnungs- 
: jahr 1958 verlegt werden. 

Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 

25 03 — *) 238 215,68 Abwicklung der im Rahmen des Holzhaus-Bauprogramms der 

apl. 835 Verwaltung für Wirtschaft vorschußweise geleisteten Aus- 

gaben 

Die außerplanmäßige Haushaltsausgabe ist zur endgültigen 
Abdeckung des bei der Amtskasse des Bundesministers für 
Wirtschaft aus der Zeit der Verwaltung für Wirtschaft, 
Frankfurt, bestehenden Vorschußkontos erforderlich. Von 
der Verwaltung des Vereinigten Wirtschaftsgebietes wurden 
in Kelkheim 5 Holzhäuser und in diesem Zusammenhang 
ein Kanalbau errichtet. Die hierzu erforderlichen Mittel wur- 
den seinerzeit vorschußweise gebucht, da die Stadt Kelkheim 
diese 5 Holzhäuser übernehmen und die Kosten erstatten 
sollte. Erst im Rechnungsjahre 1956 gelang es nach lang- 
wierigen Verhandlungen, Darlehnsverträge über 125 000 DM 
und 50 421,85 DM mit der Stadt Kelkheim abzuschließen. 
Über einen Restbetrag von 62 793,83 DM kam ein Darlehens- 
vertrag nicht zustande. Es handelt sich hierbei um Uber- 
steuerungskosten, die vom Bund übernommen werden. Aus 
haushalts- wie aus kassenrechtlichen Gründen ist es nunmehr 
notwendig, das seit mehr als 8 Jahren offenstehende Vor- 
schußkonto aufzulösen und den auf diesem Konto gebuchten 
Betrag als Haushaltsausgabe nachzuweisen. 

Einsparung angeboten bei Kap. 25 03 Tit. 830. 


Einzelplan 26 — Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge und 
Kriegsgeschädigte — 


26 01 115 600,— j 

107 (voller Haus- j 

haltsansatz) I 


20 000, — Beihilfen auf Grund der Beihilfengrundsätze für Beamte, An- 
gestellte und Arbeiter 

Die Ausgaben für Beihilfen beruhen auf gesetzlicher Ver- 
pflichtung. Sie müssen daher nach dem laufenden Bedarf 
geleistet werden. Die Leistung der Mehrausgabe ist unab- 
weisbar und unaufschiebbar. 

! Einsparung angeboten bei Kap. 26 01 Tit. 108 und Kap. 26 03 
i Tit. 106. 
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noch Einzelplan 26 — Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsge schädigte — 


26 01 4 230 000,— 

303 



26 01 
"305 


26 0 1 
apl. 306 


26 01 
~6Ö2~ 


2 350 000 — 


7 600 370 — 


2 270 000, — I Unterstützung von Deutschen, die sich im Zusammenhang 
mit den Kriegsereignissen in ausländischem Gewahrsam be- 
finden 

Der Haushaltsansatz 1957 reicht nicht aus, weil die Zahl der 
namentlich bekannten und vom BMVt unterstützten Deut- 
schen in ausländischem Gewahrsam auf 63 375 angestiegen 
ist und damit die Schätzungen im Haushalt wesentlich über- 
steigt. Es werden z. Z. 18 551 Personen laufend betreut und 
der Rest von Fall zu Fall im Rahmen der Kontingente für 
Paketsendungen. Diese Ausgaben sind unabweisbar. 
Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 

1 500 000,— Einmalige Unterstützung für die nach dem 26. September 
1953 aus ausländischem Gewahrsam eintreffenden Gefan- 
genen und einmalige Unterstützung für die nach dem 1. Ok- 
tober 1955 im Bundesgebiet oder West-Berlin eintreffenden 
Aussiedler und ihnen gleichgestellte Personen 

Seit Anfang Februar 1958 treffen aus den unter polnischer 
Verwaltung stehenden deutschen Gebieten entsprechend der 
Ankündigung des Polnischen Roten Kreuzes täglich (außer 
sonn- und feiertags) größere Aussiedlertransporte ein. Vor- 
| bereitungen in Polen lassen erwarten, daß die Transport- 
j stärken von 350 auf 800 Personen erhöht werden. Hierdurch 
| tritt ein weiterer Mittelbedarf für die Zahlung der einmaligen 
Begrüßungsgabe ein. Der Haushaltsansatz 1957 und die bis- 
her überplanmäßig bewilligten Mittel reichen für diese un- 
vorhergesehenen unabweisbaren Ausgaben nicht aus. 

Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 

*) 600 000, — Deckung des Bekleidungsbedarfs der aus den Vertreibungs- 

gebieten im Bundesgebiet eintreffenden Aussiedler 

Die Aussiedler aus den Vertreibungsgebieten treffen in letz- 
ter Zeit in einem sehr schlechten Bekleidungszustand im 
Bundesgebiet ein. Es kann nicht verantwortet werden, diese 
jahrelangen Entbehrungen ausgesetzten Deutschen, die zum 
Teil ohne Schuhe und ohne Unterwäsche eintreffen, in diesem 
Zustand in die Aufnahmegebiete weiterzuleiten. Es herrschte 
im Bundeskabinett Übereinstimmung, daß die Behebung 
dieses Notstandes ©ine vordringliche Aufgabe dar st eile, die 
den Verbänden der freien Wohlfahrtspflege allein nicht zu- 
gemutet werden könne. Die Not der Aussiiedler auch aus 
Haushaltsmitteln des Bundes zu lindern, ist daher ein unab- 
weisbares Bedürfnis. Die Ausgaben waren nicht voraus- 
zusehen; sie sind erst nach der Beratung des Haushalts be- 
kamt tgeworden. 

Einsparung angeboten bei Kap. 26 01 Tit. 604. 

436 600, — Zuwendungen für die Erfüllung von Suchdienstaufgaben und 
die dokumentarische Erfassung der deutschen Kriegsgefan- 
genen, der Wehrmachtvermißten, der Zivilverschleppten, der 
Zivilgefangenen und der vermißten Heimatvertriebenen 

Das Präsidium des Deutschen Roten Kreuzes hat beschlossen, 
seinen Angestellten vom 1. April 1957 ab die durch die Tarif- 
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noch Einzelplan 26 — Bundesminiister für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte — 


26 01 
675 


1 750 000,— 
(voller Haus- 
haltsansatz) 


i 


Vereinbarungen vom Juni 1957 für den öffentlichen Dienst 
festgesetzten erhöhten Bezüge zu gewähren. Diese Erhöhung 
muß zwangsläufig auch auf die im Suchdienst tätigen, nach 
der TO.A vergüteten Angestellten ausgedehnt werden, da 
das DRK seine sämtlichen Bediensteten gleichmäßig behan- 
deln muß. 

Dem DRK-Suchdienst werden nach der Suchdienstverein* 
barung die Ausgaben für die am Anfang des Rechnungs- 
jahres genehmigten Arbeitsvorhaben erstattet. Nach Anlauf 
der Maßnahmen kann das DRK unvorhergesehene Ausgaben 
wie Gehaltserhöhungen aus den für das laufende Rechnungs- 
jahr bereitgestellten Mitteln nur abfangen, wenn es das 
Arbeitsprogramm kürzt und Entlassungen vornimmt. Dies 
würde aber nicht im Interesse der Sache liegen. Es muß viel- 
mehr darauf gedrungen werden, daß der Arbeitsplan ein- 
gehalten wird. 

Die Entlassung von Angestellten wäre auch frühestens zum 
30. September 1957 möglich gewesen. 

Da die Tarifvereinbarungen für die Arbeitgeber bindend 
sind, liegt für diese unvorhergesehenen Mehrausgaben ein 
unabweisbares Bedürfnis vor. 

Außerdem sollen vom 1. Oktober 1957 ab die Zuschüsse der 
Landesnachforschungsdienste um 10 v. H. erhöht werden, 
damit der effektive Wert der bisherigen Zuschüsse erhalten 
bleibt. Die Arbeit der LND ist vom Oktober ab wesentlich 
durch die beginnende Befragung von Heimkehrern durch 
Bildlisten bestimmt. Es muß deshalb alles getan werden, um 
zu verhindern, daß die mit einem großen finanziellen Auf- 
wand vorbereitete Bildlistenbefragung durch fehlende Mittel 
in ihrer Durchführung behindert und damit in ihren Ergeb- 
nissen geschmälert wird. 

Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 


170 000,— 


Finanzierung des Internationalen Suchdienstes in Arolsen 

In Artikel 1 d des Siebenten Teiles des Vertrages zur Rege- 
lung aus Krieg und Besatzung entstandener Fragen (BGBl. I 
1955 S. 441) hat die Bundesrepublik sich verpflichtet, die 
Fortführung der Arbeiten des Internationalen Suchdienstes 
in Arolsen, die im Zeitpunkt des Vertragsabschlusses durch- 
geführt wurden, zu gewährleisten. Zur Veranschlagung der 
erforderlichen Haushaltsmittel legt das Internationale Ko- 
mitee vom Roten Kreuz, nach Abstimmung mit dem Inter- 
nationalen Ausschuß, jährlich einen Haushaltsvoranschlag vor. 

Die durch das Haushaltsgesetz 1957 verfügte 6-v. H. -Kürzung 
kann auf Tit. 675 keine Anwendung finden, da dieser Titel 
unter die Ausnahmeregelung des § 8 fällt. Tit. 675 enthält 
im wesentlichen Personalausgaben, außerdem beruhen die 
aus ihm zu leistenden Ausgaben auf internationalen Ver- 
pflichtungen. 


Zusätzliche Mittel werden benötigt für die Einstellung von 
Aushilfskräften zur Durchführung des Bundesentschädigungs- 
gesetzes. 
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noch Einzelplan 26 — Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte — 

Die Einstellung von Aushilfskräften ist erforderlich, weil die 
Zahl der Anträge in Verbindung mit dem Wieder- 
gutmachungsverfahren sich durch das Inkrafttreten der 
3. Novelle zum Bundesentschädigungsgesetz gegenüber dem 
Kalenderjahr 1954 verdoppelt hat. 

Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 


26 03 
110 


i 


14 349,87 


Abfindungen und Übergangsgelder 

Nach dem Urteil des Bundesarbeitsgerichts vom 8. Mai 1957 
besteht ein Rechtsanspruch auf Übergangsgeld, wenn der 
Dienstherr in der Regel ein solches gewährt. Da der Dienst- 
herr, und das ist auch für die Angestellten des Notaufnahme- 
verfahrens die Bundesrepublik Deutschland, im allgemeinen 
Übergangsgeld zahlt, kann der BMVt sich der gleichen Ver- 
pflichtung gegenüber den im Notaufnahmeverfahren aus- 
geschiedenen Angestellten nicht entziehen. Die Zahlung ist 
unabweisbar, weil die Angestellten sonst mit Erfolg Arbeits- 
gerichstklagen gegen den Bund führen würden. Die Ausgabe 
war bei Aufstellung des Haushalts 1957 nicht vorauszusehen, 
da die Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts erst am 8. Mai 
1957 erfolgte. 


Einsparung angeboten bei Kap. 26 03 Tit. 104 a. 


Einzelplan 27 — Bundesminister für gesamtdeutsche Fragen — 


27 01 ! 1 470 100,— | 

104 a ! (voller Haus - 1 
haltsansatz) j 


27 01 50 700,— 

~Io7 (voller Haus- 

haltsansatz) 


28 600, — Bezüge der nichtbeamteten Kräfte — Vergütung der Ange- 
stellten — 

Durch Ausfall von Büro- und Schreibkräften infolge ernst- 
hafter, langdauernder Erkrankungen mußten während des 
Rechnungsjahres 1957 Aushilfskräfte beschäftigt werden. Die 
zur Deckung der Ausgaben veranschlagten Mittel „Sonstige 
Hilfsleistungen“ wie auch die bei den Personaltiteln erziel- 
ten Einsparungen (Tit. 101 bis 104) wurden durch den sich 
aus der Neuregelung des Besoldungsrechts, der Neurege- 
lung der Vergütung der Tarifangestellten und der Löhne 
der Arbeiter ergebenden Mehraufwand in voller Höhe in 
Anspruch genommen. 

Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 

15 000,— Beihilfen auf Grund der Beihilfengrundsätze für Beamte, 
Angestellte und Arbeiter 

Die Ausgaben für Beihilfen beruhen auf gesetzlicher Ver- 
pflichtung. Sie müssen daher nach dem laufenden Bedarf ge- 
leistet werden. Die Leistung der überplanmäßigen Ausgabe 
ist daher unabweisbar und unaufschiebbar. 

Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 
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noch Einzelplan 27 — Bundesminister für gesamtdeutsche Fragen — 


27 01 ! 32 618 000 — 

300 i (abzügl. Vor- 
griff 1956) 

I 3 899 775,37 
| 28 718 224,63 


4 200 000 


Zuschüsse an Forschungsinstitute für kultur- und volkspoliti- 
sche Zwecke und ähnliche Einrichtungen sowie für allgemeine 
kulturelle Zwecke 


Die Haushaltsmittel wurden benötigt zur Durchführung von 
bestimmten, im gesamtdeutschen Interesse notwendigen 
Maßnahmen der Kultur- und Volkstumsarbeit, die auf Grund 
der Entwicklung im Laufe des Rechnungsjahres 1957 sich 
zwangsläufig ergeben haben und nicht vorhersehbar waren. 
Die Ausgaben waren im Sinne der bisherigen Zielrichtung 
des Fonds unerläßlich und konnten nicht bis zum nächsten 
Rechnungsjahr zurückgestellt werden. Gemäß § 3 Abs. 1 
Haushaltsgesetz 1957 ist bestimmt worden, daß § 30 Abs. 3 
Satz 1 RHO keine Anwendung findet. 

Einsparung in Höhe von 300 000DM angeboten bei Kap. 27 01 
Tit. 307. 


27 °1 44 180 000,— 

303 (abzügl. Vor- 

griff 1956) 
13 410 954,94 
30 769 045,06 


29 150 442,03 


Förderung der Interzonen-Reiseverkehrs 

Die Haushaltsmittel wurden benötigt zur Durchführung der 
im gesamtdeutschen Interesse notwendigen Maßnahmen zur 
Förderung des Interzonen-Reiseverkehrs. Der gesteigerte Be- 
darf war auf einen erhöhten Reiseverkehr in der Zeit von 
April bis Oktober 1957 infolge Lockerung der Reisebeschrän- 
kungen seitens der Sowjetzonen-Behörden zurückzuführen 
und nicht vorauszusehen. Die Ausgaben waren im Sinne der 
bisherigen Zielrichtung des Fonds unerläßlich. Eine Be- 
schränkung der Hilfsmaßnahmen wäre politisch nicht zu ver- 
treten gewesen. 

Einsparung angeboten in Höhe von 645 103,87 DM bei Kap. 
27 01 Tit. 307. 


27 01 
~3Ö4~ 


7 990 000,— 


750 000,— 


Darlehen zur Sicherung des Güterverkehrs mit Berlin 

Die im Laufe des Rechnungsjahres 1957 angefallenen Kosten 
an Straßenbenutzungsgebühren für den Güterverkehr mit 
Berlin waren ihrer Höhe nach nicht vorauszusehen, sie lagen 
im Haushaltsjahr 1957 über dem Vorjahresergebnis. Die 
Mehrausgabe war im Hinblick auf die politische Bedeutung 
dieser Gebühren unabweisbar, ihre fortlaufenden Zahlungen 
waren unerläßlich. 

Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 


Einzelplan 31 — Bundesminister für Atomkernenergie und Wasserwirtschaft — 


31 0 1 

apl. 101 a 


*) 13 380, — - ] 


j 


Dienstbezüge der Beamten ohne Planstellen des früheren 
Sonderministers W. Kraft 

Gemäß dem Rundschreiben des Staatssekretärs des Bundes- 
kanzleramts vom 30. Oktober 1957 — 4 — 14010 * — - 4603/57 
— betr. Neubildung der Bundesregierung wurde die von dem 
früheren Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit, Gruppe B, wahrgenommene Aufgabe der Koordinie- 
rung der wasserwirtschaftlichen und wasser rechtlichen Fra- 
gen dem Bundesministerium für Atomkernenergie und Was- 
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noch Einzelplan 31 — Bundesminister für Atomkernenergie und Wasserwirtschaft — 


serwirtschaft übertragen. In Durchführung dieser Aufgaben- 
verlagerung sind die im Rechnungsjahr 1957 bei Kap. 24 01 
Tit. 311 ausgebrachten Haushaltsmittel — soweit sie für die 
zurückliegende Zeit noch nicht in Anspruch genommen wa- 
ren — auf den Einzelplan 31 (BMAt) über gegangen. Aus 
diesen Mitteln waren die auf die Gruppe B entfallenden Per- 
sonalausgaben zu bestreiten. Soweit es sich dabei um die 
Dienstbezüge von Beamten handelt, sind die Ausgaben bei 
Kap. 31 01 Tit. 101 a außerplanmäßig gebucht worden, da die 
haushaltsrechtlichen Voraussetzungen für eine Übernahme 
auf den zuständigen Personaltitel des Kap. 31 01 wegen Feh- 
lens freier Planstellen nicht gegeben waren. Die Bemühun- 
gen, die beiden Beamten in freie Planstellen anderer Ressorts 
zu überführen, sind bisher erfolglos geblieben. Die unabweis- 
bare Ausgabe war bei Aufstellung des Haushalts nicht vor- 
auszusehen. 

Einsparung angeboten bei Kap. 31 01 Tit. 311. 


31 01 52 700,— 

203 (voller Haus- 

haltsansatz) 


30 831,24 


Post- und Fernmeldegebühren, Kosten für Fernmeldeanlagen 
sowie Rundfunkgebühren 


Bei der Aufstellung des Haushaltsplans für das Rechnungs- 
jahr 1957 konnte die Höhe der für die Atomkommission ent- 
stehenden Porto- und Telefonkosten nicht übersehen werden. 
Durch die Bildung weiterer Fachkommissionen und Arbeits- 
kreise ist eine bedeutende Vermehrung der Porto- und Tele- 
fonkosten entstanden. Im Zusammenhang mit der Teilnahme 
an internationalen Besprechungen und Tagungen ist eben- 
falls eine unerwartete Steigerung der Telefongebühren ein- 
getreten. 

Ferner mußte das angemietete Bürogebäude Rheinallee 29 in 
Bad Godesberg mit nicht posteigenen Fernsprecheinrichtun- 
gen versehen werden. 


Eine überplanmäßige Ausgabe wurde unabweisbar. 
Einsparung angeboten bei Kap. 31 01 Tit. 108. 


31 01 45 000,— 

206 (voller Haus- 

haltsansatz) 


30 366,03 


Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und Diensträumen 


Zur Deckung des zusätzlichen Raumbedarfs des Bundesmini- 
steriums für Atomkernenergie und Wasserwirtschaft sind die 
Häuser in Bad Godesberg, Rheinallee 29 ab 16. August 1957 
und Königsplatz 2 ab 1. März 1958 angemietet worden. 


Da bei der Aufstellung des Haushaltsplans für das Rech- 
nungsjahr 1957 davon aus gegangen wurde, daß dem Mini - 
sterium bundeseigene Räume zur Verfügung gestellt werden, 
sind entsprechende Mittel zur Anmietung von Räumen nicht 
berücksichtigt worden. 


Die Ausgabe war unabweisbar und konnte nicht bis zum 
nächsten Rechnungsjahr zurückgestellt werden. 


Einsparung angeboten bei Kap. 31 01 Tit. 215 b. 
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noch Einzelplan 31 — Bundesminister für Atomkernenergie und Wasserwirtschaft • — 


_31_01_ | 
apl. 677 


*) 342 883,20 


Beitrag des Bundes an die Internationale Atomenergie- 
Organisation 

Die Bundesregierung hat am 26. Oktober 1956 die Satzung 
der Internationalen Atomenergie-Organisation unterzeichnet. 
Mit Hinterlegung der Ratifikationsurkunde am 1. Oktober 
1957 ist das Statut der Internationalen Atomenergie-Orga- 
nisation, das am 29. Juli 1957 in Kraft getreten ist, für die 
Bundesrepublik verbindlich geworden. 

Die deutsche Delegation hat sich auf der ersten General- 
konferenz der Organisation in Wien dem einstimmigen Be- 
schluß der Generalkonferenz über* die Errichtung eines Ar- 
beitskapitalfonds angeschlossen. Die Höhe dieses Fonds ist 
auf 2 000 000 $ = 8 400 000 DM festgesetzt worden. Der An- 
teil der Bundesrepublik beträgt nach dem festgelegten Ver- 
teilerschlüssel 4,08 v. H. = 81 600 $ oder 342 720 DM. 

Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 


Einzelplan 32 — Bundesschuld — 


32 03 
apL 851 


*) 10 400, — 


Ersatzbeschaffung eines verwaltungseigenen Personenkraft- 
wagens 


Im Interesse der Verkehrssicherheit und der Ersparnis von 
Unterhaltungs- und Instandsetzungskosten ist auf Grund 
eines Gutachtens des zuständigen technischen Sachverstän- 
digen für das Kraftfahrwesen die Ersatzbeschaffung für einen 
Personenkraftwagen (Opel-Kapitän, Baujahr 1951, Fahrlei- 
stung 136 000 km) erforderlich. Als Ersatzbeschaffung ist ein 
Mercedes Type 219 vorgesehen. Die Ausgabe war nicht vor- 
herzusehen und ist unabweisbar. Die Verkehrssicherheit des 
auszusondernden Fahrzeuges hat sich seit der Aufstellung 
des Voranschlages für den Haushalt 1958 in einer solchen 
Weise verschlechtert, daß die Ersatzbeschaffung nicht hin- 
ausgeschoben werden kann. Die besonders starke Beanspru- 
chung des Fahrzeugs macht die Anschaffung eines Kraft- 
wagens der Type Mercedes 219 erforderlich. 


Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 


32 03 
apl. 874 


*) 364 700,— 


Erstmalige Anschaffung von Lochkartenmaschinen 


In Weiterentwicklung der im Zeitpunkt der Aufstellung des 
Haushaltsplans für das Rechnungsjahr 1957 vorgenom- 
menen Planung ist beabsichtigt, den Vorteil der Lochkarten- 
technik in wirtschaftlicher Hinsicht auch in der Weise aus- 
zunutzen, daß die einmal erstellten Schuldbuchlochkarten 
während der Laufzeit der neu entstehenden Ablösungsanlei- 
hen des Bundes, der Bundesbahn und der Bundespost (noch 
27 Jahre) auch zur Auszahlung der jährlichen Zinsen und der 
Tilgungsraten verwendet werden. Hieraus ergibt sich, daß 
während des genannten Zeitraums über die Dauer des Ab- 
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noch Einzelplan 32 — Bundes, schuld — 

lösungsverfahrens hinaus Lochkartenmaschinen für die ord- 
nungsgemäße Bedienung der Ablösungsanleihen eingesetzt 
werden müssen. 

Im einzelnen werden benötigt: 

1 Kartendoppler Type 513, Modell 002 

2 Alphalocher Type 024, Modell 001 
2 Lochprüfer Type 056, Modell 002 

1 Alphabetlochschriftübersetzer Type 552, Modell 001 

2 Sortiermaschinen Type 082, Modell 001 
1 Kartenmischer Type 077, Modell 001 

1 Kartendoppler Type 513, Modell 003 

1 alphabetschreibende Tabelliermaschine Type 421, Mo- 
dell 006. 

Die Kaufkosten für diese Maschinen betragen 364 700 DM. 
Die Jahresmietkosten für die gleichen 

Maschinen würden 110 568 DM 

ausmachen, so daß der Kauf der Maschinen aus wirtschaft- 
lichen Überlegungen zu empfehlen ist. Die Ausgabe war 
nicht vorherzusehen, da sich die Notwendigkeit der Anschaf- 
fung erst im Zuge des Aufbaues der Dienststelle der Bundes- 
schuldenverwaltung in Berlin während des Rechnungsjahres 
ergeben hat. 

Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 


32 09 
apl. 689 


*) 500-000,— 


Zahlungen für in der Schweiz eingezogene deutsche Vermö- 
gen nach dem Abkommen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 
26. August 1952 


Nach dem deutsch-schweizerischen Abkommen über die deut- 
schen Vermögenswerte in der Schweiz haben die Berechtig- 
ten die Möglichkeit, durch Leistung eines Beitrages von 
grundsätzlich 33V 3 v. H. die Freigabe ihrer Vermögens- 
werte zu erwirken. Sofern sie diesen Beitrag nicht leisten 
oder einen Freigabeantrag nicht stellen, wird das Vermögen 
in der Schweiz liquidiert und der Liquidationserlös der Bun- 
desrepublik zur Auszahlung an die Berechtigten überwiesen. 
Für Auszahlungszwecke waren im Haushaltsjahr 1955 bei 
der gleichen Verbuchungsstelle 2 000 000 DM ausge- 
bracht worden. Nach dem Stand der Abwicklung in der 
Schweiz bestand die Aussicht, daß die Arbeiten mit Ablaut 
des Haushaltsjahres 1955 beendet werden können. Nun ist 
jedoch mit weiteren restlichen Liquidierungen im Haushalts- 
jahr 1957 zu rechnen. Die noch folgenden unabweisbaren 
Zahlungen, die nicht vorherzusehen waren, werden sich vor- 
aussichtlich auf insgesamt 500 000 DM belaufen. 


Der Ausgabe steht eine Einnahme aus den der Bundesrepu- 
blik überwiesenen Liquidationserlösen in gleicher Höhe ge- 
genüber. 
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Einzelplan 33 — Versorgung *) — 


33 03 
160 


1 582 000 — 


404 057,17 


Beihilfen und Unterstützungen für Versorgungsempfänger 
des Bundes 


Die gestiegenen Kosten für Heilbehandlung und Arzneien 
hatten eine außergewöhnlich starke Inanspruchnahme der 
Beihilfemittel zur Folge. Der Haushaltsansatz reichte zur 
Deckung der anfallenden Ausgaben nicht aus. Auf die Ge- 
währung der Beihilfen besteht ein Rechtsanspruch. Die Mehr- 
ausgabe war daher unabweisbar. 

Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 


33 07 
apl. 170 


*) 144 495 879,22 


Vorschußweise Zahlung von Versorgungsbezügen sowie von 
Beihilfen und Unterstützungen gemäß § 61 Abs. 4 G 131 

Gemäß § 61 Abs. 4 G 131 vom 11. September 1957 (BGBl. I 
S. 1296) hat der Bund bis zum Inkrafttreten der Rechtsverord- 
nung nach Absatz 3 Satz 1 a.a.O., längstens bis zum 31. De- 
zember 1959, die Versorgungsbezüge sowie Beihilfen und 
Unterstützungen für Angehörige von Nichtgebietskörper- 
schaften und öffentlich-rechtlichen Verbänden von Gebiets- 
körperschaften vorschußweise zu zahlen. Diese Zahlungen 
sind seit dem Zeitpunkt der Verkündung des G 131 in seiner 
ursprünglichen Form im Jahre 1951 von den Ländern zu Lasten 
des Bundes geleistet worden. Eine haushaltsmäßige Rege- 
lung der bis zum Abschluß des Rechnungsjahres 1957 in Höhe 
von 144 495 879,22 DM geleisteten Vorschüsse hat bisher 
nicht stattgefunden. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 3. Sitzung am 13. Dezember 1957 von der außerplan- 
mäßigen Bewilligung Kenntnis genommen und keine Beden- 
ken erhoben. 


33 08 
1 62 


1 000 000 ,— 



1 353 999,96 


Ehrensold für Träger höchster Deutscher Kriegsauszeichnun- 
gen des 1. Weltkrieges 

Bei der Aufstellung des Haushaltsplans für das Rechnungs- 
jahr 1957 lagen ausreichende Unterlagen über die Zahl der 
Empfänger nicht vor. Die Verordnung über die Auszahlung 
des Ehrensoldes, durch die der Personenkreis, der Zahlungs- 
beginn, die Zuständigkeit und das Antragsverfahren bestimmt 
wurden, ist erst am 12. August 1957 (BGBl. I S. 1119) ver- 
öffentlicht worden. Die Mehrausgabe war nicht vorherzu- 
sehen und in ihrer Höhe unabweisbar. 


Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 


Einzelplan 40 — Soziale Kriegsfolgeleistungen 1 2 ) — 


40 03 
~306 


90 000 000,— I 


38 572 786,48 


Kosten der sozialen Fürsorge für Kriegsbeschädigte und 
Kriegshinterbliebene (ausgenommen Darlehen) 

Die Kosten der sozialen Fürsorge für Kriegsbeschädigte und 
Kriegshinterbliebene sind im Rechtungsjahr 1957 stärker an- 


1) Die Personalausgaben sind von der 6-v. H. -Kürzung gemäß § 8 Abs. 1 Haushaltsgesetz 1957 ausgenommen. 

2 ) Die Sozialleistungen sind, soweit sie auf gesetzlichen Verpflichtungen beruhen, von der 6-v. H. -Kürzung gemäß 
§ 8 Abs. 1 Haushaltsgesetz 1957 ausgenommen. 
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noch Einzelplan 40 — Soziale Kriegsfolgeleistungen — - 

gewachsen, als im Zeitpunkt der Aufstellung des Haushalts- 
plans erwartet werden konnte. Die Intensivierung der sozia- 
len Fürsorge auf dem Gebiet der Erziehungsbeihilfen und 
der Sonderfürsorge einschließlich der Erhöhung durch das 
Fünfte Gesetz zur Änderung und Ergänzung des Bundesver- 
sorgungsgesetzes vom 6. Juni 1956 (BGBl. I S. 463) hat erheb- 
liche Mehrausgaben verursacht. Die Mehrausgabe konnte 
daher 

a) bei Aufstellung des Haushaltsplans nicht vorhergesehen 
werden und ist 

b) auf Grund gesetzlicher Vorschriften unabweisbar. 
Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 


40 03 
~307 _ 


3 964 000,— 



! 


2 742 240,98 


Kosten der Fürsorge im Ausland und der Rückführung von 
Deutschen 


Durch die verstärkte Familienzusammenführung und Aus- 
siedlung von Deutschen aus dem Ausland, insbesondere aus 
den polnisch verwalteten deutschen Gebietsteilen, sowie die 
Rückführung deutscher Zivilgefangener und Zivilverschlepp- 
ter aus der UdSSR sind die Rückführungskosten sowie die 
Verwaltungskosten der Arbeitsgemeinschaft der Spitzenver- 
bände der freien Wohlfahrtspflege „Familienzusammenfüh- 
rung und Kinderdienst'' im Vergleich zum Vorjahre erheblich 
angestiegen. Die Verpflichtung des Bundes zur Übernahme 
der Kosten der Rückführung von Deutschen aus dem Ausland 
und aus den unter fremder Verwaltung stehenden deutschen 
Gebietsteilen ergibt sich aus § 15 des Ersten Uberleitungs- 
gesetzes in der Fassung vom 28. April 1955 (BGBl. I S. 193). 
Die Mehrausgabe war daher 

a) auf Grund gesetzlicher Grundlage unvermeidbar und 

b) bei der Aufstellung des Haushaltsplans 1957 nicht vor- 
auszusehen. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 3. Sitzung vom 13. Dezember 1957 von der überplan- 
mäßigen Ausgabe Kenntnis genommen und keine Bedenken 
erhoben. 

Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 


40 04 
302 


885 400,— 


i 


191 866,40 


Beitrag der Bundesrepublik Deutschland zu den Verwaltungs- 
kosten des Zwischenstaatlichen Komitees für Europäische 
Auswanderung (ICEM) 


Der Beitrag der Bundesrepublik Deutschland zu den Ver- 
waltungskosten des Zwischenstaatlichen Komitees für Euro- 
päische Auswanderung (ICEM) ist für das Kalenderjahr 1958 
mit ICEM-Dokument MC 261 vom 7. Oktober 1957 auf 
1 077 266,40 DM festgesetzt worden und im Januar 1958 
fällig. Der Berechnung des Ansatzes von 885 400 DM bei 
Kap. 40 04 Tit. 302 im Rechnungsjahr 1957 liegt noch der 
Beitrag für das Kalenderjahr 1957 zugrunde. Der Beitrag 
wurde im März 1957 aus Mitteln des Rechnungsjahres 1956 
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40 04 
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noch Einzelplan 40 — Soziale Kriegsfolgeleistungen — 


420 000,— 


i 


gezahlt. Die Mehrausgabe in Höhe von 191 866,40 DM war 
daher 

a) bei Aufstellung des Haushalts 1957 nicht vorauszusehen 
und ist, 

b) da es sich um eine rechtliche Verpflichtung der Bundes- 
republik handelt, unabweisbar. 

Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 


41 610, — 


Einmaliger Sonderbeitrag der Bundesrepublik Deutschland 
zur teilweisen Deckung des Defizits im Haushaltsplan des 
Zwischenstaatlichen Komitees für Europäische Auswanderung 
(ICEM) 


Sonderb eitrag der Bundesregierung zur Deckung von zusätz- 
lichen Kosten, die dem Zwischenstaatlichen Komitee für 
Europäische Auswanderung durch den vermehrten Abtrans- 
port von ausgewiesenen oder geflohenen staatenlosen euro- 
päischen Flüchtlingen aus der Volksrepublik China entstehen. 

Die Mehrausgabe wurde 


a) bei Aufstellung des Haushaltsvoranschlags 1957 nicht 
vorhergesehen, da das Auswärtige Amt erst im Rech- 
nungsjahr 1957 die Leistung des Beitrages beantragt hat, 
und sie ist 


b) aus politischen Gründen zur Wahrung des Ansehens der 
Bundesrepublik Deutschland unabweisbar. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 2. Sitzung vom 5. Dezember 1957 von der Maßnahme 
Kenntnis genommen und keine Bedenken erhoben. 

Gemäß § 3 Abs. 1 des Haushaltsgesetzes 1957 ist bestimmt 
worden, daß § 30 Abs. 3 Satz 1 RHO keine Anwendung 
findet. 

Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 


60 02 
220 " 


Einzelplan 60 — Allgemeine Finanzverwaltung — 


340 280, — 


239 320,93 


Verwaltungskostenerstattung an die Versorgungsanstalt des 
Bundes und der Länder 


Gemäß § 20 der Satzung der Versorgungsanstalt des Bundes 
und der Länder sind die an dieser Anstalt beteiligten Ver- 
waltungen verpflichtet, die Kosten der Geschäftsführung der 
Anstalt im Verhältnis des jährlichen Beitragsaufkommens der 
Pflichtversicherten zu tragen. Auf Grund der Endabrechnung 
für 1956 und infolge Zunahme der Zahl der bei Bundes- 
dienststellen beschäftigten Versicherten hat der Bund über 
den veranschlagten Betrag hinaus Verwaltungskosten zu 
leisten, die bei Aufstellung des Haushalts 1957 nicht voraus- 
zusehen waren. Die Zahlung der Verwaltungskostenerstat- 
tung ist eine Rechtspflicht des Bundes. Sie kann daher nicht 
bis zum Rechnungsjahr 1958 zurückgestellt werden. 

Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 
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60 02 ; 
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*) 1 350 000,-- 1 


apl. 304 I 


60 02^ — *) 1 350 000,— 

apl. 305 


Begründung 


- Allgemeine Finanzverwaltung — 

Beitrag zu den Verwaltungskosten der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft 

Die rechtliche Grundlage bildet das Gesetz zu den Verträgen 
vom 25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft und der Europäischen Atomgemein- 
schaft vom 27. Juli 1957 (BGBl. II S. 753 ff.). Die Verträge 
sind am 1. Januar 1958 in Kraft getreten. 

Bis zur Aufstellung des Haushaltsplans für das erste Haus- 
haltsjahr sind die für die Arbeit der Organe der Gemein- 
schaft erforderlichen Beträge im Vorgriff auf die Finanzbei- 
träge durch unverzügliche Vorschüsse der Mitgliedstaaten 
der Gemeinschaft zur Verfügung zu stellen. Sie werden von 
den Finanzbeiträgen für die Durchführung dieses Haushalts- 
plans abgezogen (Artikel 246 Ziff. 3 EWG-Vertrag). 

Auf der Sitzung vom 25. Januar 1958 hat der Rat beschlos- 
sen, der Kommission der EWG zur Deckung ihres Sofort- 
bedarfs einen Barvorschuß (in Höhe von 57 000 000 bfrs. 
einschließlich des Beitrags von 4 500 000 bfrs. zu den Aus- 
gaben des Rates zu gewähren. Der auf die Bundesrepublik 
entfallende Anteil beträgt 28 v. H. von 57 000 000 bfrs. 
— 15 960 000 bfrs. Die Kommission hat diesen Betrag mit 
Schreiben an den Bundesminister des Auswärtigen vom 
14. Februar 1958 angefordert. 

Für die beantragte außerplanmäßige Haushaltsausgabe liegt 
somit ein unvorhergesehenes und unabweisbares Bedürfnis 
vor. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 10. Sitzung am 27. März 1958 von der außerplan- 
mäßigen Ausgabe Kenntnis genommen und keine Bedenken 
erhoben. 

Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 

Beitrag zu den Verwaltungskosten der Europäischen Atom- 
gemeinschaft 

Die rechtliche Grundlage bildet das Gesetz zu den Verträgen 
vom 25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft und der Europäischen Atomgemeinschaf': 
vom 27. Juli 1957 (BGBl. II S. 753 ff.). Die Verträge sind am 
1. Januar 1958 in Kraft getreten. 

Bis zur Aufstellung des Haushaltsplans für das erste Haus- 
haltsjahr sind die für die Arbeit der Organe der Europäischen 
Atomgemeinschaft erforderlichen Beträge im Vorgriff auf die 
Finanzbeiträge durch unverzügliche Vorschüsse der Mitglied- 
staaten der Gemeinschaft zur Verfügung zu stellen. Sie wer- 
den von den Finanzbeiträgen für die Durchführung dieses 
Haushaltsplanes abgezogen (Artikel 214 Ziff. 2 EURATOM- 
Vertrag). 

Auf seiner Sitzung vom 25. Januar 1958 hat der Rat beschlos- 
sen, der EURATOM-Kommission zur Deckung ihres Sofort- 


bedarfs einen Barvorschuß in Höhe von 57 000 000 bfrs. ein- 
schließlich des Beitrags von 4 500 000 bfrs. zu den Ausgaben 
des Rates zu gewähren. Der auf die Bundesrepublik entfal- 
lende Anteil beträgt 28 v. H. von 57 000 000 bfrs. = 15 960 000 
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60 02 9 400 000- 

~396 


60 02 
apL 534 



| bfrs. Die EURATOM-Kommission hat diesen Betrag mit 
Schreiben an den Bundesminister des Auswärtigen vom 
20. Februar 1958 angefordert. 

Bei Verabschiedung des Bundeshaushaltsplans 1957 war der 
EURATOM-Vertrag noch nicht ratifiziert, so daß für das 
Rechnungsjahr 1957 keine Mittel veranschlagt wurden. Es 
liegt somit bei der beantragten außerplanmäßigen Haus- 
haltsausgabe ein unvorhergesehenes und unabweisbares Be- 
dürfnis vor. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 10. Sitzung am 27. März 1958 von der außerplan- 
mäßigen Ausgabe Kenntnis genommen und keine Bedenken 
erhoben. 

Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 

5 982 177,51 Prägekosten r Metallbeschaffungskosten und sonstige Kosten 
für die Unterhaltung des Münzumlaufs und Bekämpfung der 
Falschmünzerei 

Im Laufe des Rechnungsjahres mußten angesichts des Bedarfs 
an Münzen weitere Prägungen durchgeführt werden, die bei 
Aufstellung des Haushaltsplans 1957 nicht vorauszusehen 
waren. Durch die Metallbeschaffung und Prägung entstehen 
höhere Ausgaben. Durch die Verausgabung der Münzen wer- 
den andererseits höhere Einnahmen erzielt, durch die die 
Mehrausgabe voll gedeckt wird. 

*) ^5 ooo 000, Gewährung eines Darlehens von 15 000 000 DM an die Saar- 

bergwerke AG zur Finanzierung von Investitionen auf 
Grund des Artikels 48 des Saarvertrages 

Die Saarbergwerke AG beabsichtigen weitere Investitions- 
güter aus dem Bundesgebiet auf Grund des Artikels 48 des 
Saarvertrages zoll- und mehrwertsteuerfrei einzuführen. 
Voraussetzung für die begünstigte Einfuhr ist, daß die Art 
und Weise der Finanzierung keine mittelbare oder unmittel- 
bare Belastung der Zahlungsbilanz des französischen Wäh- 
rungsgebietes zur Folge hat, also mit Darlehen aus dem Bun- 
desgebiet durchgeführt wird, die erst nach Ablauf der Über- 
gangszeit fällig werden. 

Im Rechnungsjahr 1956 wurde der Saarbergwerke AG für 
diese Zwecke bereits ein Darlehen von 25 000 000 DM im 
Wege einer außerplanmäßigen Bewilligung und als Vor- 
auszahlung auf den im Rechnungsjahr 1957 erstmals bereit- 
gestellten Betrag von 74 000 000 DM zur Verfügung gestellt. 
Zur kontinuierlichen Fortsetzung der begonnenen Investi- 
tionen benötigt die Saarbergwerke AG für die Zeit vom 1. Ja- 
nuar 1958 bis 31. Mai 1958 15 000 000 DM. Die Bundesregie- 
rung hat sich bereit erklärt, den Saarbergwerken diesen Be- 
trag im Wege der Vorauszahlung auf die im Rechnungsjahr 
1958 wiederum vorgesehenen 74 000 000 DM zur Verfügung 
zu stellen. Die Auszahlung wird in Form eines Darlehens er- 
folgen. Da im Rechnungsjahr 1957 im Haushaltsplan für die- 
sen Zweck keine Mittel zur Verfügung stehen, muß die Aus- 
gabe außerplanmäßig geleistet werden. 
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Die Ausgabe muß als unabweisbar im Sinne von Artikel 112 
GG angesehen werden, weil die Saarbergwerke AG den Be- 
trag sogleich benötigen, um die in dem Saarvertrag vorge- 
sehenen Investitionen rechtzeitig durchführen zu können. 
Die Ausgabe war bei der Aufstellung des Haushaltsplans 
1957 noch nicht vorauszusehen. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat von 
der außerplanmäßigen Bewilligung in seiner 12. Sitzung am 
17. „April 1958 Kenntnis genommen und keine Bedenken 
erhoben. 

Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 


*) 30 000 000, — Darlehen an das Land Rheinland-Pfalz 

Das Land Rheinland-Pfalz hat den Bund zur Behebung seiner 
gegenwärtigen Liquiditätsschwierigkeiten um ein kurzfristi- 
ges Darlehen von 30 000 000 DM gebeten. Der Bund hat die- 
ses Darlehen auf Grund einer vertraglichen Vereinbarung in 
der beantragten Höhe gewährt. Haushaltsmittel waren für 
diesen Zweck im Bundeshaushaltsplan 1957 nicht veran- 
schlagt gewesen. Die Ausgabe mußte daher außerplanmäßig 
geleistet werden. Die Voraussetzungen des Artikels 112 GG 
sind erfüllt. 

Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 

*) 101 669 034,42 Darlehen an die Kreditanstalt für Wiederaufbau Frankfurt 
(Main) 

Die Mittel wurden als Darlehen der Kreditanstalt für Wieder- 
aufbau, Frankfurt (Main), gegeben, die sie zum Ankauf von 
Anteilen der Hugo-Stinnes-Corporation, New York, benö- 
tigte. Die Anteile waren im Mai 1957 vom US-Office of Alien 
Property zum öffentlichen Verkauf gestellt worden. Ihr An- 
kauf lag im Interesse der Bundesrepublik. Die Entschließung 
der amerikanischen Behörde war bei der Aufstellung des 
Haushaltsplans 1957 nicht vorherzusehen. Wegen des Ver- 
steigerungstermins konnte die Ausgabe nicht bis zum näch- 
sten Jahr zurückgestellt werden. Sie mußte daher außerplan- 
mäßig gebucht werden. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages ist am 
24. Juni 1957 wegen der Vertraulichkeit der Angelegenheit 
durch den Herrn Bundesminister der Finanzen persönlich un- 
terrichtet worden; er hat keine Einwendungen gegen die 
außerplanmäßige Zahlung erhoben. 

Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 


*) 138 700 000,— 


Darlehen zur Kapitalversorgung der Landwirtschaft 

Zur Durchführung des Zinsverbilligungs- und Schuldenkon- 
solidierungsprogramms für die Landwirtschaft war der Ein- 
satz von Bundeshaushaltsmitteln notwendig, da sich der freie 
Kapitalmarkt für die Kreditschöpfung als nicht genügend er- 
giebig erwies. Dieses unabweisbare Bedürfnis war bei dei 
Aufstellung des Haushaltsplans 1957 nicht vorherzusehen. 
Die Ausgabe mußte daher außerplanmäßig gebucht werden. 
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noch Einzelplan 60 — Allgemeine Finanzverwaltung — 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 234. Sitzung am 27. Juni 1958 von der außerplan- 
mäßigen Bewilligung Kenntnis erhalten und keine Bedenken 
erhoben. 

Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 


60 02 
714 


2 162 000,— 


12 718,66 Instandsetzung des Rundfunkhauses Berlin, Masurenallee 

(Vorgriff) j)j e inistandsetzungsarbeiten am Rundfunkhaus Berlin, Masu- 
renallee, mußten im Rechnungsjahr 1957 zu Ende geführt 
werden. Da die dafür im Rechnungsjahr 1957 veranschlagten 
Mittel nicht voll ausreichten, mußte der Mehrbedarf im Wege 
eines Vorgriffs auf die Mittel des Rechnungsjahres 1958 ge- 
deckt werden. 


60 02 
apl. 890 


60 03 
apl. 890 


l 


*) 63 100 000, Einzahlung auf Kapitalanteil der Bundesrepublik an der 
Europäischen Investitionsbank (1. Rate) 

Die rechtliche Grundlage bildet das Gesetz zu den Verträgen 
vom 25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft und der Europäischen Atomgemeinschaft 
vom 27. Juli 1957 (BGBl. II S. 753 ff.). Die Verträge sind am 
1. Januar 1958 in Kraft getreten. 

Nach Artikel 4 des Protokolls über die Satzung der Euro- 
päischen Investitionsbank, das integrierender Bestandteil 
der obengenannten europäischen Verträge ist, hat die Bun- 
desrepublik einen Kapitalanteil an der Europäischen In- 
vestitionsbank in Höhe von 300 000 000 Rechnungseinheiten 
gezeichnet. Der Wert der Rechnungseinheit beträgt 
0,88867088 g Feingold ( = 1 US-Dollar). Nach Artikel 5 des 
genannten Protokolls zahlen die Mitgliedstaaten 25 v. H. 
des gezeichneten Kapitals (75 000 000 Rechnungseinheiten) 
in 5 gleichen Raten ein. Die erste Rate (15 000 000 Rech : 
nungseinheiten) ist binnen 2 Monaten nach Inkrafttreten des 
Vertrages (1. Januar 1958) zu leisten. 

Bei Verabschiedung des Bundeshaushaltsplans 1957 war der 
EWG-Vertrag noch nicht ratifiziert, so daß der Betrag nicht in 
den Haushaltsplan eingestellt werden konnte. Es liegt somit 
bei der beantragten außerplanmäßigen Haushaltsausgabe ein 
unvorhergesehenes und unabweisbares Bedürfnis vor. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 10. Sitzung am 27. März 1958 von der außerplan- 
mäßigen Bewilligung Kenntnis genommen und keine Beden- 
ken erhoben. 

Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 

*) 92 400 000,— Subskriptionszahlungen für den Internationalen Währungs- 
fonds — Jugoslawien-Ziehung in Höhe von 29 400 000 DM — 
Frankreich-Ziehung in Höhe von 63 000 000 DM 

Die Bundesrepublik Deutschland ist als Mitglied des Inter- 
nationalen Währungsfonds diesem bis zur Gesamthöhe von 
1 386 000 000 DM verpflichtet und hat diese Verpflichtung 
durch Hingabe von Schuldscheinen in das Depot des IWF bei 
der Deutschen Bundesbank vorerst erfüllt. Durch die DM- 
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Ziehung Jugoslawiens und Frankreichs ist erforderlich ge- 
worden, Schuldscheine gegen Hingabe von 92 400 000 DM 
einzulösen. Die Deutsche Bundesbank hat in Übereinstim- 
mung mit E 2 und E 4 der Rules and Regulation die Zahlung 
auf Anforderung des IWF geleistet und dafür dem Depot 
des IWF Schuldscheine in gleicher Höhe entnommen und 
für den Herrn Bundesfinanzminister in Verwahrung genom- 
men. Gleichzeitig hat die Deutsche Bundesbank auf Grund 
des „Vierten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die 
Errichtung der Bank deutscher Länder" (jetzt: Deutsche Bun- 
desbank) vom 6. August 1954 (BGBl. 1954 I S. 240) und eines 
ergänzenden Verwaltungsabkommens hierzu das Kredit- 
konto Nr. 220 der Bundesregierung im Rahmen des Sonder- 
kreditplafonds (für Weltwährungsfonds) mit 92 400 000 DM 
belastet. 

Die Deckung der Mehrausgabe erfolgt durch eine überplan- 
mäßige Einnahmung in gleicher Höhe bei Kap. A 32 01 Tit. 91 
im Rechnungsjahr 1957. 


60 04 
apl. 160 


i 


*) 1 367 296,35 


Zahlungen gemäß §§ 21 a und 22 b BWGöD 

Bei dieser Mehrausgabe handelt es sich um Zahlungen, die 
der Bund gemäß §§ 21 a und 22b des Gesetzes zur Regelung 
der Wiedergutmachung nationalsozialistischen Unrechts für 
Angehörige des öffentlichen Dienstes (BWGöD) in der Fas- 
sung des Gesetzes vom 23. Dezember 1955 (BGBL I S. 820) 
zu leisten hat. 


Die Leistungen waren nach diesem Gesetz unabweisbar; ein 
Hinausschieben der Zahlungen bis in das nächste Rechnungs- 
jahr war nicht möglich. Bei der Aufstellung des Haushalts- 
plans für das Rechnungsjahr 1957 war noch nicht entschieden, 
daß diese Ausgaben im Einzelplan 60 nachzuweisen sind. Die 
entstandene Ausgabe mußte daher außerplanmäßig geleistet 
werden. 


Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 


60 04 
31 1 


945 000 000 — 
(voller Haus- 
haltsansatz) 


65 202 712,60 Leistungen des Bundes nach dem Bundesgesetz zur Entschä- 
(Vorgriff) digung für Opfer der nationalsozialistischen Verfolgung 
(BEG) 

Die Länder führen nach Artikel 83 und 84 GG das Bundes- 
entschädigungsgesetz als eigene Angelegenheit aus. Der 
Bund ist gesetzlich verpflichtet (vgl. Artikel III Nr. 18 BEG 
vom 29. Juni 1956 — BGBL I S. 559 — und § 172 BEG vom 
29. Juni 1956 — BGBL I S. 562), seine in den vorgenannten 
Bestimmungen festgelegten Anteile den Ländern zu erstatten. 
Die Haushaltsüberschreitung ist daher unvermeidbar, weil 
die Länder begründete Rechtsansprüche gegen den Bund gel- 
tend machen können. Der Bund hat keine Möglichkeit, die 
Höhe der Wiedergutmachungsleistungen der Länder zu be- 
einflussen. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 12. Sitzung am 17. April 1958 von dieser Mehraus- 
gabe Kenntnis genommen und keine Bedenken erhoben. 
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